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Die Ausnahme und die Regel
Unlängst haben wir einen außergewöhn-

lichen Menschen auf seinem letzten Weg 
begleitet: den langjährigen RF-Gestalter 
Egon Schansker. In der Rede, die auf ihn 
gehalten wurde, hieß es, der aus Niedersach-
sen stammende und in Westberlin politisch 
aktiv gewordene frühere Schriftsetzer sei ein 
autodidaktisch gebildeter Marxist und ein 
durch nichts zu beirrender klassenbewußter 
Arbeiter gewesen. Menschen dieser Art sind 
nicht die Regel, sondern eher die Ausnahme. 
Das gilt für beide Teile Deutschlands.
Angesichts eines konterrevolutionären Pro-
zesses, der im Anschluß der DDR an die BRD 
gipfelte, stellten Treugebliebene erschrok-
ken fest, wie sehr sich ihre Reihen gelich-
tet hatten. Viele, die sich noch kurz zuvor 
auf stolzen Rossen zeigten und der Partei 
grenzenlose Ergebenheit beteuerten, waren 
über Nacht verschwunden. Die gesellschaft-
liche Umwälzung hatte sie, um mit Lenin zu 
sprechen, als „schmutzigen Schaum“ an die 
Oberfläche gespült. Natürlich gab es nicht 
wenige Enttäuschte, Verzweifelte und Zornige, 
die einer Führung vertraut hatten, welche 
sich in der Stunde der Not als leitungsunfä-
hig und orientierungslos erwies. Mancher 
Hasenfuß war einfach aus Angst davonge-
laufen. Karrieristen standen wie eh und je 
Gewehr bei Fuß, um sich den neuen Herren 
anzudienen. 
Doch neben viel Schatten war da auch Licht: 
Der Kern standhafter Marxisten harrte aus, 
sammelte sich nach dem ersten Schock aufs 
neue, wenn auch vorerst in verschiedenen 
Parteien oder ohne solche Bindung. Wahre 
Genossen verteidigten in stürmischen und 
schweren Tagen unwandelbar ihre Weltan-
schauung, wobei sie sich neuen Einsichten 
nicht verschlossen.
In der DDR waren die Ideen von Marx, Engels 
und Lenin die herrschende Ideologie, das 
theoretische Fundament der sozialistischen 
Gesellschaft. Der Marxismus wurde überall 
gelehrt, ob an Schulen und Hochschulen, in 
Betrieben und Einrichtungen, Parteien und 
Massenorganisationen oder bei den bewaff-
neten Organen. Zehntausende absolvierten 
höhere Bildungseinrichtungen der SED und der 
befreundeten Parteien, der Gewerkschaften 
und des Jugendverbandes. Hinzu kamen das 
Parteilehrjahr und ähnliche Zirkel. Wurden 
deren Hörer und Teilnehmer dadurch auto-
matisch zu Marxisten? Eines steht fest: So 
manche Erkenntnis haftet bis heute. Doch 
nicht jeder, der sich solches Wissen aneignete, 
bezog damit zugleich auch einen festen Klas-

senstandpunkt. Oft geschah die Vermittlung 
formal und ging nicht unter die Haut.
Anstelle einer massengestützten Vorhutpartei, 
wie sie Lenin im Auge hatte, entwickelte sich 
die SED zu einer diffusen Mitgliederpartei 
der 2,3 Millionen. Dabei verlor sie jene poli-
tische Leuchtkraft, welche sie in den Auf-
bruchsjahren ausgezeichnet hatte. Zu ihren 
gravierendsten strategischen Fehlern gehörte 
die frühzeitige Aufgabe des Kurses der ideolo-
gischen Verschmelzung von Kommunisten und 
Sozialisten. Die Sozialistische Einheitspartei, 
deren positive Traditionen es aufzugreifen 
und zu bewahren gilt, hatte sich im April 1946 
auf dem grandiosen Vereinigungsparteitag 
ausdrücklich zum Marxismus bekannt. Die 
dort beschlossene Linie hätte man – auch mit 
Blick auf viele ehrliche Sozialdemokraten im 
Westen – langfristiger fortsetzen und vertie-
fen sollen. Statt dessen wurde schon Anfang 
der 70er Jahre die Parole ausgegeben, alle 
SED-Mitglieder seien fortan als Kommuni-
sten zu betrachten. Das war linksradikaler 
Voluntarismus! Ich erinnere mich an propa-
gandistische Großveranstaltungen der Partei, 
auf denen ich im Namen der 7321 oder 5479 
„Kommunisten“ des Kreises Soundso willkom-
men geheißen wurde.
In der alten BRD knüpfte man direkt an Hit-
lers mörderische Kommunistenhatz an. Dort 
wurden bereits 1956 die KPD verboten und 
Zehntausende Genossen auf rechtsbrecherische 
Weise juristisch verfolgt, bevor man Mitglieder 
der 1968 zugelassenen DKP mit Berufsverbo-
ten überzog. Die politische Führung der BRD 
machte von Beginn an kein Hehl daraus, daß 
der Antikommunismus ihre Leitideologie ist. 
Das gilt von Adenauer bis Merkel, aber auch 
für die Brandts, Schmidts, Schröders, Münte-
ferings und Steinmeiers. 
Es ist zu befürchten, daß Spitzen der Links-
partei – allen voran die in ihr verbliebenen 
Kaufmanns und Weckessers – perspektivisch 
eine Vereinigung mit der SPD auf der Basis des 
Sozialdemokratismus anstreben.  
Gebildete und standhafte Marxisten gibt 
es in Ost und West nach wie vor, auch wenn 
viele der Besten bereits gestorben sind. Inzwi-
schen haben wir uns von der Illusion befreit, 
der Schein sei das Wesen der Dinge. Und wir 
wissen: Nicht Masse, sondern Klasse zählt. 
Menschen wie Egon Schansker, die sich für 
andere aufopfern, bleiben vorerst die Aus-
nahme. Dafür, daß sie eines Tages zur Regel 
werden – und auf dem Weg dorthin war man 
in der DDR zweifellos ein Stück vorangekom-
men – treten wir an.  Klaus Steiniger
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Kriminelle Kriminalisierer
Ein ehemaliger Offizier der DDR-Grenztruppen  

zum Wahnsinn mit Methode

Seit dem 7. Oktober 1949, dem Grün-
dungstag der DDR, hieß das erklärte 

Ziel sämtlicher Bundesregierungen: Dieser 
Staat muß weg! Weg von der geographi-
schen Darstellung zunächst, heute weg 
aus der Geschichte, weg aus positiven 
Erinnerungen. Zur Vertreibung seines 
Geistes bedient man sich jedes Mittels, 
allen voran Falschdarstellungen und 
Verleumdungen. Über Ursachen für die 
Notwendigkeit der Grenzsicherung zur 
BRD wird wohlweislich der Mantel des 
Schweigens gebreitet. 
Es ist befremdlich, wie in der Nähe der 
kleinen Ortschaft Geisa der Kalte Krieg 
vehement fortgesetzt wird. Auf dem Gelände 
von Point Alpha errichtete man einer „viet-
namkriegserprobten“ US-Einheit ein Denk-
mal. Der Leitspruch und der Kampfauftrag 
dieses Aufklärungsverbandes belegen den 
aggressiven Stationierungszweck unmit-
telbar an der Staatsgrenze der DDR. Die 
Darstellungen suggerieren dem unbedarf-
ten Besucher ein „lustiges Soldatenleben“ 
mit vielen Freizeitangeboten. Der wahre 
Hintergrund des Einsatzes an der Trenn-
linie von Warschauer Vertrag und NATO 
wird damit kaschiert. 
Man muß an dieser Stelle daran erin-
nern, daß die NATO bereits am 4. April 
1949 gegründet wurde, der Warschauer 
Vertrag aber erst am 14. Mai 1955 unter-
zeichnet worden ist. Oder wer weiß schon, 
daß die Adenauer-Regierung bereits 1958 
für die Ausrüstung der Bundeswehr mit 
Trägersystemen für nukleare Kurzstrek-
kenraketen optierte. Bei der Stabsübung 
„Fallex 66“ am 17. Oktober 1966 probte 
das Bonner Kabinett mit rund 1500 Bun-
destagsbediensteten im Regierungsbun-
ker bei Ahrweiler (Eifel) den „Ernstfall“. 
Das Szenario endete mit dem Beschluß, 
Kernwaffen einzusetzen. Dabei wurde 
die totale Vernichtung Europas billigend 
in Kauf genommen. 
Wie und womit sind wohl Hintergründe 
und Ziele der dann durchgeführten NATO-
Manöver unter Bundeswehrbeteiligung 
wie „Wintershield“ (Januar 1960), „Pan-
thersprung“ (Januar 1967), „Großer Rös-
selsprung“ (September 1969), „Schneller 
Wechsel“ (September 1974), „Standhafte 
Chatten“ (September 1977) oder „St. Georg“ 
(September 1980) sowie die gesamte 
„Autumn Force“-Serie, um nur einige zu 
nennen, zu erklären? Oder war es auch 
nur ein Zufall, daß sich während des US-
Manövers „Global Shield 81“ innerhalb 
von zehn Minuten 400 Kampfflugzeuge, 
von 70 Luftwaffenstützpunkten der USA 
auf der ganzen Welt aus gestartet, in der 
Luft befanden? Was wollte man damit wohl 
demonstrieren? Ebenso ist es doch offen-
sichtlich, daß zwischen der vom damaligen 
US-Präsidenten James Carter am 25. Juli 

1980 erlassenen „Presidential Directive 
Number 59“, welche dem „Kernwaffenerst-
schlag“ Vorrang gegenüber allen anderen 
Varianten eines Nuklearwaffeneinsatzes 
einräumte, und der bereits am 12. Dezem-
ber 1979 durch den NATO-Rat beschlos-
senen Stationierung von zusätzlichen 464 
Marschflugkörpern „Cruise Missiles“ und 
108 „Pershing II“-Raketen in fünf europä-
ischen Mitgliedsstaaten ein unmittelbarer 
Zusammenhang bestand.
Was soll also diese Einseitigkeit und 
Verlogenheit im „Haus auf der Grenze“ 
und auf dem Gelände des „Point Alpha“? 
Warum spricht man der DDR, die von über 
100 Staaten der Erde diplomatisch aner-
kannt war, das Recht ab, ihre Grenzen 
so zu sichern, wie sie es für angemessen 
gehalten hat? Was soll das Geschrei über 
die „Mauer“? Andere Grenzen, u. a. die der 
USA zu Mexiko oder die Israels zu Palä-
stina, finden nur selten Erwähnung. Wozu 
auch? Es geht den Gegnern des Sozialismus 
um die Abrechnung mit einer verhaßten 
Gesellschaftsordnung. 
Wer sich in Gefahr begibt, kann darin 
umkommen! So hart das auch klingen 
mag, aber alle sogenannten Mauerop-
fer haben die Gefährdung ihres eigenen 
Lebens wissentlich in Kauf genommen. Die 
in jeder Armee der Welt geltende „Schuß-
waffengebrauchsbestimmung“ heute als 
„Schießbefehl“ auszulegen, ist Rufmord 
gegenüber allen Grenzsoldaten, die der 
DDR ehrlich gedient haben. Keiner von 
uns war ein schießwütiges, willenloses 
Monster in Uniform. 
Es ist legitim, sich mit der Vergangenheit 
und daraus abzuleitenden historischen 
Erfahrungen zu beschäftigen. Die Aufar-
beitung darf jedoch nicht zur Farce werden 
– und genau das geschieht seit 20 Jahren 
in den sogenannten Grenzmuseen. Damit 
ist ihnen jeder museale Wert abzuspre-
chen. Man diffamiert bewußt uns Grenzer 
der DDR, während man auf der anderen 
Seite den Biedermann in Uniform zeigt, 
der nur seine Dienstvorschriften befolgte. 
Auch dann, wenn eine bewußt in Szene 
gesetzte Provokation begangen oder ein 
Angehöriger der DDR-Grenztruppen in 
angeblicher Notwehr erschossen wurde. 
Alles im Namen der „freiheitlich-demo-
kratischen Grundordnung“. Kein Wort von 
Brandanschlägen, Viehvergiftungen oder 
anderen Diversionsakten Anfang der 50er 
Jahre seitens jener Gruppierungen, die 
vom Territorium der BRD aus operierten 
und so mit ausdrücklicher Billigung der 
Bundesregierung handelten. 
Es gibt keinerlei Unterlagen, aus denen 
hervorgeht, daß jemals ein uniformierter 
Grenzschützer der BRD durch DDR-Grenzer 
oder eine von West nach Ost wechselnde 
Person sein Leben verloren hat. So wie die 

Angehörigen des Bundesgrenzschutzes, des 
Zollgrenzdienstes oder der Bayerischen 
Grenzpolizei nach geltendem Recht der BRD 
gehandelt haben, so haben die Grenztrup-
pen der DDR ebenfalls ihren gesetzlichen 
Auftrag erfüllt. Und was für die eine Seite 
legitim war, wird der anderen zum Vorwurf 
gemacht und juristisch verfolgt.
Die Stationierung einer US-Aufklärungs-
einheit (wie oben beschrieben) und deren 
Tätigwerden an der Grenze zur DDR haben 
sicher keinem Selbstzweck gedient. Es 
fehlt andererseits jeder Nachweis, daß eine 
Kampfeinheit der Sowjetarmee, ähnlich 
wie die „Black Horse“, in unmittelbarer 
Nähe der Staatsgrenze der DDR zur BRD 
stationiert worden wäre.
Wer das alles noch immer nicht nüchtern 
betrachtet, wird auch in Zukunft ein Pro-
blem haben, hinter die Kulissen der psy-
chologischen Kriegführung im Sinne von 

„Point Alpha“ und dem „Haus auf der Grenze“ 
zu blicken. Wer das vermag, wird indes 
erkennen, daß der Wahnsinn Methode 
hat. Heute wird in vielen Bereichen des 
„deutsch-deutschen Miteinanders“ alles 
getan, eine wirkliche Annäherung von Ost 
und West zu verhindern. Das empfindet 
man auch auf dem Gelände und in den 
Räumen der erwähnten „Gedenkstätten“. 
Im kleinen „Grenzmuseum“ des Städtchens 
Tann/Rhön wird ein Besucher, der selbst 
in den Grenztruppen der DDR gedient 
hat, gleichfalls den Eindruck der Einsei-
tigkeit und Dämonisierung nicht los. Die 
„Zonengrenze“, erfährt man dort, sei nie 
als Staatsgrenze anerkannt worden. 
Die Sieger entscheiden stets, wie Geschichte 
zu interpretieren ist. Besonders im Vorfeld 
gewisser Jahrestage und im Wahlkampf 
von Parteien, deren antikommunistische 
Angebote sich in Unverfrorenheit über-
schlagen, wird kein Versuch ausgelassen, 
den ersten sozialistischen Staat auf deut-
schem Boden und dessen Grenzsicherung 
noch hysterischer als bisher zu kriminali-
sieren. Da kann man nur sagen: kriminelle 
Kriminalisierer.

Dipl.-Historiker Wolfgang Kutz, 
Oberstleutnant a. D., Brehna

Am 29. August um 10 Uhr spricht 
Generalmajor a. D. Hans-Werner 
Deim auf einer Veranstaltung der 
Regionalgruppe Dresden im „Haus 
der Begegnung“, Großenhainer Straße 
93, über das Thema 

Die Militärpolitik der Russi-
schen Föderation
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Wahlköder und Seelenmassage
Warum die BRD-Oberen lügen, daß sich die Balken biegen

Bundesdeutsche Politik überschlägt sich 
in „Jubiläen“. Eines wird nicht offizi-

ell begangen: 60 Jahre Kalter Krieg gegen 
die DDR. Doch er verfängt immer weniger. 
Schon vor der Krise waren 73 % der Ost-
deutschen der Auffassung, Sozialismus sei 
eine gute Sache, müsse das nächste Mal 
nur besser gemacht werden. 
Frau Merkel befand, daß dies so nicht 
bleiben dürfe, weshalb ihr nichts Besseres 
einfiel, als zu sagen: „Wahrheit bedeu-
tet eben auch, Verklärung entgegenzu-
wirken.“ Jedenfalls sind die Vergleiche, 
die Menschen mit den Erfahrungen von 
zwei Systemen unvermindert anstellen, 
für bundesdeutsche Politik und Medien 
Grund genug, den Kalten Krieg gegen die 
DDR sogar noch „anzuheizen“. Er soll 
helfen, die Öffentlichkeit der BRD mög-
lichst bis zu den Bundestagswahlen von 
den Folgen der tiefgreifenden Krise des 
eigenen Systems maximal abzulenken. 
Frau Merkel hatte sich mit Blick auf die 
bevorstehende „Erneuerung“ des Par-
laments schon 2007 weit aus dem Fen-
ster des Bundeskanzleramtes gelehnt: 
„Ich möchte, daß die Menschen in zwei 
Jahren sagen können: 2009 geht es uns 
noch besser als 2007.“ 
Auf Verklärungstrip, behauptete sie auch: 
„Der Aufschwung kommt bestimmt bei 
den Menschen an.“ Und als die Turbu-
lenzen an den internationalen Finanz-
märkten schon nicht mehr zu übersehen 
waren, versprach sie immer noch, „die 
Grundlagen des Aufschwungs weiter zu 
stärken, damit die Menschen auf mehr 
Wohlstand setzen können“. Erst im 
Herbst 2008 wurde eine neue Sprachre-
gelung eingeführt. Nun war von einer „Kon-
junkturdelle“ die Rede. Dann hieß es, die 
Rezession sei aus den USA „eingeschleppt“. 
Bald meinte die Kanzlerin: „So eine ernste 
Lage hatten wir noch nie“, orakelte jedoch 
unverdrossen, die Krise werde Deutschland 
„vielleicht nur leicht berühren“. 
Doch schon bald mußte eine staatsmono-
polistische Lösung her. Im Rekordtempo 
beschloß die Bundestagsmehrheit, einen 
Rettungsschirm für die Finanzhaie auf-
zuspannen. Die Kleinigkeit von 480 Mil-
liarden Euro wurde lockergemacht. Um 
den Kapitalismus als System aus der 
Schußlinie zu ziehen, erklärte man nun, 
keiner sei an der Krise schuld. Höchstens 
einzelne Manager hätten „versagt“. Als 
Motiv wurde „Gier“ genannt. SPD-Kanz-
lerkandidat Steinmeier wiegelte ab: „Wer 
nach Schuld fragt, liegt falsch, wir müssen 
in die Zukunft blicken.“
Zum Jahreswechsel 2008/2009 wurde 
verstärkt Seelenmassage betrieben. Der 
Bundespräsident, ein Mann vom Fach, 
vermittelte „Zuversicht“, daß „wir die Her-
ausforderungen meistern werden“. Er sei 
froh über die „Gelassenheit“, die er „über-
all im Lande erlebt“ habe. Dann forderte 

er die Maßlosen zum Maßhalten auf: „Wir 
brauchen Anstand, Bescheidenheit und 
Maß.“ Das zielte vor allem auf den „Rest“ 
der Bevölkerung. Auch die Bundeskanzle-
rin hob die „Verantwortung aller“ bei der 
Krisenbewältigung hervor. Und Angela 
Merkel entdeckte sofort die wahren Ursa-
chen des Geschehens: „Man hätte einfach 

eine schwäbische Hausfrau fragen sollen. 
Sie hätte uns eine ebenso kurze wie richtige 
Lebensweisheit gesagt: ‚Man kann nicht 
auf Dauer über seine Verhältnisse leben. 
Das ist der Kern der Krise.’ Köhler pflich-
tete ihr bei: „Wir haben alle über unsere 
Verhältnisse gelebt.“
Um die Hilfsbereitschaft der Regierung für 
das Finanzkapital zu rechtfertigen, wurde 
nun „Schicksalsgemeinschaft“ angesagt. 
Deutsche-Bank-Chef Ackermann verkün-
dete: „Wir sitzen alle in einem Boot.“
Betrügerische Verheißungen machten die 
Runde. Gutsherr zu Guttenberg, z. Zt.  als 
Wirtschaftsminister verwendet, sah schon 
mal die Talsohle der Krise. Dann schränkte 
er ein, sie werde „noch in diesem Jahr 
erreicht“. Die Kanzlerin und der Herr von 
und zu beteuern abwechselnd: „Mut, Kraft 
und Zuversicht sind im Land gut ausgeprägt.“ 
Das Schlimmste sei „wohl überstanden“. 
Frau Merkel weiß gar: „Deutschland wird 
gestärkt aus der Krise hervorgehen.“ 
Die Regierung sucht den Eindruck zu 
erwecken, sie habe alles im Griff. Dem-
gegenüber kommentierte „Der Spiegel“: 
Der jüngste Konjunkturgipfel habe wie 
ein „Beerdigungskaffee“ gewirkt. Alles 

läuft darauf hinaus, daß die Regierung 
eine bisher nicht bekannte Qualität der 
Umverteilung von unten nach oben vorbe-
reitet. Nach den Bundestagswahlen wird 
zugeschlagen.
Unter Arbeitern und Angestellten wächst 
die Angst, den Job zu verlieren. Die Zahl 
der Erwerbslosen und Kurzarbeiter erhöht 

sich. Wut und Zorn nehmen zu. Vorerst 
noch dumpf und nicht direkt gegen das 
System gerichtet. DGB-Chef Sommer aber 
hat Angst: „Wenn die immensen Kosten 
der Krise nach den Wahlen ... abgewälzt 
werden, entsteht ein Gebräu, das explo-
siv sein kann.“ Der Herr zu Guttenberg 
will nicht, daß eine „derartige Situation 
herbeigeredet“ wird. „Financial Times 
Deutschland“ bemerkt dazu: „Die Ruhe ist 
nicht die einer zufriedenen Gesellschaft. 
Es ist die Ruhe vor dem Sturm.“
Unterdessen wird Wahlspeck en gros 
verteilt. Die „größte Rentenerhöhung“ 
aller Zeiten wird beschlossen, obwohl 
die Kassen angeblich leer sind. Um 
deutlich zu machen, daß es sich um 
einen Wahlköder handelt, kündigt man 
zugleich künftige Nullrunden an. Die 
Abwrackprämie für Autos hat einen 
Kaufstopp für Gebrauchtwagen und 
ernste Absatzprobleme für die Branche 
schon in nächster Zukunft zur Folge. Die 
Reparaturwerkstätten sind auf Durst-
strecken eingestellt. 
SPD-Finanzminister Steinbrück ver-
spricht mit Blick auf sein vermutliches 
Ausscheiden nach den Wahlen das Blaue 
vom Himmel: „Ich schließe Steuerer-
höhungen aus.“ Frau Merkel will eine 
Senkung der Unternehmenssteuer sowie 

Entlastungen „für den Zeitraum 2010 bis 
2013“, also nach den Wahlen. Die Kanzlerin 
platzt vor Großspurigkeit: „Im Jahr 2010 
wird der seit langem größte Schritt zur 
Entlastung der Bürger getan.“ Gemeint ist 
die Entlastung ihrer Geldbeutel.
All das sind hohle Phrasen. Tatsächlich ste-
hen Steuerausfälle von 300 bis 350 Milliar-
den Euro ins bundesdeutsche Haus. Von der 
Neuverschuldung, auf die Herr Steinbrück 
spezialisiert ist, ganz zu schweigen. 
„Der Spiegel“ meint: „Eine Mischung aus 
Realitätsblindheit und Roßtäuscherei. Sie 
sind eine schwere Hypothek für die nächste 
Regierung, die nicht nur mit der dramati-
schen Lage der Staatsfinanzen fertig werden 
muß, sondern auch mit dem Vorwurf, die 
Bürger mal wieder belogen zu haben.“
Da wirkt die Behauptung der Kanzlerin 
ebenso grotesk wie borniert, die DDR habe 
auf „einem alles durchdringenden Leben in 
Lüge“ gefußt. Der unverdächtige „Spiegel“ 
stellt demgegenüber fest: „Die Geschichte 
der Republik ist eine Geschichte der Wahl-
lügen.“ Gemeint ist die BRD. Dort werden 
am 26. September die Netze eingeholt.

Prof. Dr. Georg Grasnick
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Boß der Schlapphüte als SPD-Spitzenkandidat
Schröders Geheimdienstkoordinator  

Frank-Walter Steinmeier will Bundeskanzler werden 

Angie hinter Gittern?

Na endlich! Offensichtlich ist das Per-
sonenroulette in der „Volkspartei“ SPD 

zum Stillstand gekommen. Der Gewinner 
ist Frank-Walter Steinmeier, und inzwi-
schen liegt auch der genaue Fahrplan vor, 
das SPD-Wahlprogramm. Man verspricht, 
sozial und demokratisch anzupacken – mit 
Frankie an der Spitze, dem sich gequält 
fröhlich gebenden Schattenmann, der nicht 
für Zuckerbäckerei, sondern für die Koor-
dinierung der Geheimdienste Schröder 
zur Seite stand. „Es entscheidet sich, wie 
es nach der Krise in unserem Land weiter-
geht“, lockt der Kandidat frisch und froh 
in die SPD-Wahlfalle. „Unser Regierungs-
programm ist ein Angebot an die gesamte 
Gesellschaft. Es richtet sich an alle, die 
unser Land besser, gerechter und mensch-
licher machen wollen.“
Hoppla – wir stehen erst am Beginn der 
Krise! Oder?
Steinmeier, das Schlitzohr mit dem Weich-
machersound, sagt frank und frei: „Ja zum 
Afghanistan-Engagement.“ Sind wir hier 
etwa beim Theater? Und wer spielt wel-
che Rolle?
Als Schmankerl quält sich die SPD fast 
am Schluß ihres Programms zu der Aus-
sage durch:
„Drohende Aufrüstung weltweit verlangt 
nach einer neuen Entspannungspolitik.“ 
Das liest sich aber in den einschlägigen 
Druckerzeugnissen der Bundeswehr, die 
parlamentarisch von der SPD beaufsichtigt 

wird, ganz anders. Ihr Magazin „Y“ bebildert 
den Seehecht DM2A4, den „schwergewich-
tigsten modernen Torpedo“ insbesondere 
für die U-Boot-Klasse 212A der bundesdeut-
schen Marine, und spricht von der verbes-
serten Exportvariante. Das produzierende 
Rüstungsunternehmen Atlas-Elektronik 
GmbH hat seinen Sitz in Bremen.
Der Y-Leser erfährt überdies: „1980 geneh-
migte der Deutsche Bundestag die Beschaf-
fung von 322 Flugzeugen als Nachfolger für 
den Starfighter. Nach mehr als 25 Jahren 
werden 2010 die ersten Euro-Fighter in der 
Jagdbomberrolle den Tornado in Nörvenich 
ersetzen.“ Der Preis je Euro-Fighter beträgt  
85 Millionen Euro, wird mitgeteilt. Dann 
heißt es: „Das Jagdgeschwader 74 in Neuburg 
a. d. Donau ist der zweite Verband, der mit 
dem Euro-Fighter ausgestattet wurde.“
Vor der Ausmusterung der alten Flugzeug-
typen am 22. Mai 1991 verlor die Bundes-
wehr insgesamt 292 Maschinen.
In bezug auf Afghanistan stellt das Maga-
zin „Die Bundeswehr“ fest, das Parlament 
habe der Stationierung von bald 4500 Deut-
schen am Hindukusch zugestimmt. Derzeit 
seien es noch 3800 Soldaten und Offiziere, 
die nach Auskunft der SPD-Bundestagsab-
geordneten und Vorsitzenden des Verteidi-
gungsausschusses Ulrike Merten in fremden 
Ländern ihren Dienst „politisch notwendig, 
militärisch sinnvoll und moralisch begrün-
det“ ausüben. Was nun, Herr Steinmeier? 
Steht da nicht in Ihrem Wahlprogramm 

schwarz auf weiß: „Wer für internationale 
Abrüstung und eine konsequente Friedens-
politik ist, muß SPD wählen.“ Was für ein 
unverfrorener Bluff!
Schrankenloser Waffenexport – ausgeführt 
von Rheinmetall, Mercedes, MAN und ande-
ren Unternehmen des bundesdeutschen 
Kapitals – hat die BRD zum drittgrößten 
Rüstungsexporteur der Welt gemacht. 
Was ist da glaubwürdig, Herr Steinmei-
er?
Die NATO-Bürokratie fließt mit einem 
hohen BRD-Anteil geradezu über. „Die Bun-
deswehr“ offenbart: „Heute sitzen 22 000 
Beamte im Brüsseler NATO-Hauptquartier. 
Dagegen stehen 66 000 Soldaten im Einsatz. 
Das SPD-Wahlprogramm aber verkündet 
unverdrossen: „Weniger Bürokratie. Wir 
setzen uns für weitere Erleichterungen im 
Verwaltungsverfahren ein.“ Wie viele SPD-
Genossen gehören eigentlich Aufsichtsräten 
an und haben auf diese Weise den ganzen 
Krisenschlamassel samt astronomischer 
Schuldensummen mit verursacht?
Also Aufräumen in der eigenen Partei, die 
sich mit den Begriffen sozial und demokra-
tisch schmückt, oder es geht rapide weiter 
bergab, wie das die Resultate der EU-Wahl 
bereits gezeigt haben.
Ach ja, das SPD-Programm enthält auch 
noch eine deutliche Absage: „Mit den Lin-
ken nicht!“ Na denn! Guten Rutsch in die 
Bedeutungslosigkeit, Geheimdienstkoordi-
nator Steinmeier! Hans Horn

Unter der Schlagzeile „Angela Merkel im 
Stasi-Gefängnis“ führte die stark CDU-

lastige „Schweriner Volkszeitung“ – heute 
ein regionales Konzernblatt in Mecklenburg 
– am 6. Mai ihre Leser in die Irre. 
Als ich diese reaktionäre Postille in Händen 
hielt, traute ich ob einer solchen Information 
zunächst meinen Augen nicht. Die Kanzle-
rin im Knast! Tatsächlich sah man Angela 
Merkel diesmal mit verbissenen Gesichtszü-
gen statt des sonst für die Presse zur Schau 
gestellten Lächelns. Sie blickte grimmig aus 
dem Käfig. Ich dachte, mich tritt ein Pferd. 
Donnerwetter, so sprach ich vor mich hin. 
Das hat’s doch noch nie gegeben, daß einer 
bundespolitischen Persönlichkeit in diesem 
Land mit solcher Aufmerksamkeit begegnet 
wird. Bisher waren vor allem Kommunisten, 
Sozialisten oder andere politisch Linksla-
stige die Zielscheiben der natürlich völlig 
unabhängigen BRD-Justiz. Hat daran etwa 
jemand gedreht?
Unwillkürlich schoß mir der Gedanke durch 
den Kopf: Befindet sich meine einstige mit-
telbare Nachbarin, die Templiner Mitschü-

lerin eines meiner Söhne jetzt etwa in einer 
derart prekären Situation? Hat man der 
frommen Angela, die sich als Pfarrerstoch-
ter gesellschaftspolitisch so stark ins Zeug 
legte, nach ihrem steilen Karrieristenflug 
am Ende doch noch einen Strick aus ihrer 
einstigen Verstrickung in den „Kommunis-
mus“ gedreht?
Gemach! Mein Irrtum klärte sich sofort 
auf, als ich den Begleittext las. An der Seite 
des „Muster-Knaben“ – eines Musters ohne 
Wert – hatte Frau Merkel die mit soviel Haß 
geschaffene und mit antikommunistischer 
Häme bedachte einstige „Stasi-Hölle“ in 
Berlin-Hohenschönhausen besichtigt. Sie 
wollte dieses „Relikt der Grausamkeit“ aus 
DDR-Tagen mit eigenen Augen betrachten. 
Dafür posierte sie hinter Gittern. Schließ-
lich ist sich die frühere FDJ-Agitatorin und 
heutige Verweserin des imperialistischen 
deutschen Staates im Superwahljahr 2009 
eine solche Einlage schuldig. 
So zum Teil der „Ausstellung“ geworden, 
stöhnte Angela Merkel in die Kameras: „Die 
DDR war ein Unrechtsstaat.“ Mag die Kanz-

lerin ruhig in ihrer bizarren Gedankenwelt 
verharren: Doch in einer Frage muß man ihr 
zustimmen: Sicher war es Unrecht, Leuten 
ihres Schlages auf Kosten der Arbeiter und 
Bauern der DDR goldene Treppen zu bauen. 
So wahr ihr Gott helfe!

Walter Krüger, Dudinghausen
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Neben Max Reimann und Kurt Bach-
mann ist Herbert Mies eine der drei 

herausragenden Führungspersönlichkei-
ten, die Westdeutschlands kommunisti-
sche Bewegung seit 1945 hervorgebracht 
hat. Er war Leiter des Zentralbüros der 
von den Adenauers und Globkes frühzeitig 
verbotenen westdeutschen FDJ, gehörte 
dem Politbüro der in die Illegali-
tät getriebenen KPD an und stand  
17 Jahre an der Spitze der DKP. Dabei 
konnte er sich auf viele erfahrene, 
bewährte und kenntnisreiche Mit-
streiter stützen. 
Jetzt hat der inzwischen 80jährige 
Marxist-Leninist seine Lebenserin-
nerungen aufgeschrieben. Kontrastie-
rend mit der faden Gesichtslosigkeit 
manch anderer Darstellungen wirkt 
die persönliche und politische Bilanz 
des Lenin-Friedenspreisträgers Her-
bert Mies, den auch die UdSSR, die 
DDR und andere sozialistische Staa-
ten mit höchsten Auszeichnungen 
ehrten, wie ein reinigendes Gewitter. 
Der klassenbewußte Mannheimer 
Arbeiterjunge, der später zu einem 
Führer der internationalen kom-
munistischen Bewegung werden sollte, 
macht tatsächlich Nägel mit Köpfen. Er 
vermeidet nutzlose Allgemeinplätze ebenso 
wie platte Schönfärberei. Dort, wo es auf 
Wahrhaftigkeit ankommt, schlägt er keine 
Haken. Möglicherweise könnte der eine oder 
andere Leser zu dem Eindruck gelangen, 
bisweilen sei ein Schuß zuviel Selbstdar-
stellung im Spiel. Doch dem sei entgegen-
gehalten: Dem Verfasser des spannenden 
Lebensberichts kommt es auf ein Höchst-
maß an Authentizität an – und da muß er 
unweigerlich immer wieder selbst in den 
Zeugenstand. Herbert Mies hat die Uni-
versitäten des Klassenkampfes absolviert 
und auf der Moskauer Parteihochschule 
solides Klassiker-Wissen erworben. Damit 
weiß er ebenso behutsam wie wirkungsvoll 
umzugehen. In der Auseinandersetzung 
mit dem Klassenfeind bedient er sich des 
schweren Säbels, im Umgang mit Irrenden 
und Abtrünnigen aus den eigenen Reihen 
kommt bisweilen auch das Florett zum 
Einsatz. Herbert Mies bestreitet die Ver-
dienste des einen oder anderen in zurück-
liegender Zeit nicht.
Packende Schilderungen wechseln mit 
sensiblen Betrachtungen. Im Unterschied 
zu manchen, die sich mit Klarheit in derlei 
Fragen schwertun, nennt er die Dinge beim 
Namen. So bekennt er sich rückhaltlos zur 
Sowjetunion, zur DDR und zur proletari-
schen Weltanschauung, verzichtet aber 
nicht auf ihm wichtig erscheinende Nuancen 
und Einschränkungen. Unmißverständlich 
verweist der angesehene Experte für die 
Geschichte der Arbeiterbewegung seiner 
engeren Mannheimer Region, in die er 1990 
nach einem Herzinfarkt  zurückgekehrt ist, 

Herbert Mies zieht Bilanz
Lebensstationen eines standhaften Kommunisten

auf Halbheiten und Defizite. Auch unzu-
lässige Einmischungsversuche anderer 
Parteien – so der Führungen von SED und 
KPdSU – in die inneren Angelegenheiten 
der DKP kommen zur Sprache.
Dort, wo Grund zum Stolz auf seinerzeit 
Geleistetes besteht – erwähnt seien hier 
nur die mit umfassender Unterstützung 

von Sportlern, Künstlern und Ensembles 
sozialistischer Länder, vor allem der DDR, 
ausgerichteten grandiosen UZ-Pressefeste, 
an denen stets Hunderttausende teilnah-
men –, klingt berechtigte Genugtuung an. 
Wenn aber Negatives, Rückschläge und 
Mißerfolge zu vermelden sind, macht der 
Autor deutlich, wo der Hase im Pfeffer liegt. 
Bei klarer Hervorhebung der einstmals star-
ken Positionen der DKP in Gewerkschaften, 
Betriebsräten, Jugend- und Studenten-
organisationen, der Friedensbewegung 
sowie auf kommunaler Ebene wird auch 
ihre Achillesferse benannt: die eklatante 
Schwäche der Partei bei landesweiten 
Wahlen. Im Kampf um Bundestagsmandate 
ging sie mit einem Anteil von höchstens 
0,3 % stets leer aus. Die gleichgeschaltete 
antikommunistische Hetze fast aller Kon-
trahenten, die stets bestrebt waren, die 
DKP als eine „ferngesteuerte Kraft“, als 
„Fremdkörper“ im politischen Organismus 
der BRD darzustellen, blieb all die Jahre 
nicht ohne Wirkung.
Tragisch mutet die Schilderung des bis 
heute nicht überwundenen Niedergangs der 
lange Zeit keineswegs einflußarmen, weil 
organisatorisch und ideologisch einheit-
lichen DKP in den späten 80er Jahren an. 
Gorbatschows phrasenreiches Geschwätz 
von Glasnost und Perestrojka, das auch in 
der DDR viele Genossen nicht durchschau-
ten, verfing bei einem zwar minoritären, 
aber dennoch bedeutenden Teil der Kader 
und Mitglieder. Die spalterischen und 
zersetzenden Aktivitäten der sogenann-
ten Erneuerer-Strömung unter Führung 
des Hamburger Bezirksvorsitzenden und 
heutigen Bundestagsabgeordneten Wolf-

gang Gehrke sowie anderer Reformisten, 
die bald schon ihrer Partei den Rücken 
kehrten, um unter neuen Dächern ihr Heil 
zu suchen, stellten die DKP etliche Male 
vor existenzbedrohende Krisen und Zer-
reißproben. Fatal wirkte sich dann die 
Niederlage des Sozialismus in der UdSSR, 
der DDR und den übrigen sozialistischen 

Staaten Europas aus. Im Gefolge 
der Konterrevolution, die vor allem 
vom Westen Deutschlands aus-
ging, wurde die DKP zahlenmäßig 
dezimiert und ideologisch weiter 
geschwächt. Wie ernst es um sie 
stand, offenbarte der Bonner Partei-
tag im März 1990. Den Delegierten 
war das hintergründige „Angebot“ 
Gregor Gysis zugegangen, die DKP 
aufzulösen und individuell der PDS 
beizutreten. Mit nur einer Stimme 
Mehrheit wurde dieses Ansinnen 
durch die Delegierten abgelehnt.
Sicher gibt es in der Darstellung 
von Herbert Mies, dem wir uns auf 
das freundschaftlichste verbunden 
fühlen, auch Passagen, die nicht auf 
die Zustimmung jedes Lesers stoßen 
werden. So etwas ist normal und 

erscheint dem Rezensenten daher zweit-
rangig. Diese Autobiographie ist ein infor-
matives, interessantes, parteiliches und 
hervorragend geschriebenes Geschichts-
buch, das in die Hände jedes deutschen 
Kommunisten und revolutionären Sozia-
listen gehört. Klaus Steiniger

Herbert Mies: „Mit einem Ziel vor Augen“. 
Erinnerungen. Vorwort von Egon Krenz,
Verlag am Park, Berlin 2009, 350 Seiten, 
19,90 Euro, ISBN 9-783897-931794
Auch zu beziehen über: Neue Impulse Ver-
lag GmbH, Hoffnungstraße 18, 45127 Essen, 
Tel. 0 20 12 48 64 82

Vor 65 Jahren – am 18. August 1944 
– wurde der große deutsche Arbeiter-
führer Ernst Thälmann in Buchenwald 
ermordet. Unsere Aufnahme zeigt die 
Porträtbüste des Vorsitzenden der KPD 
vor der Ernst-Thälmann-Gedenkstätte 
am Rande des Kleistparks von Frank-
furt (Oder). 

Verhaftung in Frankfurt/M. am 8. Februar 1968
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Globkes langer Schatten

Niemand stürzte mich vom Baugerüst
Wie eine BZ-Redakteurin den 17. Juni 1953 erlebte

Im Juni-„Rotfuchs“ erschien unter der 
Überschrift „Gehlens und Globkes 

Rechtsstaat“ein bemerkenswerter Beitrag, 
gestützt auf eine Leserzuschrift.
Im Herbst 2008 bekam ich eine Einladung 
zur Voraufführung einer Dokumentation 
von ARTE/WDR unter dem Titel „Der Mann 
hinter Adenauer: Hans Maria Globke“. Am  
8. Oktober wurde dann der Beitrag erstmals 
ausgestrahlt. Mit Sicherheit haben ihn viele 
RF-Leser gesehen.
Ich aber hatte Gelegenheit, an der Diskussion 
teilnehmen zu können, die der Vorauffüh-
rung folgte. Und das war sehr aufschluß-
reich. Als Gesprächsteilnehmer standen 
die Filmautoren, Journalisten der Redak-
tionen ARTE und WDR und ein Historiker 
von der Universität Gießen zur Verfügung. 
Ganz ohne Wertung wurde vom Podium aus 
ausdrücklich betont: allesamt Westdeutsche. 
Ich glaube, auch im Publikum waren wir aus 
dem Osten die absolute Minderheit.
Als erfahrener DDR-Bürger geriet ich bald 
in Zweifel, ob ich denn nicht „im falschen 
Film“ gesessen habe. Das meiste hatte ich 

Dem im RF 137 erschienenen Beitrag 
aus der Feder des Schriftstellers Max 

Zimmering möchte ich aus etwas anderer 
Sicht einige Details hinzufügen.
Damals wohnte ich in Berlin-Grünau und 
arbeitete in der eigens eingerichteten Auf-
bau-Redaktion der „Berliner Zeitung“. Der 
Leiter war Gerhard Bengsch. Der 17. Juni 
wurde offensichtlich schon am 16. vor-
bereitet. Da hörten wir in der Redaktion, 
die sich in der Jägerstraße befand, lautes 
Gegröle. Ein Demonstrationszug bewegte 
sich, aus der Gegend Leipziger Straße 
kommend, die Friedrichstraße entlang. 
Vorneweg marschierten etwa 300 Leute 
in fleckenlos-neuen Maureranzügen. Sie 
gaben den Ton an. Das waren mit Sicherheit 
keine Bauarbeiter aus dem Osten. Von denen 
liefen auch einige hinterher. Ich rannte 
schnell auf die Straße, kannte ich doch 
durch meine Tätigkeit sehr viele Maurer 
aus der Stalinallee, um deren Normen es 
ja im Besonderen ging. Ich konnte keinen 
einzigen entdecken und fand statt dessen 
nur einen von der Baustelle Opernhaus. 
Der nannte als Motiv für seine Teilnahme, 
daß er die Schwiegereltern in Rumänien 
nicht besuchen dürfe.
Anderntags ging ich um 10 Uhr vormit-
tags zur S-Bahn, um in die Redaktion zu 
gelangen. Doch nichts fuhr! Statt dessen 
bewegte sich auf der Straße Auto an Auto 
in Richtung Zentrum. Ich versuchte es 
per Anhalter, was zu DDR-Zeiten durch-
aus üblich war. Aber keine der Limousi-

doch schon mal gehört oder gelesen. Zum 
Beispiel bei Albert Norden auf einer Pres-
sekonferenz des Nationalrats der Natio-
nalen Front, im Braunbuch der DDR oder 
auch in den Sendungen des Deutschen 
Soldatensenders, der sich kürzlich in dem 
vom „RotFuchs“ rezensierten Buch „Stopp 
NATO!“ („Die NATO im Brennglas“, RF 
6/2009, S. 19) aus dem Verlag Wiljo Heinen 
ganz offiziell vorstellte. Übrigens wurde 
er zum ersten Mal von einer Insider-Feder 
beschrieben.
Damals qualifizierten die Westmedien 
das alles als böswillige „kommunistische 
Propaganda“ oder „absurde Zonenlügen“ 
ab. Um so verblüffender ist da ein kurzes 
Zitat aus der ARTE-Presseinformation:  
„... Globke, der bestinformierte Mann in 
Bonn, kontrollierte die Geheimdienste und 
holte Hitlers Generäle in die Führungs-
spitze der Bundeswehr.“
Und im „arteMAGAZIN“ heißt es: „Hans 
Maria Globke, seit 1953 Staatssekretär im 
Bundeskanzleramt, war die rechte Hand des 
ersten deutschen Bundeskanzlers Konrad 

Adenauer. Mit Globke fiel von Anfang an 
der lange Schatten des gerade überwunde-
nen NS-Regimes auf die junge BRD, denn 
der Jurist war einst Mitkommentator der 
Nürnberger Rassegesetze und Beamter im 
Reichsinnenministerium.“ Anders hatte 
es Albert Norden seinerzeit auch nicht 
dargestellt.
Und noch eine Zusatzbemerkung: Die Erst-
ausstrahlung der ARTE-Dokumentation 
erfolgte nicht nur in Deutschland, sondern 
zeitgleich auch in Frankreich, wo Globke 
lange Zeit als unerwünschte Person gegol-
ten hatte. 
Ist es nicht überfällig, die gegenwärtige 
Debatte um den angeblichen „Unrechtsstaat 
DDR“ mit der vermeintlichen Rechtsstaat-
lichkeit der BRD in Beziehung zu setzen? 
Den Zeitzeugen der Gründung der beiden 
deutschen Staaten sind bekanntlich bio-
logische Grenzen gesetzt. Wer vermittelt 
dann jüngeren Bundesbürgern die histo-
rischen Wahrheiten von gestern?

Oberst a. D. Dr. Dieter Langer, 
Königs Wusterhausen

nen hielt. Offensichtlich hatte die Partei 
aus anderen Regionen Hilfe nach Berlin 
beordert, was mir durchaus verständlich 
erschien. Als dann die ersten sowjetischen 
Panzer in die Innenstadt rollten, gab ich 
es auf. Ich traute mir nicht zu, die 30 km 
bis zur Redaktion zu Fuß zurückzulegen. 
Die Trüppchen, welche Max Zimmering 
auf der Straße gesehen hat, waren sicher 
auch Leute, die mit der S-Bahn hatten 
fahren wollen und nun versuchten, ihre 
vermutlich näher gelegenen Betriebe auf 
diese Weise zu erreichen. Was sich dann 
im Innern Berlins ereignet hat, ist von 
Max Zimmering geschildert worden. Am 
nächsten Tag fuhr die S-Bahn wieder. In 
der Redaktion herrschte Ratlosigkeit. Wir 
mußten zuerst in Erfahrung bringen, wie 
es auf der Baustelle Stalinallee aussah. Es 
gab allerdings keine roten Fahnen an den 
Häusern – das muß Zimmering nachträg-
lich eingefallen sein –, denn zu dieser Zeit 
wurde noch gebaut, und niemand wohnte 
bereits dort. Das weiß ich genau, weil ich ja 
jeden Tag auf dieser Baustelle zu tun hatte. 
Nun sollte ich an jenem 18. Juni wieder 
dorthin, um die Situation zu erkunden. Mir 
war mulmig. Würde man mich angreifen, 
vielleicht sogar vom Gerüst werfen?
Ich fiel nicht vom Gerüst, sondern aus 
allen Wolken. In ihrer Kluft standen die 
Brigaden wie immer da, maulten nur, was 
denn heute los sei, niemand würde ihnen 
Arbeit zuteilen. Offensichtlich hatten sie 
das Ausmaß der Ereignisse des Vortages 

nicht gewollt. Es ging doch nur um die 
Normen, darüber sollte gesprochen wer-
den, aber nicht so.
In den nächsten Tagen schliefen wir alle in 
der Redaktion, um notfalls unser Gebäude 
zu schützen. Aber die Lage blieb ruhig. Dann 
bot uns Stefan Heym an, unter dem Motto 
„Offen gesagt“ Lageberichte zu schreiben. 
Die Chefredaktion akzeptierte das. Da ich 
im selben Stadtteil wie der Schriftsteller 
wohnte, brachte ich ihm öfter Material, das 
wir recherchiert hatten. So z. B. über die 
Frauen in der Großbäckerei Bötzowstraße, 
die sich erfolgreich gegen Eindringlinge 
gewehrt hatten. Eine von ihnen mokierte 
sich über die schmutzigen Stiefel eines 
Sowjetsoldaten. Der drehte sich um und 
antwortete: „Schuhe schmutzig, aber Kopf 
sauber.“ Das wurde dann der Titel des 
Buches, das Stefan Heym zunächst zum  
17. Juni verfaßte. Er hat es dann noch zwei-
mal umgeschrieben. Die beiden späteren 
Fassungen kenne ich nicht. Es wäre aber 
sicher ganz interessant zu erfahren, wie 
der bekannte Literat in den Mainstream 
eingeschwenkt ist. Oder?
Soweit meine Sicht auf die Ereignisse. 
Unterschätzt hat unsere Führung damals 
offensichtlich das Ausmaß koordinierter 
Vorbereitungen des Feindes. Denn nicht nur 
in Berlin, sondern auch an vielen anderen 
wichtigen Orten begann der Putsch ja zur 
gleichen Zeit. Ich habe das später z. B. in 
Buna nachgeprüft. Da haben die Histori-
ker noch viel Arbeit. Gisela Tews
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Todesschüsse aus dem Westen
Als der DDR-Grenzer Gerhard Hofert im Klassenkampf fiel

„Brüder und Schwestern“

Anfang August 1949. Im Grenzpolizei-
Kommando Schlagbrügge, an der Straße 

von Schönberg nach Ratzeburg gelegen, ver-
staut Volkspolizei-Wachtmeister Gerhard 
Hofert ein paar Sachen in einer Reisetasche. 
Anstrengende Tage und Nächte des Dienstes 
an der Grenze zur britischen Besatzungszone 
liegen hinter ihm und seinen Kameraden. 
Die Grenze oder Demarkationslinie (wie sie 
damals hieß) ist noch offen, nur von wenigen 
VP-Angehörigen bewacht. Lediglich Steine 
und Pfähle markieren den alten Grenzverlauf 
zwischen Mecklenburg und Schleswig-Hol-
stein. Deshalb versucht fast täglich eine 
große Anzahl Menschen von Ost nach West 
und West nach Ost zu wechseln, von denen 
viele keinesfalls friedliche Absichten hegen. 
Schmuggler und Schieber sind darunter, die 
sich auf unehrliche Weise bereichern wollen, 
aber auch Kriminelle der verschiedensten 
Art. Ganze Banden unternehmen immer 
wieder Versuche, wichtige Güter – Maschi-
nen, Textilien, Lebensmittel, Buntmetalle 
–  aus der sowjetischen Zone nach dem 
Westen zu bringen, um sie dort mit hohem 
Gewinn abzusetzen. Doch auch politische 
Verbrecher treiben ihr Handwerk, sie wollen 
den Aufbau einer neuen gesellschaftlichen 
Ordnung in Ostdeutschland sabotieren und 
schädigen. Der vom kapitalistischen Westen 
begonnene Kalte Krieg macht die Grenze zu 
einem Brennpunkt der Auseinandersetzung 
zwischen West und Ost.
Diese Situation verlangt von den zur Grenz-
sicherung eingesetzten Volkspolizisten zu 
jeder Zeit hohen Einsatz. Deshalb ist Ger-
hard Hofert froh, ein paar Tage daheim in 
Fürstenberg ausspannen zu können. Er freut 
sich auf das Wiedersehen mit seiner jungen 
Frau Lilli, mit der er seit zwei Jahren ver-

Es steht im Landes-Lebensbuch:
Vor zwanzig Jahren kam der Bruch,
der Osten wurde umgestaltet,
von neuem, altem Geist verwaltet.
Und die Verwaltung hat geklappt:
Man hat die Konkurrenz gekappt!
Die Landschaft blühte nur im Wort,
es zogen viele Junge fort,
um schnell am Glücksrad mitzudrehn,
erkannten spät: Das bleibt oft stehn!
Natürlich konnte man nun reisen,
braucht’ nicht mehr „die Partei“ zu preisen!
Es gab Bananen, Pilsner-Bier,
doch auch den Schritt:  
„Vom WIR zum MIR“!
Das war egal, die „D-Mark“ rollt,
DIE haben schließlich wir gewollt!
Doch ganz allmählich wurde klar,
daß da noch etwas andres war:

Den Wohlstand mußte man bezahlen,
mit schwarzen Kreuzen bei den Wahlen,
doch hackt die Krähe, das kam raus,
der andren nie ein Auge aus!
Erst Arbeitsamt, dann Agentur,
oft bleibt Hartz IV und Betteln nur.
Die Landschaft blüht schon lang nicht mehr,
man füllt’ sie mit Beton und Teer.
Das ist der Investoren Lohn,
dem Ossi reicht es nur zum Hohn.
Wenn Bagger reißen Häuserlücken
gibt es für viele nur noch „Brücken“,
denn seltener sind U-Bahn-Schächte,
wo man verbringen kann die Nächte.
Den Kindern gibt man nun den Rat:
Verlasse schnell den „Vater Staat“,
such dir das Glück, das „Arbeit“ heißt,
in einem Land, wo frei der Geist!

Wenn das nicht geht, zieh in den Krieg
für Deutschland – hol am „Horn“ den Sieg!
Ach Kinder, welche raren Schätze –
und damit schließ ich meine Sätze.
Will nur zum Schluß ein Wort erwähnen,
für das wir alle uns wohl schämen:
„Wir sind das Volk“ – das war die Pforte
für jene, die uns schenkten Worte.
Wann endlich wird der „Souverän“
so wieder auf die Straße geh’n?
Seit zwanzig Jahren „Paradies“,
warum wohl Adam das verließ?
Das will der gute Westen sein? 
NEIN!
Der Wilde Westen der ist da –
JA!

Werner von Halle, Radebeul

heiratet ist, besonders jedoch auf seinen 
kleinen Sohn Helmut, den er leider nur hin 
und wieder sehen kann.
Während Gerhard in Gedanken schon bei 
seiner Familie weilt, löst der Komman-
doleiter Alarm aus. Der Grenzer läßt alles 
stehen und liegen, eilt zur Waffenkammer, 
empfängt seinen Karabiner und die Muni-
tion. Dann wird er mit seinen Kameraden 
schnell eingewiesen. Ein Mann treibe sich 
im Grenzabschnitt herum, offensichtlich 
jener, der sich unter dem Namen „Michels“ 
schon seit einiger Zeit im westlichen Meck-
lenburg aufhält. Es ist bekannt, daß er in 

den Gaststätten Westzigaretten verteilt und 
freigiebig „Runden schmeißt“. Dabei fordert 
er die Bauern immer wieder auf, die Ernte 
nicht „an die Roten“ abzuliefern, sondern auf 
dem schwarzen Markt zu verkaufen oder sie 
„nach drüben“ zu bringen. Er könne dorthin 
„Wege und Türen öffnen“. Und er schimpft 
und geifert auf die Grenzpolizisten, beson-
ders die Offiziere.
Gerhard Hofert begibt sich in den ihm 
befohlenen Postenbereich und trifft schon 
kurz darauf auf einen Fremden, welcher 
der Gesuchte sein könnte. Er erklärt ihm, 
daß er vorläufig festgenommen sei. Doch 
der Mann schlägt dem Wachtmeister vor, 
„die Knarre wegzuschmeißen“ und mit ihm 
„nach drüben“ zu gehen. Hofert zögert kei-
nen Moment, packt den Grenzverletzer. Doch 
dieser zieht plötzlich eine Pistole und drückt 
ab. Gerhard Hofert bricht tot zusammen. 
Zwei herbeieilende Kameraden überwälti-
gen den Mörder.
Gerhard Hofert ist gerade 25 Jahre alt gewor-
den. Geboren am 2. Februar 1924 wuchs er 
bei seinen Großeltern auf, da seine Mutter 
frühzeitig verstarb. Den Vater verlor er im 
faschistischen Krieg, er fiel an der Ostfront. 
1944 holten die Nazis auch Gerhard zur 
Wehrmacht, aber er wollte nicht für Hitler 
und das deutsche Kapital sterben. Er deser-
tierte, und der Großvater versteckte ihn bis 
zur Befreiung durch die Rote Armee bei sich 
in Fürstenberg. Danach erlernte Gerhard 
den Beruf eines Schlossers, bis er im März 
1949 die Entscheidung traf, Volkspolizist zu 
werden und an die Grenze zu gehen.
Gerhard Hofert war der erste von 25 Gren-
zern der DDR, die im Dienst von Feinden des 
Sozialismus feige und hinterhältig ermordet 
wurden. Günter Freyer
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Konrad Henleins Nachfolger bleiben gefährlich
Was steckt hinter dem „sudetendeutsch-tschechischen Konflikt“?

Anfang Juni 2009 fand in Augsburg der 
60. Sudetendeutsche Tag statt. Wie zu 

erwarten, gab es wieder massive Angriffe 
auf Tschechien. Franz Pany, Bundesvor-
sitzender der Sudetendeutschen Lands-
mannschaft, warf Staatspräsident Vaclav 
Klaus eine „antieuropäische Haltung“ und 
das Festhalten an den Beneš-Dekreten vor. 
Bernd Posselt, Sprecher der „Sudetendeut-
schen Volksgruppe“, kündigte eine von 
beiden Seiten zu besetzende „Wahr-
heitskommission“ an. Der bayerische 
Ministerpräsident Seehofer, jetzt ober-
ster Schutzpatron der sudetendeut-
schen Revanchisten, will nach Prag 
reisen, um dort „kontroverse Fragen“ 
anzusprechen. Die kollektive Vertrei-
bung der Sudetendeutschen auf der 
Grundlage der Beneš-Dekrete bleibe 
Unrecht, verkündete er. Diese dürften 
in einem Europa der Freiheit, Rechts-
staatlichkeit und Menschenwürde 
nicht für immer gültig bleiben.
Lassen wir die Geschichte sprechen. 
Die sudetendeutsch-tschechische Tra-
gödie nahm aus meiner Sicht mit dem 
Friedensvertrag von Saint Germain 
vom 10. September 1919 zwischen der 
Entente und Österreich ihren Anfang. 
Österreich mußte auf den Anschluß 
an das Deutsche Reich verzichten, 
der Trennung von Ungarn zustimmen, 
die neuen Staaten Tschechoslowakei 
und Polen sowie die Königreiche der 
Serben, Kroaten und Slowenen aner-
kennen. Gegen den Willen der dort 
ansässigen deutschen Bevölkerung wurde 
das Sudetenland in die ČSR eingegliedert. 
Die im Oktober 1918 gebildete tschechoslo-
wakische bürgerliche Republik wurde zu 
einem Vielvölkerstaat mit 9,75 Millionen 
Tschechen und Slowaken, 3,32 Millionen 
Deutschen, 720 000 Ungarn, 100 000 Polen 
sowie Ukrainern und Angehörigen anderer 
nationaler Gruppen.
Auch ein selbständiger Staat, der von den 
Sudetendeutschen gefordert wurde, wäre 
mit der genannten Bevölkerungszahl denk-
bar gewesen. Versuche, zu eigener Regie-
rungsfähigkeit zu gelangen, wurden von 
Prag nicht zugelassen. Zögerlich kam man 
dem Vorschlag des USA-Präsidenten Woo-
drow Wilson nach, der in seiner Friedens-
deklaration vom 18. Januar 1918 gefordert 
hatte, den Völkern der österreichisch-unga-
rischen Monarchie die nationale Autonomie 
einzuräumen. So gab es in der ČSR auch 
Deutsch als Amtssprache sowie deutsche 
Schulen, Theater, Kinos und Firmen. Das 
Wahlrecht bei Teilnahme auch deutscher 
Parteien war gewährleistet. 
Die von dem Reichenberger Turnlehrer 
Konrad Henlein organisierte Sudetendeut-
sche Heimatfront (SHF), die sich später zur 
Sudetendeutschen Partei (SDP) formierte, 
nahm am Wahlkampf in aggressiver Form 
teil. Bereits 1935 konnte die Henlein-Partei 

68 % der deutschen Wählerschaft hinter 
sich bringen. Ihre Zielsetzung war am 
Ende eindeutig: Ablehnung einer nationalen 
Autonomie im Verband des tschechoslo-
wakischen Staates, Verzicht auf staatliche 
Selbständigkeit, Anschluß an das Deutsche 
Reich, „Heim ins Reich!“
Hitler paßte diese Zielsetzung ausgezeichnet 
in sein Konzept. Mit Hilfe seiner „Fünften 
Kolonne“, wie der ehemalige tschechoslo-

wakische Ministerpräsident Zeman die 
Anhänger der Henlein-Partei bezeichnete, 
wollten die deutschen Faschisten das Sude-
tenland – ein mit industriellen Ressourcen 
ausgestattetes Gebiet – an sich reißen.
Es kam zum Münchner Abkommen, dem 
Triumph Hitlers, der zugleich das Einge-
ständnis des Versagens der westlichen 
imperialistischen Mächte und Verrat am 
tschechoslowakischen Volk war. Mit dem 
29. September 1938 gehörte der „Sudeten-
gau“ zum Deutschen Reich. Die Henlein-
Anhänger unter den Sudetendeutschen 
begrüßten die „Befreier“ mit frenetischem 
Jubel. Doch dieser Coup war nur die Vorstufe 
zur Zerschlagung der übrigen Tschecho-
slowakei im März 1939. Die meisten Sude-
tendeutschen feierten den Einmarsch der 
faschistischen Truppen in Prag genauso 
enthusiastisch wie den ein halbes Jahr 
zuvor erfolgten Anschluß ihres Gebiets 
an das Deutsche Reich. 
Nach sechs Jahren unbeschreiblicher 
Erniedrigung und Qual kam 1945 für 
das tschechische Volk dann die Befrei-
ung gerade auch aus jenem Land, dessen 
Hilfe zur Verhinderung des faschistischen 
Überfalls Beneš 1938 abgelehnt hatte: der 
UdSSR. Es ist verständlich, daß sich ange-
sichts der durch die Okkupanten began-
genen Grausamkeiten – denken wir nur 

an Lidice, Theresienstadt, die Ermordung 
Julius Fučiks und Abertausender anderer 
Patrioten – Haß auf „die Deutschen“ ent-
wickelte, der nach dem Einzug der Befreier 
auch zu bedauerlichen Ausschreitungen 
gegenüber Sudetendeutschen führte. Es 
gab Exzesse. Von offizieller tschechischer 
Seite waren sie nicht organisiert, sondern 
ereigneten sich außerhalb ihrer Kontrolle. 
Schon wenige Wochen nach der Nieder-

werfung Hitlerdeutschlands, als die 
Einheiten General Ludvik Svobodas 
– in der Sowjetunion aufgestellte Ver-
bände – den Ordnungsdienst übernah-
men, setzte eine gewisse Beruhigung 
der Lage ein.
Ziehen wir das Fazit: Im Grunde genom-
men waren Tschechen wie Sudeten-
deutsche Spielball von Mächten, die 
das Völkerrecht mit Füßen traten und 
von der Weltherrschaft träumten. Oder 
auch von Politikern, die nicht begrif-
fen hatten, daß man einen Aggressor 
international rechtzeitig in die Schran-
ken weisen muß.
Angemerkt sei auch, daß die sogenannten 
Beneš-Dekrete nicht Ausdruck eigen-
mächtigen Handelns waren, sondern 
in Absprache mit den Siegermächten 
formuliert wurden. Nicht beantwort-
bar ist die Frage – unterstellt, alles 
hätte nicht so stattgefunden –, wie 
sich die Sudetendeutschen angesichts 
der heutigen Entwicklung in der BRD 
verhalten würden, wären sie Bürger 
des tschechoslowakischen Staates 

geblieben. 
Was beide Völker erleben mußten, ist inzwi-
schen Geschichte. Ein Zurück gibt es nicht. 
Neue Generationen sind herangewachsen, 
die – um Vergangenes wissend – dazu in 
der Lage sein sollten, positive Schlüsse aus 
der Chronik des deutsch-tschechischen 
Verhältnisses für ein friedliches Mitein-
ander zu ziehen. Dr. Rudolf Dix

Am 14. August wird Genosse 

Dr. Ernst Heinz
Mitglied des Vereinsvorstandes und  
Leiter der RF-Regionalgruppe Berlin,  
75 Jahre alt. Von frühester Jugend an  
hat er sich in vielen Funktionen – vor 
allem als langjähriger 1. Sekretär der 
SED-Kreisleitung Berlin-Prenzlauer Berg, 
später als Sekretär der hauptstädtischen 
SED-Bezirksleitung – hervorragend 
bewährt.
Ernst ist nicht nur ein erfahrener und 
politisch gebildeter Marxist-Leninist, 
sondern auch ein kluger, umsichtiger, 
bescheidener und warmherziger 
Mensch.

Eine Umarmung, lieber Kampfgefährte!

Grafik von Thomas Kruse aus „Ret & Vrang“, 
Dänemark
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Ungebrochener sorbischer Widerstand
Wie die deutschen Faschisten die Domowina zerschlugen

Sehr erfreulich und verdienstvoll ist, 
daß der „RotFuchs“ in Nr. 136 an den 

sorbischen Patrioten und Demokraten Dr. 
Jan Cyž erinnert. Der Artikel brachte den 
Lesern der Zeitschrift einen großen Teil 
des Lebens und Kampfes dieses Antifa-
schisten nahe. Haben Sie Dank für Ihre 
Veröffentlichung!
Als Kind habe ich Dr. Cyž noch persön-
lich erleben können. Er war ein enger 
Freund meines Großvaters Jan Skala, der 
bis zum Berufsverbot durch Goebbels  
12 Jahre als Chefredakteur der „Kulturwehr“, 
der  Zeitschrift des Verbandes der nationa-
len Minderheiten in Deutschland, tätig war. 
Nach dem tragischem Tod Jan Skalas hat 
Dr. Cyž unmittelbar nach Kriegsende meine 
Großmutter Else Skala bei der Sicherung 
des Überlebens unserer Familie tatkräftig 
unterstützt. Ich möchte einige Details aus 
seinem Leben hier darlegen.
Als die Faschisten an die Macht kamen, gingen 
Dr. Cyž , Pawoł Nedo, Jan Skala, Měrćin Nowak-
Njechorński, Marko Smoler und andere in 
der zweiten Jahreshälfte 1933 daran, auf 
die neue Situation zu reagieren. Der Reichs-
tagsbrand (27. 2. 1933), die Notverordnung, 
willkürliche Verhaftungen, die Errichtung 
des „Muster”-Konzentrationslagers Dachau 
(März 1933) und die Politik der „Gleichschal-
tung“ machten ihnen rasch klar, daß im 
Nazi-Reich Brutalität vor Legalität ging. 
Die Sorben sollten vor allem durch Zei-
tungsverbote, Zwangsversetzungen von 
Lehrern, Verbot der Teilnahme sorbischer 
Kinder an tschechoslowakischen Ferienla-
gern und Haussuchungen bei engagierten 
Vertretern ihrer eigenständigen Bewegung 
eingeschüchtert werden.
Gestützt auf nationalbewußte Angehörige 
des sorbischen Volkes gingen Skala und 
seine Freunde daran, mit der Domowina 

und in ihr einen Weg zu suchen, das sor-
bische Volk nicht untergehen zu lassen. In 
einem dafür bedeutsamen Artikel erin-
nerte Skala daran: „Die Sorben haben ihre 
zur freiheitlichen Entwicklung erforderli-
chen Volkstumsrechte seit dem Jahre 1848 
ununterbrochen geltend gemacht.“ Kultu-
relle Entrechtung, Assimilation, soziale 
Deklassierung durch die Jahrhunderte 
haben es nicht vermocht, „die slawische 
Individualität ... der Lausitzer Serben zu 
enteignen oder gar restlos zu zerstören“. 
Diese politische Aussage Skalas ist inso-
fern beachtenswert, als zu dieser Zeit alle 
deutschen Parteien bereits verboten waren 
oder sich selbst aufgelöst hatten. 
Besonders gefährlich für die Sorben war 
die vom Breslauer Professor Steller 1935 
verbreitete Behauptung, bei den Sorben 
finde sich nichts Slawisches, sie seien Teil 
des deutschen Volkstums und lediglich 
wendisch sprechende Deutsche. Diese For-
mulierung findet sich kurz darauf in einer 
von den Nazis ausgearbeiteten Satzung 
der Domowina. Unmittelbar nach deren 
Erhalt berief der Domowina-Vorsitzende 
Nedo für den 19. Januar 1936 eine Konfe-
renz von Vertrauensleuten nach Radibor 
ein. Die Anwesenden mußten mit Gesta-
pospitzeln rechnen und wußten, schon für 
eine unbedachte Formulierung könne man 
ins KZ oder Zuchthaus kommen. Vor allem 
Skala und der katholische Theologe Alojs 
Andricki äußerten sich dennoch furchtlos 
und offen gegen die Nazi-Satzung. Sie wurde 
einmütig abgelehnt. Dieser Widerstand 
verhinderte die Integration der Domowina 
in das faschistische System. 
Als Reaktion darauf beschlossen Reichsre-
gierung und NSDAP: „Die Domowina wird 
gezwungen“ die ... Satzung anzunehmen; dem 
Domowina-Vorsitzenden „wird ein Ultima-

tum gestellt“; bei Nichtannahme „werden 
alle Veranstaltungen von der Polizei ver-
boten“. Hauptversammlung und Vorstand 
der Domowina lehnten erneut konsequent 
die Benennung der Domowina als Bund 
„wendisch sprechender Deutscher“ ab. „Die 
„Erfüllung dieser Forderung (würde) eine 
Verantwortungslosigkeit sondergleichen 
dem sorbischem Volkstum gegenüber bedeu-
ten.“ Mit Würde, Mut und Standhaftigkeit 
widerstand die Domowina unter Führung 
von Nedo und Dr. Cyž rassistischer und 
antislawischer Terrorisierung. Jan Skala 
hatte am Zustandekommen des Widerstands 
einen unverwechselbaren Anteil. 
Am 18. März 1937 verbot der Chef der Wen-
den-Abteilung die Domowina, weil deren 
Tätigkeit „als gegen die Erhaltung der 
öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung 
gerichtet angesehen“ wird. Am 15. August 
jenes Jahres besetzte die Gestapo das Sor-
bische Haus in Bautzen, verhaftete Dr. Jan 
Cyž, beschlagnahmte Schriftstücke und das 
Vermögen der Domowina. Im Januar 1938 
wurde auch Jan Skala festgenommen und 
gemeinsam mit Dr. Cyž und Jurij Mercink 
der „Vorbereitung zum Hochverrat“ ange-
klagt. Doch am 1. Juni 1939 stellte der 
Volksgerichtshof in Berlin das Verfahren 
in der Strafsache gegen die drei führen-
den Sorben ein. Die Anklage, sie hätten 
gemeinsam das Ziel verfolgt, die Lausitz 
vom Deutschen Reich loszureißen und sie 
dem tschechischen Staat einzuverleiben, 
wobei sie mit Hilfe ausländischer Zeitun-
gen und panslawistischer Vereinigungen 
unwahre Nachrichten über die Behandlung 
der Sorben durch den deutschen Staat ver-
breitet hätten, konnte trotz des in großem 
Umfang beschlagnahmten Schriftgutes 
nicht bewiesen werden. 

Dr. habil. Peter Kroh, Neubrandenburg

Das hier ist ein Plakat der NPD, wel-
ches unsere Stadt während der Kam-

pagne zu den Europaparlamentswahlen 
„zierte“. Es ist weder Julius Streichers 
„Stürmer“ entnommen, noch stammt es 
aus der Giftküche des Propagandami-
nisteriums von Josef Goebbels. Dieses 
Machwerk sah man in den Straßen der 
„Europastadt Görlitz/Zgorzelec“. Sie liegt 
an der polnischen Grenze und lebt kul-
turell wie wirtschaftlich ganz erheblich 
auch von den Besuchern aus dem Land 
östlich der Neiße.
Beschämend: Die Oberen von Görlitz, das 
sich erst unlängst um den Titel der Kul-
turhauptstadt Europas beworben hatte, 
waren offenbar außerstande, gegen diese 

Ein polenfeindliches Machwerk

empörende Hetze vorzugehen. Natür-
lich finden sich nicht alle Görlitzer mit 
dem polenfeindlichen Elaborat ab. Pro-
test regte sich. Doch die NPD ging mit 
ihrer zum Ausländerhaß aufstacheln-
den Parole auf Wählerfang. Man darf 
sich keinen Illusionen hingeben: Der 
Chauvinismus erzielt in bestimmten 
Kreisen Wirkung.
Selbst wenn auf Protest von Görlitzer 
Bürgern die Plakate abgenommen wor-
den wären, bliebe der Vorgang ein unge-
heurer Skandal. Er besteht darin, daß 
so etwas in den Augen der Stadtoberen 
überhaupt als „akzeptabel“ betrachtet 
worden ist. 
 Bernd Gutte, Görlitz
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Zurückweichen und Selbstvernichtung
Aus der Rede von Ronald M. Schernikau auf dem  

letzten Schriftstellerkongreß der DDR Anfang März 1990 

Moralisch-politischer Ausverkauf
Wie auf Anbiederung Bedachte den 13. August 1961 kommentierten

Ich bin Ronald M. Schernikau, komme 
aus Westberlin, bin seit dem 1. Septem-

ber 1989 DDR-Bürger, habe drei Bücher 
veröffentlich und bin Kommunist.
Die Dummheit von Kommunisten halte ich 
für kein Argument gegen den Kommunis-
mus. Der Sieg des Feindes versetzt mich 
nicht in Traurigkeit, eine Niederlage ist eine 
Niederlage, das sind Angelegenheiten bloß 
eines Jahrhunderts. Was mich verblüfft, 
ist die vollkommene Wehrlosigkeit, mit 
der dem Westen Einlaß gewährt wird, das 
einverständige, ganz selbstverständliche 
Zurückweichen, die Selbstvernichtung der 
Kommunisten. Ich habe jeglichen Glauben 
verloren heißt doch: Ich bin bereit, mich 
dem Westen vollkommen zu überlassen. 
Kaum ist Honecker gestürzt, da lösen die 
Universitäten den Marxismus auf, da wirbt 
die DEWAG für David Bowie (immerhin), da 
druckt die „FF dabei“ Horoskope, und die 
Schriftsteller gründen Beratungsstellen 
für Leser oder gleich eine SPD. Wo haben 
sie ihre Geschichtsbücher gelassen? Die 
Kommunisten verschenken ihre Verlage, 

Wer in zugespitzten Klassenkampf-
situationen keine klaren Optionen 

trifft, gerät dadurch nicht nur ins Torkeln, 
sondern auch zwangsläufig zwischen die 
Fronten. Wer den Marxismus pluralisti-
scher Sterndeuterei opfert, verläßt den 
Boden historisch exakter Bewertung von 
Tatsachen, Tendenzen und Abläufen. 
So ist es dem PDS-Parteivorstand am  
13. August 2001 mit seiner Erklärung zum 
40. Jahrestag des „Mauerbaus“ ergangen. 
Das „inhumane Grenzregime“ sei „zum 
Kainsmal der DDR und des Ostblocks“ 
geworden, heißt es dort biblisch-nebulös. 
Demgegenüber habe der 9. November 1989, 
mit dem die Konterrevolution zur Liquidie-
rung der DDR als Staat eingeleitet wurde, 
„das Tor zur deutschen Einigung und zur 
Überwindung der bipolaren Nachkriegs-
ordnung aufgestoßen“. Man beachte: Hier 
wird imperialistischer Unipolarität das 
Wort geredet!
Besonders stolz war man auf den „Bruch 
mit der SED“, der auf dem Sonderparteitag 
im Dezember 1989 vollzogen wurde. Was 
rechtfertigt eigentlich diesen „Stolz“ auf die 
historisch unsinnige Trennung vom Erbe 
einer Partei, die bei all ihren Fehlern und 
Schwächen sowie selbst angesichts des 
kläglichen Debakels am Ende immerhin 
für 40 Jahre Sozialismus in der DDR – die 
größte Errungenschaft in der Geschichte 

die ungarische Regierung richtet in ihrem 
Land einen Radiosender der CIA ein, und 
der Schriftstellerverband der DDR prote-
stiert gegen die Subventionen, die er vom 
Staat erhält. Sie sind allesamt verrückt 
geworden.
Die DDR hat den Beweis erbracht, daß die 
Zeitungsredakteure, wenn man sie nur läßt, 
nicht klügere Zeitungen machen, sondern 
dümmere. Früher stand in den Zeitungen 
gar nichts, heute steht das Falsche drin; 
die Welt handelt absurd, wenn sie uns vor 
solch furchtbare Wahl stellt, aber wenn ich 
es muß, wähle ich den ersten Zustand. 
Die DDR hat sich wehrlos gemacht, syste-
matisch, mit offenen Augen. Endlich können 
wir auch die Erfahrungen der Linken im 
Westen verwerten! Das heißt: Wir werden 
sie bitter nötig haben, wer die Gewerkschaft 
fordert, wird den Unternehmerverband krie-
gen. Wer den Videorekorder will, wird die 
Videofilme kriegen, wer die Buntheit des 
Westens will, wird die Verzweiflung des 
Westens kriegen, wer Bananen essen will, 
muß Schwarze verhungern lassen, wer die 

Spaltung Europas überwinden will, muß 
den Westen siegen lassen.
Meine Damen und Herren, Sie wissen noch 
nichts von dem Maß an Unterwerfung, das 
der Westen jedem einzelnen seiner Bewoh-
ner abverlangt. Was Sie vorerst begriffen 
haben: Der Westen ist stark. Sie haben, statt 
das gute Geschäft ihrer schlechten Regie-
rung zu fördern, die Feinde der Regierung 
ins Land geholt. 
Die Strategie des Zurückrollens ist auf-
gegangen. Der Westen hat gesiegt. Er hat 
gesiegt, weil seine Herrschaftsformen 
sozialdemokratisch geworden sind. Die 
spätkapitalistische Ökonomie braucht für 
ihre Existenz keine Rechtfertigung mehr, 
ihre Mechanismen setzen sich durch, ob 
wir wollen oder nicht. Wie anachronistisch 
wirkt ein Zentralkomitee gegen die Welt-
bank, wie einzig sinnvoll aber auch. 
Am 9. November 1989 hat in Deutschland 
die Konterrevolution gesiegt. Ich glaube 
nicht, daß man ohne diese Erkenntnis 
in der Zukunft wird Bücher schreiben 
können. Vielen Dank.

der revolutionären deutschen Arbeiterbe-
wegung – einstand? Die PDS habe sich „vom 
Stalinismus der SED unwiderruflich befreit“, 
heißt es in der zitierten Erklärung. Hat sie 
sich nicht statt dessen – und zwar entgegen 
dem Willen vieler ihrer Mitglieder – von 
Marx, Engels und Lenin getrennt? 
Auch das Zufeldeziehen gegen einen nicht 
näher definierten „Stalinismus“ wirkt in 
Wahrheit wie ein antikommunistischer 
Schlachtruf. Wo bestimmte Leute nach 
ihrer Abkehr vom wissenschaftlichen 
und praktizierten Sozialismus inzwischen 
gelandet sind, wurde schon damals ange-
deutet: Man habe sich von der „SED-Ver-
gangenheit gelöst“ und zu einer „kritisch 
mit ihrer eigenen Geschichte umgehenden 
demokratischen und rechtsstaatlich ver-
läßlichen Partei entwickelt“, liest man in 
dem Dokument. Wer aber kontrolliert die 
„Verläßlichkeit“ im Sinne des offenbar völlig 
klassenindifferenten „Rechtsstaates“ der 
bundesdeutschen Bourgeoisie? 
Das Bekenntnis zum Kapitalismus wurde 
in der hier zitierten ideologischen Kapi-
tulationsurkunde noch deutlicher: „Der 
Mauerbau war der in Beton gegossene 
Nachweis der Unterlegenheit des stalini-
stisch geprägten Sozialismustyps in der 
DDR gegenüber dem realen Kapitalismu-
styp in der Bundesrepublik.“ Das steht 
dort schwarz auf weiß. 

Können sich Leute, die Sozialisten sein 
wollen, noch tiefer vor der inzwischen 
Bankrott anmeldenden deutschen Ausbeu-
terklasse verbeugen?
Und weiter wird die haarsträubende The- 
se aufgestellt: „Die Errichtung der Berliner 
Mauer war keine Lösung, um die Existenz 
der DDR zu retten.“ Der „Machterhalt der 
SED“ sei lediglich „auf Kosten der einge-
mauerten Bevölkerung der DDR erfolgt“.
Kein Zweifel: Die Verfasser dieses jetzt 
acht Jahre alten Papiers hätten den sozia-
listischen deutschen Staat, wären sie am 
Drücker gewesen, schon viel früher an das 
„rechtsstaatliche“ Kapital der BRD abge-
liefert. Besonders unappetitlich fiel auch 
eine zum selben Zeitpunkt veröffentlichte 
Erklärung aus, die Petra Pau, Carola Freundl 
und Harald Wolf, der heutige Stellvertreter 
Wowereits, im Namen der seinerzeitigen 
PDS-Fraktion des Berliner Abgeordneten-
hauses abgaben: „Die Mauer hat das Volk 
der DDR elementarer Menschenrechte 
beraubt“, ließen die drei Genannten vom 
Stapel. Eine Einschätzung, die übrigens 
von der UNO-Menschenrechtskommission 
nicht geteilt wurde. 
Und: Fragen wir doch heute einmal jene, 
welche die DDR als deren Bürger bewußt 
erlebt haben, danach, was sie zu dieser 
These „linker“ Antikommunisten zu sagen 
haben. K. S. 
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Aufklärer höchsten Niveaus
Wie die WTA die Kastanien aus dem gegnerischen Feuer holte

Leiter und Mitarbeiter der Wissenschaft-
lich-technischen Aufklärung (WTA) 

der Hauptverwaltung Aufklärung des MfS 
haben mit der Herausgabe eines Buches die 
Aufgabenstellungen und Arbeitsgebiete 
ihres Bereichs offengelegt. Sie geben einen 
tiefen Einblick in die geheimdienstliche 
wissenschaftlich-technische Aufklä-
rung der DDR und deren Verhältnis zur 
Volkswirtschaft. Ausgehend von ihrer 
politischen und internen Verantwor-
tung im MfS der DDR stellen die Auto-
ren dar, wie mit vielfältigen nachrich-
tendienstlichen Mitteln, Maßnahmen 
und Methoden die Forschung und Ent-
wicklung, vor allem aber die Industrie 
des sozialistischen deutschen Staates 
unterstützt wurden. 
Das hier besprochene Buch liefert eine 
zusammenfassende Darstellung der 
geheimdienstlichen Tätigkeit, die allen 
volkswirtschaftlichen Schlüsselberei-
chen zugute kam. In einzelnen Kapiteln 
wird das z. B. für die Elektrotechnik 
und Elektronik, vor allem die Mikro-
elektronik, die Datenverarbeitung und 
die Nachrichtentechnik, die Metallurgie 
und den Maschinenbau, die chemische 
Industrie, die Biologie, die Energietech-
nologie, insbesondere die Atomenergie, 
und nicht zuletzt für die Militärtechnik 
beschrieben. 
In kompetenter Weise wird für diese 
Schlüsseltechnologien die bislang der 
Öffentlichkeit nicht bekannte Unterstüt-
zung der DDR-Wirtschaft in der Zeit der 
60er bis zum Ende der 80er Jahre durch 
geheimdienstliche wissenschaftlich-
technische Informationen dargelegt. Es 
handelt sich also um Details und Vorgänge, 
die zu DDR-Zeiten strengster Geheimhal-
tung unterlagen. 
Deutlich wird, wie intensiv die WTA mit 
den volkswirtschaftlichen Prozessen und 
Zielen verflochten war. Eine große Zahl her-
vorragender Wissenschaftler, Ingenieure, 
Technologen, wirtschaftsleitender Kader 
und Praktiker hat die internen Informa-
tionen für neue Lösungen und schnelle-
res Erreichen der gesteckten Ziele genutzt, 
wobei sie in vielfältiger Weise selbst wis-
senschaftlich-technische Kreativität an 
den Tag legten. Schließlich waren die am 
besten ausgebildeten Kräfte in den Berei-
chen der Auswertung tätig und auch dazu 
in der Lage, Tausende von Informationen 
zu nutzen und darüber hinaus eigene 
Schlußfolgerungen für die Bedingungen 
der DDR und des Rates für Gegenseitige 
Wirtschaftshilfe (RGW) zu ziehen.
Die Art und Weise der Zusammenarbeit 
des Sektors Wissenschaft und Technik 
der HVA mit diesen Auswertern wird 
detailliert beschrieben, was verdeutlicht, 
daß und wie sich die dafür ausgewählten 
Kräfte oftmals weit über ihr eigenes Auf-
gabengebiet hinaus für die Nutzung und 

Umsetzung der internen Informationen 
engagiert haben.
Eindringlich wird die verläßliche Tätig-
keit vieler ungenannt Bleibender hervor-
gehoben, die im kapitalistischen Ausland 
für die DDR Informationen, Muster und 
Dokumentationen beschafft und sich mit 

ihrem persönlichen Einsatz für weitrei-
chende perspektivische Schritte einge-
setzt haben.
Die Autoren würdigen diese verdienstvol-
len Männer und Frauen, die sowohl außer 
Landes am Beginn der geheimdienstlichen 
Beschaffung als auch im Lande selbst bei 
der Umsetzung und Nutzung des Materi-
als wirkten. 
Mit dem hier rezensierten Buch werden 
erstmals öffentlich die Methoden der Auf-
gabenabstimmung zwischen den staatlich-
wirtschaftsleitenden Organen und Beschaf-
fern wie Auswertern beschrieben, die unter 
dem strengen Regime der Geheimhaltung 
standen. In ihrem gesamten Vorgehen 
steckt eine eigenständige und erfolgreiche 
Weiterentwicklung geheimdienstlicher 
Tätigkeit, wofür die Verantwortlichen des 
Sektors Wissenschaft und Technik Aner-
kennung verdienen.
Am Beispiel ausgewählter Schwerpunkte 
der auf diese Weise unterstützten Planpro-
jekte der DDR haben die Autoren deutlich 
herausgearbeitet, wie die WTA erfolgreich 
gegen die Isolierung der DDR in der inter-
nationalen Arbeitsteilung vorging. Dadurch 
konnte der Schaden, der die Bevölkerung 

des Arbeiter-und-Bauern-Staates durch 
die gnadenlose Embargopolitik der füh-
renden imperialistischen Mächte treffen 
sollte, in entscheidenden Technologie-
bereichen wesentlich verringert werden. 
Darin bestand die Aufgabe der WTA gegen 
den von westlicher Seite geführten Wirt-

schaftskrieg.
Viele Planaufgaben wurden durch die 
Einflußnahme des Sektors Wissen-
schaft und Technik vorfristig oder 
mit höherer Zielsetzung erfüllt. Aber 
trotz dieser Anstrengungen bestand 
keine Möglichkeit, den  dogmatischen 
Stil der Wirtschaftsführung und poli-
tische Erstarrungserscheinungen zu 
überwinden.
Die Autoren waren sich dessen bewußt 
und machen das auch deutlich, daß sie 
mit der Beschaffung und Auswertung 
interner Materialien in eine besondere 
Verantwortung für wirtschaftspolitische 
Grundsatzentscheidungen eingebunden 
waren, sie zum Teil sogar eigenverant-
wortlich zu tragen hatten. Die WTA hat 
mehrfach auf hohen staatlichen Lei-
tungsebenen richtungsbestimmende 
Klärungen und zusätzliche materiell-
technische wie finanzielle Mittelbe-
reitstellungen herbeigeführt. In einigen 
Fällen wurden dadurch sogar perspek-
tivische Projekte von großer Tragweite 
beeinflußt, was zu tiefgreifenden Ände-
rungen bereits geplanter technischer 
Systeme und schon gesetzter Planziele 
in allen RGW-Ländern führte.
Seitens der DDR-Führung wurden die 
Ergebnisse der Unterstützung der Indu-
strie sowie der Forschungs- und Entwick-

lungseinrichtungen regelmäßig durch ökono-
mische Bewertungen bestätigt. Obwohl von 
Jahr zu Jahr strengere Maßstäbe angelegt 
wurden, belief sich in letzter Zeit der jähr-
liche volkswirtschaftliche Nutzen auf über  
1,5 Mrd. Mark der DDR. Das vorliegende Buch 
erbringt auch den Nachweis, daß die WTA 
der einzige Geheimdienstzweig ist, der an 
Hand solcher Kriterien bewertet wurde.
Es ist weltweit nicht üblich, daß Geheim-
dienste über ihre Arbeitsmethoden, Ziele, 
Erfolge und Mißerfolge öffentlich berich-
ten. Das aber haben die Verfasser bewußt 
und mit großer Sachlichkeit getan. Die 
Arbeit ist ihnen bestens gelungen. Das 
Buch besitzt hohen Wert als Beitrag zur 
Geschichtsdarstellung der DDR.

Dr. Dr. h. c. Herbert Weiz

Unser Autor war Stellvertreter des Vorsit-
zenden des Ministerrates und Minister für 
Wissenschaft und Technik der DDR.

H. Müller, M. Süß, H. Vogel: Die Industrie-
spionage der DDR. Die wissenschaftlich-
technische Aufklärung der HVA, Band II der 
Geschichte der HVA, edition ost, Berlin 2009, 
14,90 Euro, ISBN 978-3-360-01099-5
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„Grüner Luchs“ in der Oberlausitz
BRD-Kriegsspiele in der annektierten DDR

Unter der Überschrift „Auf alle Situationen 
vorbereitet“ veröffentlichte das Bundeswehr-
organ „aktuell“ folgenden Beitrag über die 
Bekämpfung „irregulärer Kräfte“:

Am Vormittag des 4. Mai. Es ist kühl im 
waldreichen Mittelland der Atlantikin-

sel Zylantis. Das maritime Klima beschert 
dem Inselstaat einmal mehr einen kalten 
Frühling. Doch die Führung der Insel pla-
gen im Moment andere Sorgen: Irreguläre 
Kräfte gefährden im Zentrum der Insel 
die politische Stabilität des Landes, ein 
Umsturz droht.
Durch das dornenreiche Gestrüpp eines 
Kiefernwaldes schreitet ein Soldatenkor-
don in Schützenreihe – weiße Überwürfe 
über vertrautem Flecktarnmuster der 
Bundeswehr. Es sind Soldaten der Zylan-
tis Defence Forces, der Streitkräfte des 
Inselstaates. Sie durchkämmen syste-
matisch einen Geländeabschnitt auf 
der Suche nach irregulären Kräften. 
Unterstützt werden sie durch Truppen 
der ZFOR, die von der internationalen 
Gemeinschaft als Streitmacht auf die 
Insel gebeten wurden, um die politische 
Situation des Landes und die Regierung 
zu stabilisieren.
Soweit das Einsatzszenario, denn natür-
lich gibt es im richtigen Leben weder den 
Inselstaat Zylantis im Atlantik, noch hat 
der Deutsche Bundestag der Bundeswehr 
einen weiteren Einsatzauftrag erteilt. In 
der Realität liegt das Waldstück nord-
westlich der Ortschaft Rietschen auf 
dem Gelände des Truppenübungsplatzes 
Oberlausitz nahe der deutsch-polnischen 
Grenze. Mit über 160 Quadratkilometern 
Fläche ist der Übungsplatz viertgröß-
tes Übungsgelände der Bundeswehr in 
Deutschland. In der waldreichen Landschaft 
liegen vereinzelt aufgelassene Ortschaften 
und Gebäudegruppen, wie beispielsweise 
Bärwalde im Südwesten – Schauplatz der 
Operation „Red Village“, einer Häuserkampf-
übung am Morgen.
„Die Luftlandebrigade 31 bewegt sich in 
Szenarien von Operationen gegen irregu-
läre Kräfte“, erläutert Hauptmann Sascha 
B. das Übungsszenario. „Wir versuchen den 
Gegner heute nicht zu vernichten, sondern 
zunächst festzusetzen, unter der Auflage 
der rechtlichen Rahmenbedingungen, denen 
wir unterliegen. Das macht die Sache aus 
infanteristischen Gesichtspunkten deutlich 
herausfordernder.“
Das bedeutet: Wenn Soldaten früher ein 
Haus, in dem sich gegnerische Kräfte auf-
halten, zerstört hätten, sollen sie es heute 
einkreisen und die Gegner überwältigen. 
Um die weitläufigen, mehrstöckigen Plat-
tenbauten Bärwaldes einschließen und 
durchsuchen zu können, ist ein ganzes 
Fallschirmjägerbataillon gebunden.
Fast zwei Wochen lang war die Luftlan-
debrigade 31 auf dem Truppenübungsplatz 

Oberlausitz auf der Großübung „Grüner 
Luchs 2009“. Das Ziel: Bekämpfung irre-
gulärer Kräfte – eine Kernkompetenz der 
Brigade aus dem niedersächsischen Olden-
burg. „Ein Thema, das uns künftig immer 
wieder begegnen wird, ist dabei die Unter-
stützung von Sicherheitskräften in Staaten, 
in denen wir mit deren Autorisierung ein-
gesetzt werden“, erklärt der Kommandeur 
der Luftlandebrigade 31, Brigadegeneral 
Frank Leidenberger. „Für die Brigade ist 
es bei dieser Übung meine Absicht, das 
obere Spektrum der möglichen Operationen 
gegen irreguläre Kräfte zu üben. Das heißt: 
Wir haben identifizierte irreguläre Kräfte, 
gegen die die Gewaltanwendung dann auch 
grundsätzlich autorisiert ist.“

Auf dem Gefechtsstand geht es zu wie in 
einem Bienenstock: Ständiges Kommen und 
Gehen, Offiziere stehen über Kartentische 
gebeugt, koordinieren, telefonieren, im 
Hintergrund sind die verschiedenen Funk-
kreise der laufenden Übung zu hören. Der 
Brigadestab hat in einem Zeltsystem mit 
mehreren 100 Quadratmetern neben den 
festen Gebäuden des Lagers Haide Stel-
lung bezogen. Der Gefechtsstand ist eine 
Sicherheitszone in der Sicherheitszone, 
von Stacheldraht umgeben, zwei Posten 
sichern den Zugang, spanische Reiter blok-
kieren die Einfahrt, von einem Turm aus 
beobachtet ein Maschinengewehrschütze 
das Gelände.
Mit großem logistischem Aufwand haben die 
Fallschirmjägerbataillone 313 und 373 aus 
Seedorf und weitere Einheiten der Brigade 
wie das Luftlandeunterstützungsbataillon 
272 aus Oldenburg in die Lausitz verlegt. 
Mehrere hundert Fahrzeuge und weit mehr 
als 2000 Soldaten haben sich Ende April 
in Marsch gesetzt. Die Truppen sind auf 
mehrere Lager des Übungsplatzes verteilt. 
Am Nachmittag ein Besuch bei der Quick 

Reaction Force (QRF) der Brigade im Lager 
Werdeck, die vom Fallschirmjägerbataillon 
313 gestellt wird. Auf den Fluren der Unter-
kunft Rucksäcke, Stiefel zum Lüften, am 
Morgen noch waren die Soldaten bei der 
Operation „Red Village“ im Gefecht.
„Da wir nicht unvorbereitet in Situationen 
kommen wollen, haben wir Standard-Ope-
rationsverfahren, die vorgeübt werden“, 
erläutert Leutnant Andreas G., Zugführer 
in der 2. Kompanie. „Wir arbeiten mit ech-
ten Lageinformationen aus dem Einsatz 
und bereiten uns so effizient wie möglich 
vor, so gefechtsnah wie möglich.“
Zurück in Haide. Leitungsbesprechung auf 
dem Gefechtsstand. Zur Dienstaufsicht ist 
auch Generalmajor Hans-Werner Fritz ein-

geflogen, der Kommandeur der Division 
Spezielle Operationen (DSO) aus Regens-
burg, der die Brigade unterstellt ist. Die 
Bataillonskommandeure erläutern ihre 
Vorhaben der Folgetage. 
Am nächsten Morgen ist aus dem Bie-
nenstock ein Wespennest geworden: Die 
Operation „Green Impact“ ist angelaufen, 
der Höhepunkt der Übung: Die Aufklä-
rungskräfte der Brigade haben irreguläre 
Kräfte in der Ortschaft Jablonsk aus-
gemacht, gleichzeitig soll die Übergabe 
von sogenannten Manpads, schulter-
gestützten Panzerfäusten und Luftab-
wehrraketen, an die irregulären Kräfte 
auf dem Flugplatz Preschen verhindert 
werden. Das geht nicht ohne Close Air 
Support, Luftnahunterstützung durch 
„Tornados“ vom Jagdbombergeschwa-
der 33 aus Büchel.
Die Bewegliche Befehlsstelle des Bri-
gadekommandeurs verlegt als letztes 
zum Flugplatz Preschen, einem alten 
Militärflughafen der ehemaligen NVA, 

20 Kilometer nördlich von Haide. Bei ihrem 
Eintreffen ist die Operation bereits in vol-
lem Gange: In mehreren Wellen setzen vier 
Hubschrauber vom Typ Bell UH-1D und 
zwei Transporthubschrauber vom Typ 
CH-53 die Soldaten der QRF mit ihren 
„Wiesel“-Waffenträgern auf einer großen 
Wiese südlich der Landebahn ab.
Schnell ziehen die Soldaten im Wald unter. 
Zuvor haben bereits „Tornado“-Jagdbomber 
einen Bunker, in dem sich irreguläre Kräfte 
aufgehalten haben, zerstört. Die Luft vibriert 
vom Rotorenlärm, Gras wirbelt umher, es 
riecht nach verbranntem Petroleum. Aus der 
Ferne beobachten Anwohner das Geschehen. 
Die Kommandeure Fritz und Leidenberger 
schweben in ihrem Verbindungshubschrau-
ber Bö 105 über dem Schauplatz. Man hört 
vereinzelt Schüsse.
Nach der Landung sehen sich die Generale 
die Stellungen der QRF am Waldrand an. 
Der Führer der Landezone meldet die Lage, 
der Divisions- und der Brigadekommandeur 
sind zufrieden. Das Lob General Leidenber-
gers: „Es war o. k. Die sind ja auch fit!“

Stefan Bitterle (gekürzt)

Generalmajor Hans-Werner Fritz kommandierte 
das Manöver
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Zwischen Brimborium und Angst
Warum Politiker und Medien des Kapitals so auf die Pauke hauen

Mit großem Brimborium wurde der  
60. Jahrestag des BRD-Grundgeset-

zes durch die Medien der Bourgeoisie als 
Nonplusultra an Demokratie und Frei-
heit gewürdigt. Bei jeder passenden und 
unpassenden Gelegenheit setzt 
man den angeblichen Rechtsstaat 
BRD ins Verhältnis zum ebenso 
angeblichen Unrechtsstaat DDR. 
Dabei vergaß man wohlweislich, 
daß die Bonner Pseudoverfassung 
den Bürgern buchstäblich überge-
stülpt wurde. Niemand hatte die 
Möglichkeit, über den Entwurf zu 
debattieren oder abzustimmen. Die 
Bürger der DDR hingegen wußten, 
daß mit der Anschlußentschei-
dung der mehrheitlich landesver-
räterischen letzten Volkskammer 
dieses Grundgesetz nun auch für 
sie Gültigkeit haben würde, wäh-
rend sich die von ihnen in freier 
und geheimer Wahl beschlossene 
Verfassung der DDR in Makulatur 
verwandelte. Bei den Wahlen vom 
18. März 1990 hat sich dann eine 
Überzahl Ostdeutscher den Boden 
ihrer in der DDR gewohnten sozi-
alen Sicherheit selbst unter den 
Füßen weggezogen. Ich staune 
über immer häufiger geäußerte 
Meinungen, die da lauten: Wenn 
ich 1989/90 gewußt hätte, was 
auf mich zukommt, dann wäre 
meine Entscheidung anders gewe-
sen. Wie läßt sich erklären, daß 
so viele Menschen, die eigentlich 
hätten vorgewarnt sein sollen, den 
heuchlerischen Versprechungen 
Kohls und anderer Heilsbringer 
des Imperialismus auf den Leim 
gegangen sind? War das politische 
Naivität? Glaubte die Mehrheit wirklich, 
zum sicheren Arbeitsplatz, zur billigen 
Wohnung, zur verläßlichen Kinderbe-
treuung und zur unentgeltlichen medi-
zinischen Fürsorge nun auch noch das 
Westgeld zu bekommen, das allgemeinen 
Reichtum und uneingeschränkte Freiheit 
ermöglichen sollte? Welcher Hartz-IV-
Empfänger kann denn heute von dieser 
Freiheit Gebrauch machen?
Im übrigen ist der Freiheitsbegriff eine 
klassengebundene Kategorie. FDP-Mann 
Westerwelle und seine Partei der Besser-
verdienenden verstehen darunter etwas 
völlig anderes als der einstige Braunkoh-
lekumpel aus der Lausitz, der wie 50 000 
seiner Kollegen nach 1990 auf die Straße 
geflogen ist. Der damalige Staatssekre-
tär im Bonner Finanzministerium und 
heutige Bundespräsident Horst Köhler 
war es bekanntlich, der dem deutschen 
Kapital einen Freibeuterbrief zu Raub  
und Plünderung des DDR-Vermögens aus-
gestellt hat. Die Folge: eine nahezu totale 
Deindustrialisierung weiter Regionen des 

Ostens, die zu einer Arbeitslosigkeit nie 
gekannten Ausmaßes geführt hat. Dieses 
Wort war ja in der DDR absolut unbekannt. 
Das scheinen manche bereits vergessen zu 
haben. Heute sind Tafel und Suppenküche 

angesagt. Wo bleiben da das gemeinsame 
Schamgefühl, das Sichaufbäumen, der 
kollektive Widerstand?
Ohne Zweifel zeigen der potenzierte Haß 
gegen alles, was DDR war, und ständig 
neue Latrinenparolen eine gewisse Wir-
kung. Nach wie vor wird die Geschichte 
als Karikatur dargestellt. Fanatische Anti-
kommunisten aus dem Westen wollen uns 
erklären, wie wir in der DDR gelebt haben. 
Zugleich beziehen geschworene Feinde 
des Sozialismus, die vorsätzlich gegen 
Gesetze der DDR verstoßen haben und 
dafür gerichtlich zur Verantwortung gezo-
gen wurden, üppige „Opferrenten“. Wann 
wird endlich die miteinander verwobene 
Geschichte beider deutscher Staaten auf-
gearbeitet? Wann öffnet man die Archive 
jener imperialistischen Geheimdienste, 
die nichts unversucht ließen, der DDR 
das Wasser abzugraben? Unsere Sicher-
heitsorgane haben doch nicht gegen ein 
Phantom gekämpft! Der sozialistische 
deutsche Staat hatte tatsächliche Feinde 
und das nicht zu knapp, wie sich späte-

stens 1989/90 herausstellte. An der Ver-
fälschung der Geschichte nehmen sogar 
hochrangige Politiker der Partei Die Linke 
teil. Deren sächsische Landesvorsitzende, 
die Europaabgeordnete Cornelia Ernst, hat 

mit den berüchtigten 20 Thesen 
zum Herbst 1989 im Gleichschritt 
mit Helmut Holter einen negativen 
Höhepunkt geschaffen. Wie müssen 
sich da Birthler und Knabe fühlen, 
daß ihnen ausgerechnet von dieser 
Seite Konkurrenz beim Haßgesang 
auf die DDR erwächst!
Wenn unsere Klassenfeinde  
20 Jahre nach dem staatlichen 
Untergang der DDR diese auf solche 
Weise schmähen, dann kann nur 
Angst dahinterstecken. Schreiende 
Angst vor dem „Gespenst“ einer 
Alternative zur Herrschaft des 
Kapitals. Doch um Veränderungen 
zu erzwingen, ist neben dem dazu 
erforderlichen gesellschaftlichen 
Klima vor allem eine politische 
Kraft erforderlich, die die Führung 
im Kampf zu übernehmen befä-
higt ist. Die Linkspartei in ihrer 
gegenwärtigen Verfaßtheit dürfte 
diese Kraft wohl kaum sein. Ich 
denke dabei auch an ihre oft auf 
örtlicher Ebene betriebene Politik. 
Zu erwähnen wäre die Befürwor-
tung der Privatisierung städtischer 
Wohnungen sowie kommunaler 
Krankenhäuser. Haben solche ver-
meintlichen Linkspolitiker jemals 
danach gefragt, warum private 
Investoren Objekte dieser Art 
kaufen wollen? Ist ihnen wirklich 
nicht bewußt, daß es den Kapita-
listen nicht um Gesundmachen, 
sondern um Profitmachen geht? 

Seit wann ist ein Ausbeuter ein Menschen-
freund? Ich empfehle Politikern dieses 
Schlages, gelegentlich mal wieder Marx 
zu lesen und dabei sogar den Versuch zu 
unternehmen, ihn zu begreifen. Offenbar 
hat bei manchen ihr einstiger Besuch von 
Parteischulen der SED oder der KPdSU 
nicht ausgereicht, um das dort Vermittelte 
auch wirklich zu erfassen.
 Horst Franzkowiak 

Unser Autor war 1. Sekretär der SED-
Kreisleitung Hoyerswerda.

Am 2. September findet in Saalfeld, 
Gaststätte  „Zum Himmel“, Sonnen-
bergerstr. 43 eine Veranstaltung des 
RF-Leserkreises Saalfeld-Rudolstadt 
mit Pfarrer i. R. Siegfried Nenke (Jena) 
statt. Er spricht über das Thema

Zur Geschichte und gegenwär-
tigen Situation des Konflikts 
Israel – Palästina

Zeichnung: Heinrich Ruynat
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Fairer Meinungsstreit unter Marxisten
Sind Kriterien einer revolutionären Situation bereits gegeben?

Götz Dieckmann hat in einem interessan-
ten Artikel (RF 137) die Frage behandelt, 

was im Rahmen der marxistischen Revo-
lutionstheorie die Kriterien einer revolu-
tionären Situation sind. Er verbindet dies 
mit der Feststellung, daß sich „Genosse 
Meißner bezüglich der Faktoren, die 
sie (die revolutionäre Situation – H. 
M.) auslösen, theoretisch im Irrtum“ 
befinde. Ich habe zwar diesen Irr-
tum nicht konkret benannt gefunden, 
halte aber die problembezogenen 
Überlegungen von Götz Dieckmann 
für sehr wichtig. Wegen der Bedeut-
samkeit des Themas für unsere Stra-
tegie und Taktik, aber auch für die 
stetige Weiterführung Marxschen 
theoretischen Denkens möchte ich 
einige Aspekte hinzufügen.
Die von Lenin formulierten und im 
RF-Artikel zitierten Kriterien einer 
revolutionären Situation gelten unein-
geschränkt auch für heute. Wesent-
lich ist jedoch, welche Schlußfolge-
rungen wir daraus ziehen. Lenins 
erstes und wohl bekanntestes Kri-
terium besteht darin, daß die unten 
nicht mehr in der alten Weise leben 
wollen und daß die oben in der alten 
Weise nicht mehr leben können. 
Lenin gründet hier auf Marx und 
Engels, bei denen es heißt: Die Pro-
duktivkräfte „dienen nicht mehr zur 
Beförderung der bürgerlichen Zivili-
sation und der bürgerlichen Eigen-
tumsverhältnisse ... sie gefährden 
die Existenz des bürgerlichen Eigentums“ 
(MEW, Bd. 4, S. 468). Oder „es tritt offen 
hervor, daß die Bourgeoisie unfähig ist, 
noch länger die herrschende Klasse der 
Gesellschaft zu bleiben“ (ebenda, S. 473). 
Die Schlußfolgerung von Götz Dieckmann 
lautet: „In der gegenwärtigen verheerenden 
Weltwirtschaftskrise ... ist das offenkun-
dig der Fall“. Ist das wirklich so?
Um nicht auf eigene bereits mehrfach publi-
zierte Gesichtspunkte zurückzugreifen, 
sei aus dem Leitartikel von Klaus Steini-
ger im gleichen RF-Heft zitiert, „daß eine 
Überzahl Ausgebeuteter in diesem Land 
derzeit kein Klassenbewußtsein besitzt“. 
Steiniger stellt treffsicher fest: „Trotz aller 
Verelendungs- und Krisenzeichen lebt die 
Mehrheit der deutschen Lohnabhängigen 
noch immer auf dem Niveau der interna-
tionalen Arbeiteraristokratie. So werden 
zwar ökonomische Konflikte ausgetragen, 
ein politischer Generalangriff auf die Festen 
des Kapitals aber erscheint vorerst wenig 
wahrscheinlich“. Also kann der Schlußfol-
gerung, daß das erste Leninsche Kriterium 
einer revolutionären Situation infolge der 
Weltwirtschaftskrise schon „offenkundig 
der Fall“ sei, nicht zugestimmt werden.
Als zweites Kriterium nennt Lenin: „Die Not 
und das Elend der unterdrückten Klassen 
verschärfen sich über das gewöhnliche 

Maß hinaus.“ Genosse Dieckmann stellt 
dazu berechtigt fest, daß das „bisher in 
Deutschland nicht der Fall ist“. Aber daran 
wird sofort die Frage geknüpft, wie die 
Stimmung sein wird, wenn die Konse-
quenzen der Krise unübersehbar zutage 

treten, wenn die Leute realisieren, daß nur 
sie, ihre Kinder und Enkel die Kosten der 
milliardenschweren „Schutzschirme“ und 
„Rettungspakete“ zu tragen haben. Eine 
gute Frage! Wie werden denn die sozial 
Benachteiligten reagieren, werden sie 
mehrheitlich reagieren, und wann werden 
sie reagieren? Als Element einer in abseh-
barer Zeit bevorstehenden revolutionären 
Situation ist davon jedenfalls zunächst 
nichts erkennbar.
Als Drittes verweist Lenin darauf, daß 
infolge der ersten beiden Faktoren sich die 
Aktivität der Massen erheblich steigert, 
daß sie durch die ganze Krisensituation 
zu selbständigem historischem Handeln 
gedrängt werden. Die Schlußfolgerung 
Götz Dieckmanns im RF: „Auch Letzteres 
ist im Gange.“ Ist ein solcher Prozeß wirk-
lich schon angelaufen?
Es zeigt sich, daß der Disput nicht um die 
von Lenin exakt gefaßten Kriterien einer 
revolutionären Situation geht, sondern um 
die Konsequenzen, die für unsere heutige 
Lage daraus zu ziehen sind. Die von Götz 
Dieckmann gezogenen Schlußfolgerungen 
halte ich nicht für realitätsnah.
Darüber hinaus sollte man diese Überle-
gungen weiterführen. Da sich die kapita-
listischen Widersprüche auch nach der 
Weltwirtschaftskrise weiter vertiefen 

werden, wird es zu verschärften sozialen 
Auseinandersetzungen und Umbrüchen 
kommen. Das übrige Konfliktpotential 
von Krisenerscheinungen, wie drohende 
Klimakatastrophe, Energiekrise, Ressour-
cenerschöpfung, Hungerkatastrophen usw., 

wird dazu beitragen. Da sind dann 
verschiedene Entwicklungswege 
möglich. Wenn die politischen und 
ökonomischen „Eliten“ über genügend 
Intelligenz und Flexibilität verfügen, 
werden sie vorübergehend soziale 
Zugeständnisse machen, die Lage wird 
sich zunächst einmal beruhigen, und 
die widerspruchsvolle Entwicklung 
des bestehenden Systems setzt sich 
vorerst fort. Wenn die Herrschenden 
nicht über diese Intelligenz verfü-
gen und glauben, mit Gewalt jede 
Unzufriedenheit unterdrücken zu 
können, dann besitzen sie zwar die 
dazu erforderlichen polizeilichen, 
geheimdienstlichen und letztlich 
militärischen Mittel, würden aber 
den Widerstand komprimieren und 
verstärken. Ob das enden würde wie 
Paris 1871 oder wie der Oktober 1917, 
ist nicht vorhersehbar. 
All solche Überlegungen sind not-
wendigerweise spekulativ. Nicht 
spekulativ aber – weil aus histo-
rischer Erfahrung und politischer 
Praxis abgeleitet – ist die Tatsache, 
daß in all diesen möglichen Fällen 
die Interessen der Volksmassen nur 
mit Erfolg oder auch Teilerfolgen 

durchgesetzt werden können, wenn die 
antikapitalistischen Aktivitäten eine Mas-
senbasis finden und von einer zielstrebigen, 
einheitlich handelnden und gut organi-
sierten politischen Kraft ihre Orientierung 
erhalten. Zu einer solchen durchsetzungs-
fähigen Kraft müssen sich die durchaus 
vorhandenen, aber noch zersplitterten 
und z. T. zerstrittenen linken Formationen 
– von den kommunistischen Parteien bis 
zur Partei Die Linke – entwickeln, da die 
alte Herrschaft „niemals, nicht einmal in 
einer Krisenepoche, „zu Fall kommt“, wenn 
man sie nicht „zu Fall bringt“. (Lenin, LW,  
Bd. 21, S. 207).

Prof. Dr. Herbert Meißner

Am 23. August findet ab 11.30 Uhr in 
Ziegenhals eine

Kundgebung anläßlich des  
65. Jahrestages der Ermordung  
Ernst Thälmanns 

statt. 
Es spricht Prof. Dr. Gerhard Fischer 
(VVN-BdA/GBM), es musiziert das 
Schalmeienorchester „Fritz Weineck“.
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„Erziehungsanstalt“ für renitente DDR-Bürger
Wie die „Berliner Zeitung“ die Rolle der PDS einschätzt

Vor einigen Monaten erreichte uns ein 
Achtungszeichen besonderer Art: In der 

„Berliner Zeitung“ vom 15. Mai war Brigitte 
Fehrle unter der Schlagzeile „Wechselstim-
mung“ für die PDS und deren Exponenten 
des Lobes voll. Sie schrieb: „Was sich 1989/90 
zunächst als SED/PDS, später als PDS gründete, 
war mehr als eine Partei. Es war gewisser-
maßen eine Selbsthilfegruppe. Sie hat dazu 
beigetragen, daß die ehemaligen überzeug-
ten DDR-Bürger den Westen verstehen und 
akzeptieren lernen.“
Auch in der brandenburgischen Landes-
hauptstadt hat sich eine aus vier Autoren 
der durch die Linkspartei herausgegebenen 
Monatszeitung „Potsdams andere Seiten“ 
bestehende „Selbsthilfegruppe“ dieser Art 
konstituiert. Unter dem Titel „Die DDR – wie 
wir sie sehen“ liefern Sascha Krämer, Stefan 
Wollenberg, Pete Heuer und Tino Erstling 
den Beweis verblüffender Unbekümmert-
heit. Schon bald nach dem „Beitritt“ – wie 
die Sieger den Anschluß der DDR an die 
BRD zu bezeichnen pflegen – hatte Roland 
Claus einen „behutsamen Imagewechsel 
der Partei“ angemahnt. Der ist inzwischen 
längst vollzogen worden, so daß es sich auch 
erübrigt, weiterhin „behutsam“ vorzugehen. 
Ganz am Anfang erklärte Gregor Gysi: „Wir 
sind angekommen.“ Es folgte Gabi Zimmer 
mit dem klugen Spruch: „Der Kapitalismus  
hat nicht gesiegt, er ist nur übriggeblieben.“ 
Wenn auch diese kühne Weiterentwicklung 
des Marxismus Erstaunen auslösen mußte, 
blieb die zeitweilige Parteivorsitzende und 
spätere Europaabgeordnete „behutsam“. 
Dann wurde sie allerdings deutlicher, als sie 
den Spruch „Ich liebe Deutschland“ prägte, 
was nicht allzu weit von „Ich bin stolz, ein 
Deutscher zu sein“ lag. Damit konnten sich 
nicht einmal die inzwischen „global“ den-
kenden „übriggebliebenen Kapitalisten“ so 
recht anfreunden. 
Die vier erwähnten Schreiber in „Potsdams 
andere Seiten“ verkünden nun – besser spät, 
als gar nicht – ganz offen, was „die Partei“, 
konkreter gesagt deren „Reformer“, eigent-
lich von Beginn an im Auge hatten. Sie wol-
len „ihren Beitrag leisten, der zukünftig 
gesamtdeutsch und generationenübergrei-
fend Akzeptanz findet“. Gewiß „Akzeptanz“ 
ist wichtig, ob diese – wenn man nicht ledig-
lich anstehende Wahlen im Auge hat – indes 
ausreicht, wirklich vorwärtsweisend zu sein, 
fragt sich. 
Wenn noch bei  Friedrich Engels „alle 
Geschichte die Geschichte von Klassenkämp-
fen war“, so wird der fulminante Angriff der 
„Eliten“ auf die „lohnabhängig Beschäftig-
ten“ – unsere potentiellen Wähler – in dem 
erwähnten Beitrag der PaS eher wie eine 
Ausnahme behandelt, einfach nicht mehr 
erwähnt, schon gar nicht als Klassenkampf 
gewertet. Man kann Engels zwar abschwören, 
doch die Bemühungen unserer angehenden 
Theoretiker, die nackte Realität des erbit-
terten Zusammenpralls von „Leiharbeitern“ 

und „Leistungsträgern“ einfach zu negieren, 
bleibt schwierig.
Das ist auch der renommierten „Berliner Zei-
tung“ nicht entgangen. „Die PDS samt Gregor 
Gysi und Lothar Bisky ist als Integrationsbe-
auftragte für die gedeihliche Entwicklung des 
vereinten Deutschland nicht hoch genug zu 
schätzen“, heißt es in dem bürgerlichen Blatt. 
Als „Integrationsbeauftragte“ benannt zu wer-
den, klingt wie eine hämische Denunziation. 
So weit wollten die Verfasser des Beitrags 
„Die DDR – wie wir sie sehen“ in „Potsdams 
andere Seiten“ möglicherweise doch nicht 
gehen. Wir wissen aber, daß es in Sachsen 
unter Federführung der Landesvorsitzenden 
Cornelia Ernst mit den 20 Thesen der Gruppe 
„Herbst 89“ „Bemühungen“ in diesem Sinne 
gegeben hat. Somit dreht es sich hier nicht 
um die Potsdamer Vier, sondern um den Ein-
druck, den diese Partei in der „freiheitlich-
demokratischen“ Gesellschaft nun einmal 
hervorruft. Genauer gesagt darum, daß ihr 
Beitrag zu dieser „gedeihlichen Entwicklung“ 
von der bundesdeutschen Öffentlichkeit nicht 
gebührend gewürdigt und anerkannt wird.
Doch die BZ will für die LINKE noch eine 
Lanze brechen: „Die PDS war in diesem Sinne 
erfolgreich. Sie hat Wahlen gewonnen, war an 
Regierungen beteiligt – im Osten, dort, wo sie 
Partei und Erziehungsanstalt (!) zugleich war.“ 
Dem Fußvolk blieb nur, die Mitgliedsbeiträge 
als Kurtaxe zu verrechnen oder von der AOK 
vergüten zu lassen, wenigstens aber von der 
Steuer abzusetzen. So gab es von der überpar-
teilich auftretenden BZ ein kleines Trostpfla-
ster: die „Erziehungsanstalt“ und ergänzend 
von Potsdamer Seite den „Respekt“ der vier 
Autoren vor den „vielen älteren Mitgliedern 
unserer Partei, die sich für den Sozialismus auf 
deutschem Boden eingesetzt haben“. Vor den 
Wahlen fährt diesen Schmusekurs übrigens 
auch die CDU. Sie verkündet, „die Menschen“ 
hätten „Großes geleistet“, nur vom Politbüro 
sei alles zunichte gemacht worden.
Ergänzend erfahren wir aus dem PaS-Beitrag 
den „Fakt, daß aktuellen Studien zufolge das 
Herrschaftssystem der DDR von den Men-
schen vergleichsweise milde wahrgenommen 
wird“. Da fragt man sich etwas beklommen, 
ob das so bleiben dürfe oder sich ebenfalls 
ändern müsse. Im Streben nach „gesamt-
deutscher Akzeptanz“ wird der Lichtblick 
jedoch sofort relativiert, denn der Respekt 
unserer vier Autoren gilt selbstverständ-
lich auch „denjenigen, die sich gegen stali-
nistische Deformationen zur Wehr gesetzt 
haben“: so der Malerin Bohley, der angebli-
chen Luxemburg-Verehrerin und späteren 
CDU-Bundestagsabgeordneten Lengsfeld, 
dem „Abrüstungsminister“ Eppelmann. Mit 
anderen Worten: jener idyllischen „Respekt-
gesellschaft 2009“, die sich da zusammen-
geschoben hat.
Die in „Potsdams andere Seiten“ als „Vorden-
ker“ in Erscheinung treten wollten, erweisen 
sich eigentlich als friedliche Nachhut, deren 
ideologisches Gepäck im Troß zu verstauen 

wäre, bei den Marktschreiern eines „Neu-
anfangs“. Er hat uns neben der täglichen 
Raffgier der ohnedies Schönen und Reichen 
eine Ausweitung des deutschen Berufspro-
fils gebracht. Etliche Tätigkeiten sind neu 
entstanden oder wiedergeboren: Callgirl, 
Hausierer, Marktschreier, Brooker, Zuhälter, 
Dienstmädchen, Dominas und Wahrsagerin-
nen. Das Wort Schlepper ist nicht so ganz 
neu, da mußte man nur die „Fluchthelfer“ 
umbenennen.
Nach der Lesart der BZ-Artiklerin Brigitte 
Fehrle zählte man unsere vier Potsdamer 
Autoren zum pädagogischen Personal der 
durch sie benannten „Erziehungsanstalt“. 
Sie soll hartnäckig „überzeugte DDR-Bürger“ 
zur Räson bringen. Ihnen muß eingebleut 
werden, „den Westen akzeptieren zu lernen“. 
Das geschieht allerdings mit unterschiedli-
chem Erfolg, gibt es doch jede Menge reni-
tenter und resistenter Mitglieder der Partei 
Die Linke, die zu ewigen Insassen werden 
könnten. Ihnen droht damit lebenslängliche 
Um-„Erziehung“. Am Ende wüßten sie – wie 
einst die Gefangenen in den Stalinschen 
Lagern – gar nicht zu sagen, warum sie 
eigentlich „eingesessen“ haben. Das Diskussi-
onsangebot wäre dann nur noch Bestandteil 
des Therapieprogramms einer „Erziehungs-
anstalt“, die sich nicht scheut, langsam zur 
Tafel-Bewegung zu werden.
„Lafontaines Textbausteine zum interna-
tionalen Finanzkapitalismus jedenfalls 
entbehren nicht einer gewissen Plausibili-
tät“, resümierte die „Berliner Zeitung“. Dem 
hätten unsere „Selbsthilfegruppen“ an der 
Basis sicher nichts hinzuzufügen. Es bleibt 
zu hoffen, daß auch die vier Potsdamer Erzie-
hungshelfer diese oscargekrönten „Textbau-
steine“ – sagen wir – „vergleichsweise milde 
wahrnehmen“ werden. Walter Ruge

Glückwunsch nach  
Brüssel und Lissabon

Bei den Wahlen zum Europaparlament hat 
die Partei der Arbeit Belgiens (PTB) – sie 

gibt die vom RF wiederholt zitierte Wochen-
zeitung „Solidaire“ heraus – einen bemer-
kenswerten Erfolg errungen: Im Unterschied 
zu anderen linken Parteien des Kontinents, 
die – wie z. B. in Deutschland – zurückfielen 
oder stagnierten, vermochte die PTB mehr 
als 1 % der Stimmen (knapp 70 000) zu errin-
gen, was eine Verdoppelung gegenüber den 
letzten Europawahlen darstellt.
Auch die unverrückbar auf marxistisch-
leninistischen Positionen stehende Portu-
giesische Kommunistische Partei (PCP), auf 
die mehr als 10,6 % des Votums entfielen 
und die wiederum mit zwei Abgeordneten 
in das Europaparlament einzieht, konnte 
den Anteil für sie abgegebener Stimmen 
deutlich steigern. RF
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Cocktail aus Seifenblasen 
Wie Anne Wills Millionenpublikum an der Nase herumgeführt wurde

Arbeitsplätze um jeden Preis? So lau-
tete der Titel der Anne-Will-Talkshow, 

die durchschnittlich 3,6 Millionen 
Zuschauer hat. Am 7. Juni durfte 
sich dort Frank-Walter Steinmeier 
über sein Verständnis moderner 
Wirtschafts- und Arbeitsmarkt-
politik verbreiten. Gegen Ende der 
Sendung saß dem SPDler ein 50jäh-
riger Arbeitsloser aus Mecklenburg-
Vorpommern gegenüber, der seine 
ebenso umfangreichen wie vergeb-
lichen Versuche schilderte, auf dem 
„ersten Arbeitsmarkt“ eine Stelle zu 
ergattern. 
Nur eines wolle er, von Will danach 
befragt, nicht mehr: Leiharbeit. „Für 
mich ist, das mal hart ausgedrückt, die 
Zeitarbeit eine Form moderner Sklaverei 
... im Dumpinglohnbereich. Ich werde  
sie möglichst umgehen ... normaler-
weise gehört sie nach meiner Mei-
nung von Staats wegen verboten“, 
antwortete er. Will wandte sich mit 
Verweis auf die Agenda 2010 wieder 
dem Kanzlerkandidaten und damit 
einem der Urheber dieses Sklaven-
tums zu: „Verhält er sich dann streng 
genommen falsch?” Steinmeier meinte 
nun plötzlich, da sich die Amtszeit der 
großen Koalition vorläufig ihrem Ende 
zuneigt, Lücken erkannt zu haben, 
„wo Leiharbeit auf ein vernünftiges 
Maß zurückgeführt werden” müsse. 
„Aber vor allem, und da bleibt meine 
Auffassung wie bisher, müssen wir 
dafür sorgen, daß Mindestlöhne 
auch im Bereich der Leiharbeit gel-
ten.” Dafür heimste der SPD-Kanz-
lerkandidat Applaus ein.
„Die Bundesregierung redet seit 
Jahren über die Einführung eines 
Mindestlohns, bisher ist da definitiv 
nichts passiert”, warf der arbeitsu-
chende Gast ein. 
Darauf Steinmeier: „Aber Sie wissen 
schon, daß es nicht an uns scheitert.” 
„Das habe ich Ihnen nicht vorgehal-
ten”, entgegnete sein Widerpart. Er 
hätte es tun können – und zwar zu 
Recht. 
Ein Beispiel: Im März 2007 brachte 
die Bundestagsfraktion der Linkspar-
tei den Gesetzentwurf „Deutschland 
braucht Mindestlöhne“ (Drucksache 
16/4845) ein. „Armutslöhne sind 
ungerecht und unsozial”, heißt es 
dort. „Wer voll arbeitet, muß davon 
leben können.“ Steinmeiers Betrof-
fenheit erwies sich als heuchlerisch: 
Der Antrag wurde nämlich Anfang Juni 
2007 im Ausschuß für Arbeit und Soziales 
mit den Stimmen seiner SPD und ihrer 
Schwestern im neoliberalen Geist – CDU/
CSU und FDP – abgelehnt.
Die routinierte Art Steinmeiers, die Unwahr-
heit zu sagen, konnte allerdings nur jene 

verblüffen, die Affären wie die um Murat 
Kurnaz und el Masri bereits vergessen 

haben. 2007 stellte der Sonderausschuß 
des Europaparlaments zur Untersuchung 
der schweren USA-Menschenrechtsverlet-

zungen beim sogenannten Anti-Terror-
Kampf fest, „daß die Bundesregierung 
im Jahr 2002 das Angebot der Vereinig-
ten Staaten zur Freilassung von Murat 
Kurnaz aus Guantánamo nicht angenom-
men hat, obwohl sie damals schon wußte, 
daß er völlig unschuldig ist und nicht 

mit Terrorismus in Verbindung gebracht 
werden kann.” Auch dies stritt der dama-

lige Kanzleramtsminister im BND-
Untersuchungsausschuß rundweg ab. 
Gleiches passierte im Fall el-Masri, 
der Ende 2003 für mehrere Monate 
vom US-Geheimdienst verschleppt 
wurde. Nachdem es der Bundesre-
gierung nicht gelungen war, diesen 
Ausschuß zu verhindern, bezichtigte 
Steinmeier dessen Befürworter, damit 
„Anti-Amerikanismus“ hoffähig zu 
machen. Von der Verschleppung el-
Masris wollten alle „Geheimen“ samt 
ihrem obersten Dienstherrn erst im 
nachhinein erfahren haben, obwohl 
Indizien das Gegenteil besagten. 
Daß Steinmeier später Informatio-
nen unterdrückt hat, steht für den 
Grünen Ströbele jedenfalls fest: „Es 
gibt gravierende Beweise, daß er 
Wissen hatte, welches er hätte wei-
tergeben müssen.” Zur Frage einer 
deutschen Kriegsbeteiligung in 
Irak, von Schröder und seiner SPD-
Gefolgschaft ebenfalls hartnäckig 
geleugnet, fand zu Guttenberg, zu 
jener Zeit noch CSU-Generalsekretär, 

deutliche Worte: „Steinmeier muß end-
lich aus dem Nebel der Halbwahrheiten 
heraustreten und zugeben, daß die SPD 

über Jahre hinweg ein falsches Bild 
gezeichnet hat.” 
Zurück zu Anne Wills Talkshow, wo 
der Kanzlerbewerber inzwischen auf 
einen theatralischen Abgang zusteuerte. 
Nachdem der Hartz-IV-Gast nochmals 
bekräftigt hatte, daß er lieber ges- 
tern als heute arbeiten würde, gab 
sich der Außenminister als Arbeits-
vermittler: „... dann lassen Sie uns 
doch mal folgendes vereinbaren. 
Ich hab’ da zwei, drei Ideen, was 
Rostock angeht ... Wenn Sie bereit 
sind, solche Angebote ganz ernsthaft 
zu prüfen und auch bereit sind anzu-
packen, dann will ich mich gerne in 
den nächsten Tagen bemühen und 
Frau Will wird dann in drei Wochen 
... nachhorchen, ob das funktioniert 
hat oder nicht ... da bin ich mir sicher, 
daß ...“ Der Rest ging im Applaus 
des handzahmen Publikums unter. 
Dem Arbeitsplatzbesitzer in spe von 
Steinmeiers Gnaden stand die Freude 
ins Gesicht geschrieben. 
Bei allem Verständnis für den 
Langzeitarbeitslosen – interessan-
ter wäre eine Replik an Steinmeier 
gewesen: Wieso nur ich, was ist mit 

den anderen vier oder fünf Millionen, die 
eine Arbeit suchen? Aber dann wäre ihm 
möglicherweise von der Arbeitslosenver-
waltung des SPD-Ministerkollegen Scholz 
die Hartz-Diät entzogen worden.

Raimon Brete, Chemnitz

Karikaturen: Michael Westphal
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Der Größte aller Ponzis
Wie der Dollar zur Weltbetrugswährung wurde

Was ist ein Ponzi? Charles Ponzi, ein 
italienischer Einwanderer, war 

einer der größten Betrüger in der USA- 
Geschichte. Der Begriff „Ponzi“ ist dort 
bis heute eine gebräuchliche Bezeichnung 
für Schneeballsysteme und Pyramiden-
spiele. Investoren werden durch Verspre-
chen hoher Renditen angelockt, die auch 
eine Zeitlang gezahlt werden, allerdings 
von Geldern neuer Investoren, welche 
auf dieselben Versprechungen herein-
fallen und abermals auf Kosten weiterer 
Nachfolger zeitweilig solide Einkommen 
genießen, bis der Geldstrom versiegt und 
die Betrugskette reißt.
Privat-Ponzis wie Bernard Madoff, der 
in den USA zu 150 Jahren Haft verurteilt 
wurde, sind indes nur kleine Fische im 
großen Ozean des Finanz-Tsunamis, der 
vom Währungsbetrug in Geldnot gerate-
ner Regierungen angetrieben wird. Zur 
Zeit der napoleonischen Kriege wurden 
die Banknoten verschiedener Kontinen-
talmächte durch unablässiges Drucken zu 
bloßen Papierfetzen. Die Hyperinflation 
in Deutschland (1921/22) ist ein weiteres 
Beispiel totalen Währungsverfalls, wenn 
die Staatskassen leer sind, aber Geld in 
Umlauf gebracht werden muß, um die 
Wirtschaft in Gang zu halten.
Heute steht eine Welt, die noch vor kurzem 
an die grenzenlose Hausse des Kapitalis-
mus glaubte, fassungslos vor zerbroche-
nen Illusionen. Achtzig Jahre nach der 
„Großen Depression“ von 1929 bis 1939, 
die im 2. Weltkrieg mündete, droht eine 
neue Weltwirtschaftskrise ungeahnten 
Ausmaßes.
Wie konnte es zu diesem Fiasko kommen? 
Eine Erklärung muß nicht lange gesucht 
werden. Die Handels- und Investitions-
politik der Nachkriegsjahre basierte auf 
dem amerikanischen Dollar, der von 1944 
bis 1971 zu 25 % mit Gold gedeckt war. 
Nach Kündigung des Gold-Austausch-
Standards durch Präsident Richard Nixon 
im August 1971 schleuste das amerika-
nische Zentralbanksystem unbegrenzte 
Dollarmengen ohne Deckung in die Welt-
wirtschaft. Wachstum auf Pump hieß die 
Devise. Wenn Marktstrukturen schließlich 
unter der Schuldenlast zusammenbrechen, 
ist eine Krise der Märkte und Finanzen 
das unvermeidliche Ergebnis. 
Nach 1971 degenerierte das US-Wäh-
rungssystem zu einem profitgetriebe-
nen Staats-Ponzi, der zeitweilig ewiges 
Wirtschaftswachstum und Wohlstand 
vorgaukelte, aber schließlich die gesamte 
kapitalistische Konstruktion zum Ein-
stürzen brachte.
Bereits in den 60er Jahren – nach dem 
Koreakrieg und während des Vietnam-
kriegs – warnte Kenneth J. Galbraith: 
„Wir können im Ausland nichts unter-
nehmen, was wir finanziell nicht tra-
gen können.“ 

Die Federal Reserve, die keine Zentral-
bank im üblichen Sinne, sondern ein als 
solche funktionierendes Konglomerat von 
zwölf Privatbanken ist, „deckte“ die wach-
senden Leistungsbilanz-Defizite der USA 
mit immer neuen Noten-Emissionen, die 
sich fatal auf die Stabilität des Dollars 
auswirkten.
1976 konstatierte der belgische Ökonom 
Robert Triffin: „Zwischen 1970 und 1972 
wuchsen die Weltwährungsreserven um 
soviel an wie nie zuvor.“
Die inflationären Dollarmengen, welche 
die US-Währung untergruben, führten 
weltweit zu drastischen Preissteigerungen 
für Rohstoffe. Washington ignorierte die 
langjährigen Ermahnungen der führen-
den Handelsmächte Europas und Asiens, 
sich der Gefahr einer Inflation bewußt 
zu sein. 
Reagans bevorzugter Wirtschaftsberater 
war Alan Greenspan, der dem Präsiden-
ten empfahl, das Staatsdefizit fortan aus 
öffentlichen Kassen aufzufüllen. Das infame 
Sozialversicherungsgesetz von 1983 gab 
dem USA-Kongreß freie Hand, bis zum Jahr 
1992 über die Gelder des Sozialen Trust-
Fonds zu verfügen. Die republikanische 
Mehrheit unter Abgeordneten und Sena-
toren garantierte den Erfolg des Green-
span-Plans. 1987 wurde dieses „Finanz-
genie“ von Reagan zum Vorsitzenden des 
Federal-Reserve-Systems ernannt.
Von da ab rannte der Ponzi hemmungslos. 
In nur fünf Jahren – von 1997 bis 2002 – 
wuchsen die weltweiten Dollarreserven um 
32 % auf 14 Billionen. Die Bereicherungs-
gier unerfahrener Investoren, angefeu-
ert vom großzügigen Kredit-Ponzi, trieb 
die Aktienkurse wahnwitzig in die Höhe. 
Der unvermeidliche Zusammenbruch des 
Aktienmarktes im Jahr 2000 reduzierte 
den „Marktwert“ der Anteile um 7,8 Bil-
lionen Dollar. USA-Haushalte büßten  
12 % ihres Papier-Wohlstands ein.
Mit George W. Bush im Weißen Haus mußte 
der „billige Dollar“ zur Verwirklichung 
solcher Wahlversprechen wie Steuersen-
kungen für hohe Einkommen, niedrige 
Zinsen für Investoren und großzügige 
Farmsubsidien herhalten. Außerdem ver-
schlangen die kostspieligen Angriffskriege 
in Irak und Afghanistan Unsummen. Im 
Frühjahr 2004 betrug das USA-Handels-
bilanzdefizit 543 Milliarden Dollar oder 
fast fünf Prozent des Bruttosozialprodukts 
der Vereinigten Staaten.
Greenspans Währungs-Ponzi kam den 
Bankiers und Finanzgewaltigen der Wall 
Street zugute, die immer verwegener mit 
geborgtem Kapital spekulierten.
Der Wechselkurs des Euro zum Dollar 
war 2004 um mehr als 20 % gestiegen. Die 
Europäische Zentralbank beklagte sich 
über einen Ansturm auf den Euro und 
warnte vor Inflation. Greenspan hielt dem 
entgegen, seine Währungspolitik sei die 

Grundlage weltweiten Wirtschaftswachs-
tums. Dieses erfolgte auf Pump und hing 
total von der inflationären Geldschöpfung, 
vom Ponzi, ab. 
Jahrelang trugen die nach Krediten dür-
stenden Unternehmen die Schuldenlast 
mit, flossen doch die erzielten Profite in 
die Taschen von Aktionären und Investo-
ren. Als der Ponzi stoppte, kamen Pro-
duktion und Handel ganz plötzlich zum 
Stillstand, gab es doch keine Reserven 
mehr, auf die man hätte zurückgreifen 
können. Die inflationsbewußten Europäer 
sahen ihre Exportmärkte schrumpfen. 
Der Exportweltmeister BRD erlebte den 
größten Einbruch aller Zeiten. Und was 
für die Geschäftswelt galt, traf auch auf 
defizitäre Staatskassen zu.
Die Notendruckprressen wurden zwar 
Mitte 2008 auf Verlangen ausländischer 
Dollarbesitzer vorerst gestoppt, aber die 
„weisen Männer“ der US-Finanzpolitik 
griffen erneut auf die Greenspan-Idee 
zurück, staatliche Reserven anzuzapfen. 
Unter dem Vorwand, die Wirtschaftskrise 
zu stoppen, ging es in Wirklichkeit darum, 
verspekulierte Bankiers, Hypothekenmak-
ler und Versicherungskonzerne vor dem 
Bankrott zu retten. Credo: Privatisierung 
der Profite, Sozialisierung der Verluste.
Als allerdings die enormen staatlichen 
Rettungssummen von 750 Milliarden 
Dollar unter Bush und zusätzlichen 789 
Milliarden Dollar unter Obama das Schul-
denloch nicht annähernd zu stopfen ver-
mochten, mußte der Ponzi zur Neuankur-
belung der Wirtschaft wieder in Gang 
gesetzt werden. 
Am 16. Dezember 2008 kündigte Fed-Vor-
sitzender Ben Bernanke eine Senkung der 
Zinsen auf null bis ein Viertel Prozent an 
und offerierte den Bankiers unbegrenzten 
Kredit gegen egal welche Sicherheiten, um 
die Bücher von „giftigen Einlagen“ zu säu-
bern. Das Federal Open Market Commit-
tee, das die Entscheidungsgewalt über die 
Geld- und Finanzpolitik besitzt, stimmte 
dem zu. Weltweite Depression erschien als 
die größere Gefahr für die Stabilität des 
kapitalistischen System als die drohende 
Hyperinflation des Dollars.
Jetzt läuft der Ponzi wieder auf Hochtou-
ren. Aber es ist zweifelhaft, ob die neuen 
Kreditspritzen den erlahmten Wirtschafts-
gaul wieder auf die Beine bringen.

Dr. Vera Butler, Melbourne

Am 1. September um 18 Uhr spricht 
Prof. Dr. Ernstgert Kalbe auf einer 
Veranstaltung der Regionalgruppe  
Leipzig im Liebknechthaus, Brau-
straße 15. Sein Thema

Zur Situation Rußlands  
im Jahr 2009
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BRD-Polizisten als Exportschlager

Bundeswehr forciert „Auslandsstandorte“

Ein Jahr lang hat der BRD-Polizist Dirk 
Fütterer „afghanische Sicherheitskräfte“ 

in der Niederhaltung des inneren Wider-
stands unterwiesen. Jetzt schrieb er ein 
Buch unter dem harmlosen Titel „Post aus 
Kabul“. Es sei „witzig, teilnehmend, aber 
auch betroffen“, meint die einfühlsame 
Rezensentin eines zur Szene der Interven-
ten gehörenden Magazins. Die „Arbeit 
der Polizisten“ am Hindukusch sei „von 
Berlin politisch so gewollt“. Das Ziel der 
„EUPOL-Mission“ bestehe darin, unter 
der Ägide der Europäischen Union „die 
Regierung Karsai bei der Weiterentwick-
lung und Umsetzung einer kohärenten 
Strategie für die Polizeireform zu unter-
stützen“. Mit anderen Worten: Es geht 
um das von Deutschen gesteuerte und 
eingeübte Würgen mit afghanischen 
Händen, um eigene Verluste so niedrig 
wie möglich zu halten. Die „Teilnehmer 
der Mission“ dürften nur zur Selbstver-
teidigung von der Schußwaffe Gebrauch 
machen, wird in der Besprechung des 
Fütterer-Buches hervorgehoben. Doch 
die wichtigste Information folgt dann: 
„Deutschland stellt mit ca. 25 % ein gro-
ßes Kontingent der EUPOL-Mission und 
hat sich bereiterklärt aufzustocken.“ 
Was steckt hinter solcher Art von „Solida-
rität“ mit der Dritten Welt? 
Jörg Ziercke, der Chef des Bundeskriminal-
amts, hat bereits Ende 2005 die Katze aus 
dem Sack gelassen, als er die „polizeiliche 
Vorverlagerungsstrategie“ begründete. Es 
gehe darum, Straftaten nicht erst in der 
BRD oder Westeuropa, sondern in den 
Herkunftsländern der Täter zu bekämpfen, 
erklärte er in einer als „programmatisch“ 
bezeichneten Rede über „Internationale 
Erscheinungsformen von Kriminalität und 
Gewalt“. Deshalb leiste das BKA umfang-
reiche Ausstattungs- und Ausbildungshilfe. 

Das geschehe in engstem Zusammenwirken 
mit der Bundeswehr. Im „Reader Sicher-
heitskräfte“ (2004) las man im Klartext: 
„Dem Sicherheitssektor kommt generell die 
Aufgabe der gesellschaftlichen Integration 
durch Abschreckung, Schutz und Regel-
durchsetzung zu ... Das garantiert auch 
die Sicherung des politischen Systems 

und der Wirtschaftsordnung.“ Seit 1989 
waren Polizisten in 4500 bundesdeutsche 
Auslandsoperationen verstrickt. Etwa 1600 
liefen in der Regie des Bundesgrenzschut-
zes (BGS), der inzwischen in Bundespolizei 
umgetauften Elitetruppe für besonders 
rücksichtslose Repression. 
In die schon erwähnte „EUPOL-Mission“ 
sind etwa 5000 Mann einbezogen – davon 
ein Viertel Beamte aus der BRD. Sie wurden 
in Gifhorn (Niedersachsen) abgerichtet. 
Ihre Spezialität waren das Niederschlagen 
fiktiver Demonstrationen und Aufstände, 
wobei als angenommenes Aktionsfeld von 
Beginn an Afghanistan diente.Natürlich 
ist das polizeiliche Geschäft in dem zen-

tralasiatischen Land nicht ungefährlich: 
Während bisher nur zwei BKA-Beamte und 
ein Bundespolizist bei einem Anschlag 
ums Leben kamen, ließen die von ihnen 
ausgebildeten „Schützlinge“ deutlich mehr 
Federn: Zwischen Jahresbeginn 2006 und 
Ende 2007 wurden etwa 700 afghanische 
Polizisten von ihren Landsleuten getötet.

Übrigens erfolgt die Dressur der einhei-
mischen Unterdrückergarde bezeich-
nenderweise an der vom Technischen 
Hilfswerk der BRD (THW) wiederauf-
gebauten Kabuler Polizeiakademie. 
Bis zum Oktober 2007 wurden dort im 
Rahmen eines von der Bundespolizei 
ausgearbeiteten „Mentoren- und Bera-
terkonzepts“ nahezu 20 000 Angehörige 
des afghanischen Repressionsapparats 
„auf Vordermann gebracht“. Bis zu diesem 
Zeitpunkt lieferte das BRD-Innenmini-
sterium 950 Einsatzfahrzeuge an seine 
Kabuler „Partner“. Ohne Zweifel muß 
auch an der Spitze der EUPOL-Kräfte 
für Ordnung gesorgt werden: Deshalb ist 
der deutsche Brigadegeneral Friedrich 
Eichele seit Juni 2007 deren Kommandeur. 
Bevor er sich nach Afghanistan verset-

zen ließ, befehligte er die für ihre extreme 
Härte bekannte Grenzschutzgruppe 9 (GSG 
9). Sein Amtsvorgänger Ulrich Wegener 
hob unverblümt die „wertvollen Impulse“ 
hervor, die man im Hinblick auf „unkon-
ventionelles Vorgehen“ und „Täuschung 
des Gegners“ von der geheimdienstlich 
orientierten „Division Brandenburg“ der 
Naziwehrmacht erhalten habe. Diese hatte 
an einem einzigen Tag, dem 30. Juni 1941, 
zusammen mit SS-Einheiten und ukraini-
schen Faschisten in der Stadt Lwow (Lviv) 
4000 Juden ermordet.

RF, gestützt auf einen Artikel von 
Peer Heinelt in „Konkret“

„Wir gehören dem Himmel“. Unter dieser 
Schlagzeile brachte „Kompaß“ – das Blatt 
des Katholischen Militärbischofs für die 
Deutsche Bundeswehr – in seiner Maiaus-
gabe einen aufschlußreichen Bericht zur 
kirchlichen Betreuung von „Auslandsstand-
orten“ der Armee des deutschen Imperia-
lismus. Dabei geht es im durchaus wörtli-
chen, nicht im übertragen-religiösen Sinn 
um den Himmel, spielt doch die Handlung 
im 2003 „feierlich eröffneten Deutsch-Fran-
zösischen Heeresflieger-Ausbildungszen-
trum TIGER zu Le Luc“. Dort empfing der 
Kommandeur; Oberst Horstmar Bussiek, 
unlängst den „Leitenden Militärdekan für 
den Dienstaufsichtsbezirk Ausland der 
Katholischen Militärseelsorge“ Joachim 
Simon – wie es wörtlich hieß – zu einem 
„offiziellen Besuch dieses Auslandsstand-

ortes der Bundeswehr“. Das Objekt ist 
nicht etwa französisch-deutsch, obwohl 
es sich auf dem Boden der Grande Nation 
befindet, sondern ausdrücklich deutsch-
französisch. Klingt da nicht die Mentalität 
einstiger Okkupanten an?
Um was es der Sache nach ging, entneh-
men wir dem „Kompaß“ des Herrn Mili-
tärbischofs: „Der Kommandeur stellt das 
Projekt zur Entwicklung und Fertigung des 
Waffensystems TIGER sowie zum Training 
der Besatzungen dieses Kampfhubschrau-
bers vor.“ Die aber gehören in der Tat dem 
Himmel, auch wenn sie der Herrgott gar 
nicht zu sich genommen hat.
In Le Luc fühlen sich die Bundeswehran-
gehörigen mit ihren Familien pudelwohl, 
erfährt man. Übrigens nicht nur dort. Im 
nahegelegenen Aix-en-Provence fand gerade 

die Jahreskonferenz aus den Laiengremien 
der Katholischen Militärseelsorge in den 
Auslandsgemeinden statt. Gastgeber war 
diesmal „Frère“ Peter Arnold, der Standort-
geistliche von Le Luc, dessen „Engagement“ 
und „Dienst an den Soldatinnen und Solda-
ten“ Oberst Bussiek dankbar zu würdigen 
wußte. Der Themenschwerpunkt lautete 
diesmal: „Erfahrungsaustausch über die 
kirchlichen Gemeindehäuser an den Aus-
landsstandorten Brunssum (Niederlande), 
Holloman AFB (USA), Neapel (Italien) und 
SHAPE (Belgien).“
Einst sagte man: „Wo der deutsche Soldat 
einmal seinen Fuß hinsetzt, da ...“. Aber es 
gibt ja, zumindest was die „Auslandsstand-
orte“ betrifft, keinerlei Parallelen. 

RF, gestützt auf „Kompaß“

BRD-Brigadegeneral Friedrich Eichele, 
Chef der EUPOL in Afghanistan
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Washingtons „unkonventionelle Kriegführung“
Von „Grünen Baretten“ und „Delta-Force“ zu gesichtslosen Killern

Sudan: Eine LKW-Kolonne wird in der 
nördlichen Wüste von zwei Kampfbom-

bern F-16 binnen weniger Minuten in einen 
Haufen rauchender Trümmer verwandelt. 
Unbemannte Überwachungsdrohnen 
entdecken bald darauf ein paar übrig-
gebliebene Fahrzeuge auf der Flucht. 
Die beiden Maschinen kehren zurück 
und geben auch ihnen den Rest. 
Syrien: Vier Blackhawk-Hubschrauber 
überfliegen die Grenze von Irak und lan-
den bei einem kleinen Bauernhof unweit 
des Ortes al Sukkereyeh. Schwarzge-
kleidete Männer springen heraus und 
überschütten die Anwohner mit einem 
Feuerhagel aus automatischen Waffen. 
Acht Syrer werden getötet, vier weitere 
gefesselt und mit verbundenen Augen in 
den Helikopter gestoßen, der Minuten 
später in Richtung Irak abhebt.
Pakistan: Einige Dorfbewohner sitzen 
im Hof eines Hauses beim Tee. Plötz-
lich schlagen Hellfire-Raketen ein. Die 
Körperteile der zerfetzten Menschen 
werden durch die Luft geschleudert, 
mehrere Gebäude dem Erdboden gleich-
gemacht.
Zwischen dem 14. Januar 2006 und dem 
8. April 2009 haben sich mehr als 60 sol-
cher Attacken ereignet. Die Bilanz des 
Todes: 14 von ihren Häschern gesuchte 
Al-Quaida-Kämpfer und 687 unbetei-
ligte Zivilisten. 
Für Überfälle dieser Art gibt es eine 
gemeinsame Charakteristik: Kein Land 
übernimmt die Verantwortung oder 
rühmt sich solcher Taten. Die F-16 waren 
aus Israel gekommen. Angeblich hatten 
die zerstörten Lastwagen Waffen für die 
Hamas in Gaza geladen; die Blackhawk-
Besatzungen rekrutierten sich vermut-
lich aus Angehörigen der Task-Force 88, 
einer ultrageheimen Sondereinheit der 
US-Streitkräfte; die zerfetzten Pakistanis 
fielen einer Prädator-Drohne zum Opfer, die 
von einer Luftwaffenbasis im südlichen 
Nevada gesteuert worden war.

Obwohl es sich in allen geschilderten Fällen 
unbestreitbar um Aggressionsakte gehan-
delt hatte, fand sich weder ein Absender 
noch ein Adressat für eine diplomatische 
Protestnote.
Die „Privatisierung“ des Krieges unter 
Verwendung bewaffneter Söldner geriet 
2007 ins Blickfeld der Weltöffentlichkeit, 

als Männer des Killer bereitstellenden und 
vom Pentagon „genutzten“ Unternehmens 
Blackwater Worldwide (Inzwischen hat sich 
der Konzern in Xe umbenannt.) bei einem 

von der Presse als Shooting Spree bezeich-
neten Amoklauf 17 Iraker erschossen und 
zahlreiche weitere verwundeten.
Die Angreifer in Sudan, Syrien und Paki-
stan waren allerdings keine privaten „Ver-
tragssoldaten“, sondern Militärs aus Israel 
und den Vereinigten Staaten. Doch auch 
sie folgten bei ihren „Missionen“ geheimen 
Auftraggebern.
Der legendäre Journalist Bob Woodward 
von der „Washington Post“ enthüllte in sei-
nem Buch „Der Krieg im Innern“, daß das 
Pentagon „geheime operative Fähigkeiten“ 
entwickelt habe, um „Angehörige extremi-
stischer Gruppen ausfindig zu machen, ins 
Visier zu nehmen und umzulegen“. Unlängst 
sprach auch Pulitzer-Preisträger Seymour 
Hersh, ein anderer namhafter Journalist, 
von einem „Morde ausführenden Ring“, 
der dem Vereinigten Kommando der Mili-
tärischen Sonderkräfte (JSOC) unterstehe. 
In solchen Fragen habe der USA-Kongreß 
– das Parlament der Vereinigten Staaten – 
„keinerlei Übersicht“.
Einem im Jahr 2004 als „streng geheim“ 
klassifizierten Dokument zufolge nehmen 
die USA für sich das Recht in Anspruch, 
„Terroristen in 15 bis 20 Staaten, einschließ-
lich Pakistans und Syriens, unschädlich zu 
machen“. Israels Militär bedient sich seit 
langem der Methode „gezielter Tötung“ zur 

Beseitigung identifizierter Gegner Tel Avivs 
und der NATO. Einschlägige „Teams“ sind 
bereits in Irak und Afghanistan unterwegs. 
Philip Alston vom Menschenrechtsrat der 

Vereinten Nationen hat „internationale 
Geheimdienste“ offiziell bezichtigt, im 
Zusammenwirken mit örtlichen Milizen 
afghanische Zivilisten systematisch 
umzubringen. Night Raids – nächtliche 
Überfälle der militärischen Sonder-
kräfte des Pentagons (SOF) – gehören 
im Land am Hindukusch inzwischen 
zur Routine.
Das von Obamas faschistoidem Vertei-
digungsminister – dem ehemaligen CIA-
Direktor Robert Gates (Republikanische 
Partei) – im USA-Kongreß unterbreitete 
Pentagon-Budget sieht eine deutliche 
Aufstockung der Mittel für verdeckte 
Operationen der SOF-Einheiten vor, deren 
Personalbestand noch einmal um 2800 
Mann erhöht werden soll. 
Übrigens unterhält die U.S. Army seit 
langem auf die Verbreitung von Angst 
und Schrecken spezialisierte Killer-
Truppenteile. Vor 50 Jahren nannten 
sie sich Grüne Barette, dann Navy Seals 
und Delta Force. Allein die von deren Ver-
bänden vollzogene „Operation Phoenix“ 
führte während des Vietnamkrieges zur 
Ermordung von etwa 40 000 Aktivisten 
der Befreiungsbewegung, vor allem im 
Delta des Mekong. 
Bis heute hat sich also an der diesbe-
züglichen „Philosophie“ Washingtons 
nichts geändert. Im Gegenteil: Die Kon-

trolle darüber, was auf den weit entfern-
ten Kriegsschauplätzen und im Hinterland 
überfallener Staaten geschieht, ist zivilen 
Kräften wie dem Kongreß noch mehr ent-
glitten. Zum verborgenen Krieg gehören 
Mauern des Schweigens und – falls not-
wendig – beharrliches Abstreiten.
Das neue Verteidigungsbudget dürfte ver-
stärkt den Akzent auf „verdeckte Kriege“ 
und „Aufstandsbekämpfung“ legen.
„Wo werden die Schattenkrieger das näch-
ste Mal zuschlagen?“ schrieb Conn Hali-
nan unlängst in der kommunistischen New 
Yorker „People’s Weekly World“.

RF, gestützt auf „The Guardian“, Sydney

Die Regionalgruppe Rostock lädt für 
den 12. August um 15 Uhr zu einer 
Veranstaltung mit dem Publizisten  
Dr. Norbert Podewin in das Mehr-
generationenhaus Evershagen, Maxim-
Gorki-Straße 52, ein.  
Thema 

Das Potsdamer Abkommen 
von 1945 – Festlegungen und 
Realitäten
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Seit dem Zweiten Weltkrieg sind von 
Washington Hunderte Milliarden Dollar 

in die Weltraumrüstung gesteckt worden. 
Als USA-Präsident Bill Clinton im Januar 
1993 feierlich verkündete, die als Sternen-
kriegskonzept bekanntgewordene Strate-
gische Verteidigungsinitiative (SDI) seines 
Amtsvorgängers Ronald Reagan, für die 
bereits 3,5 Milliarden Dollar bewilligt 
worden waren, sei „gestorben“, atmeten 
Menschen aller Kontinente zunächst auf. 
Doch das Kind bekam lediglich einen 
anderen Namen und hieß fortan Balli-
stische Raketen-Verteidigungsorgani-
sation (BMDO). Die für SDI vorgesehene 
Summe ging stillschweigend an die als 
„Neuschöpfung“ deklarierte Nachfolgerin 
über. George W. Bush taufte das gigan-
tische Rüstungsprogramm, in welches 
inzwischen jährlich 10 Milliarden Dollar 
flossen, abermals um. Der neue Name 
der alten Firma lautete fortan: Raketen-
Verteidigungsbehörde (MDA).
Im MDA-Budget waren jene Unsummen 
nicht enthalten, die vom Nationalen Erkun-
dungsamt (NRO) dem gigantischen Geheim-
dienst NSA, dem Energieministerium und 
anderen Einrichtungen für gleiche oder 
ähnliche Ziele verausgabt wurden. Nach 
konservativen Schätzungen belaufen sich 
die Gesamtausgaben der USA für militä-
rische Raumfahrttechnologie im Jahr auf 
etwa 75 Milliarden Dollar. Der Golfkrieg, 
den das Pentagon in den frühen 90ern in 
Szene setzte, stellte die erste teilweise aus 
dem Kosmos gesteuerte Angriffsoperation 
der Vereinigten Staaten dar. Als dann 
2003 der Überfall auf Irak folgte, wur-
den bereits 70 % der ursprünglich einge-

setzten Kampfmittel aus dem Weltraum 
in ihre Ziele gelenkt. Heute koordiniert 
die U.S. Army ihre gesamten Schläge in 
Afghanistan auf diese Weise.
Dem Plandokument (Strategic Master 
Plan) des Weltraumkommandos der U.S. 
Air Force (Logo: Master of Space) zufolge 
geht es um die „Erringung der Überlegen-
heit im Kosmos“, während dessen Nutzung 
durch militärische Gegner verhindert 
werden soll. Das sei eine „entscheidende 
Vorbedingung für Erfolg in der modernen 
Kriegführung“.
China antwortete 2007 auf die anmaßende 
Herausforderung seitens der Vereinigten 
Staaten mit der Erprobung einer eigenen 
Anti-Satelliten-Waffe (ASAT). Die U.S. Navy 
blieb die Reaktion darauf nicht schuldig, 
als sie von einem in der Ägäis stationierten 
Zerstörer eine Rakete abschoß, um einen 
abstürzenden Raumflugkörper gezielt zu 
vernichten. 
Diese Operation sollte auch von Moskau 
als Warnschuß verstanden werden. Das 
Signal lautete: Die USA verfügen über 
die notwendige Erstschlagskapazität. 
Unlängst erklärte daraufhin General 
Valentin Popowkin, der frühere Chef der 
russischen Weltraum-Kräfte, in seinem 
Land werde ebenfalls an der Entwicklung 
einer hocheffektiven ASAT-Technologie 
zur Raketenabwehr gearbeitet. 
Während der Amtszeit Bill Clintons und 
Bush juniors hatten Rußland und China 
in der UN-Vollversammlung eine Resolu-
tion eingebracht, mit der ein neuer Ver-
trag über das Verbot von Weltraumwaf-
fen vorgeschlagen wurde. Die Antwort 
aus Washington erfolgte prompt: Da es 

im Kosmos keine Waffen gebe, entfalle 
auch die Notwendigkeit eines solchen 
Abkommens.
Eine Schlüsselrolle bei den Aktivitäten zur 
Änderung dieser Situation spielt zweifel-
los die USA-Weltraumbehörde NASA, die 
man vom militärisch-industriellen Kom-
plex der imperialistischen Hauptmacht 
nicht trennen kann. Als der frühere USA-
Marineminister O’Keefe durch George W. 
Bush 2001 zum Leiter der NASA ernannt 
wurde, sprach er ganz offen davon, daß 
sämtliche Operationen seiner Behörde 
„doppelt nutzbar“ seien: zivil und mili-
tärisch. Seitdem ist die Rede davon, den 
USA-Streitkräften dienende nuklearbetrie-
bene Basen auf dem Mond zu errichten, 
„um den Fuß beim Wettlauf zur Kontrolle 
von Planeten vorn zu haben“.
Unterdessen verbucht die Luft- und Raum-
fahrtindustrie der Vereinigten Staaten 
märchenhafte Profite. Die dem Steuer-
zahler abverlangten Aufwendungen für 
die Internationale Raumfahrtstation der 
NASA wachsen ins unendliche: Beliefen 
sich die ursprünglich veranschlagten 
Kosten auf 10 Milliarden Dollar, so geht 
man jetzt bereits vom Zehnfachen dieser 
Summe aus. Und ein Ende ist nicht abzu-
sehen. Hinzugefügt sei: Gemessen an den 
„Leistungen“ der USA-Rüstungsindustrie 
dürfte sich selbst dieser Betrag noch zwer-
genhaft ausnehmen. 

RF, gestützt auf eine in der australischen 
Wochenzeitung „The Guardian“, Sydney, 

veröffentlichte Studie von Bruce K. Gagnon, 
Koordinator des Global Network Against 

Weapons & Nuclear Power in Space

NASA und USA-Weltraumstrategie
Ist Reagans „Sternenkriegs“-Konzept tatsächlich begraben worden?

Herzliche Grüße gehen an Lisbeth Wabra (16. 8.) aus Berlin, die ihren 90. Geburtstag begeht. Zur Vollendung des 85. 
Lebensjahres gratulieren wir Anne-Dorothee Wetzel (6. 8.), Günter Scholz (10. 8.), dem Arbeiterschriftsteller Hans Frobin  
(22. 8.) und Dr. Willi Paubel (30. 8.), alle vier aus Berlin, sowie Winfried Freundt (27. 8.) aus Jena.

Glückwünsche zum 80. Geburtstag gehen an den „RotFuchs“-Aktivisten Jochen Peters (7. 8.) aus Suhl sowie Brigitte  
Wackernagel (21. 8.) aus Berlin, Dr. Horst Anders (23. 8.) aus Galenbeck und Hans Siebert (23. 8.) aus Wimmelburg.

Ihren 75. Geburtstag feiern Kurt Hoppe (3. 8.) aus Braunschweig, Karin Dvořak (11. 8.) aus Kuchelmiß, Dr. Hans Richter  
(13. 8.) aus Barßel, Hans Müller (20. 8.) aus Gallinchen, Christa Krüger (21. 8.) aus Berlin, Hans Christange (23. 8.) aus Cottbus 
und Friedbert Barthel (26. 8.) aus Leipzig.

Zu den 70jährigen schließen auf: Elfriede Matthias (5. 8.) aus Berlin, Heinz Oehme (12. 8.) aus Chemnitz, Harald Müller  
(15. 8.) aus Dresden, Hannes Peuker (18. 8.) aus Jena, Walter Eder (24. 8.) aus Gera und Klaus Wilhelm (24. 8.) aus Berlin. 

Wir gratulieren Ralf Hunstock (2. 8.) aus Markkleeberg zum 65.

Nachwuchskader ist Klaus-Peter Nedwig aus Berlin, der am 23. 8. seinen 60. Geburtstag begeht. 

Liebe Grüße gehen auch an alle anderen RF-Leser, die im August Geburtstag haben.

Förderverein und Redaktion beglückwünschen die Jubilare des Monats. 
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Über Daniel Ortega und die FSLN
Was ist 30 Jahre nach dem Sieg vom Sandinismus geblieben?

Am 19. Juli 1979 siegte die Sandinistische 
Revolution in Nicaragua. Sie jagte den 

Diktator Somoza zum Teufel. Am gleichen 
Tag übernahm die im Juni 1979 in Costa 
Rica gegründete Nationale Regierungs-
junta die Geschäfte. In ihr waren alle 
Lager vertreten, von der FSLN mit Daniel 
Ortega bis zur bürgerlichen Allianz FAO 
mit Alfonso Robelo. Die Beteiligten hatten 
das von der FSLN am 29. Mai verkündete 
Programm des Nationalen Wiederaufbaus 
anerkannt. Trotzdem kam es zum Streit. 
1981 verließen Chamorro und Robelo die 
Regierung, letzterer trat ins gegenrevo-
lutionäre Contra-Direktorium ein.
Die FSLN regierte fortan allein. Sie orga-
nisierte die Alphabetisierung, gestaltete 
Gesundheitswesen und Volksbildung 
um. Landarbeiter erhielten Boden aus 
den Somoza-Besitztümern. Kooperativen 
entstanden. Somoza-Betriebe wurden 
Arbeitereigentum. Für 1984 setzte die 
FSLN Wahlen an, die sie gewann. Daniel 
Ortega wurde Präsident. 1987 trat die 
von der FSLN initiierte neue Verfassung 
in Kraft.
Der nicaraguanischen Oligarchie und der 
US-Administration war die Sandinistische 
Revolution ein Dorn im Auge. Sie organi-
sierten den Contrakrieg und boykottier-
ten die Wirtschaft. Als die Führung der 
Sowjetunion 1987 die Sandinisten fallen 
ließ und die Contras den Frieden in der 
gesamten zentralamerikanischen Region 
untergruben, sah die sandinistische Regie-
rung den einzigen Ausweg darin, mit deren 
Führung zu verhandeln. Für den Frieden 
bezahlte die FSLN jedoch mit dem Verlust 
der Macht. Sie verlor 1990 die Wahlen 
gegen eine Allianz aus 17 Parteien, die von 
Violeta Chamorro angeführt wurde.
Was ist vom Sandinismus geblieben? Die 
Gesprächsrunde der „Langen Nacht“ im 
Deutschlandfunk im September 1995 ant-
wortete: „zerstörte Träume“. Andere sagen: 
„Danielismus und Neoliberalismus“. Wir 
meinen: Alles.
Der Sandinismus ist die Vision der nicara-
guanischen Patrioten von einem Gemein-
wesen, in dem Milch und Honig fließen, 
das unabhängig und souverän ist und 
das in einer großen Bruderschaft mit den 
lateinamerikanischen und karibischen 
Völkern zusammenlebt. Die Ideen Sandi-
nos sind die von Bolívar, Sucre, Martí und 
anderen, die sich gegen den europäischen 
Kolonialismus und nordamerikanischen 
Interventionismus sowie die eigene Olig-
archie wehrten. Der Sandinismus ist ein 
Ideengemisch aus Humanismus, Christen-
tum und Marxismus.
1990 ging in Nicaragua kein Gesellschafts-
system unter. Eine politische Kraft, die 
zur damaligen Zeit noch keine Partei war, 
verlor die Wahl. 1991 gründete sich aus der 
politisch-militärischen Organisation FSLN 
die Partei FSLN. Diese brauchte 16 Jahre, 

bis sie über Wahlen wieder an die Macht 
kam. Ihre linken Kritiker aus Deutschland 
dürften wohl ein paar Jahre länger brau-
chen, ehe ihnen das gelingen wird.
In der FSLN setzten Richtungskämpfe 
ein. Auf dem I. Kongreß 1991 standen 
zwei strategische Linien zur Debatte. Die 
von Sergio Ramirez, dem Vizepräsidenten 
der ersten Ortega-Regierung, repräsen-
tierte vertrat ein reformistisches Konzept. 
Die andere, von Daniel Ortega verfolgte, 
wollte „der neoliberalen Politik eine revo-
lutionäre Antwort geben“. Die Ortega-
Richtung setzte sich durch. In der FSLN-
Fraktion der Nationalversammlung war 
das Kräfteverhältnis anders. Von den 38 
Abgeordneten hielten 30 zu Ramirez. Sie 
begannen gegen die Parteilinie zu arbeiten. 
1995 spaltete Ramirez die Fraktion und 
gründete den Flügel der Sandinistischen 
Erneuerungsbewegung (MRS). Ihm folg-
ten Dora Marie Tellez, Monica Baltodano, 
Victor Hugo Tinoco und andere. Die MRS-
Gruppierung der Fraktion verschenkte die 
Sitze der FSLN im Obersten Wahlrat, im 
Obersten Gerichtshof und in der Gene-
ralstaatsanwaltschaft an bürgerliche 
Splitterparteien der zerfallenen Allianz 
von Frau Chamorro.
1996 erhielt die FSLN bei der Präsident-
schaftswahl 42 Prozent der Stimmen. Sie 
sah wie der sichere Sieger aus. Dann zau-
berte der Oberste Wahlrat 54 Prozent für 
die Liberale Partei (PLC) Arnoldo Alemans 
aus dem Hut. Das Land stand vor einer 
politischen Krise.
Sollte ein Präsident, der aus Wahlbetrug 
hervorgegangen war, eingeführt werden, 
oder mußten Neuwahlen stattfinden? In 
dieser Situation bot die PLC der FSLN einen 
Vertrag an: Wenn die FSLN das Wahler-
gebnis anerkenne, erhalte sie im Gegenzug 
ihre Sitze in den Instanzen zurück, und 
die Ergebnisse der Agrarreform würden 
nicht annulliert. Darauf ging die FSLN ein. 
Der MRS-Flügel hatte die Ränke verloren. 
1998 trat Ramirez von allen politischen 
Ämtern zurück.
Im Mai 2006 schlossen die Sandinisti-
schen Erneuerer in Miami mit den drei 
bürgerlichen Präsidentschaftskandida-
ten einen Deal. Im Falle eines zweiten 
Wahlgangs wollten sie den Favoriten der 
US-Administration Eduardo Montealegre 
unterstützen. Sie landeten im neolibera-
len Lager und mit ihnen die Mitglieder 
der Historischen Nationalleitung Henry 
Ruiz und Victor Tirado. Das ist bedauer-
lich. Traurig ist auch, daß deutsche Linke 
sich von ihnen beraten lassen, wenn es 
um die FSLN geht. Heute wird die MRS 
von Stiftungen aus den USA und dem EU-
Raum finanziert.
Im November 2006 wählten 38 Prozent der 
Nicaraguaner Daniel Ortega zu ihrem Prä-
sidenten. Die FSLN, die heute annähernd 
100 000 Mitglieder bei 5,5 Millionen Ein-

wohnern hat, nahm das sandinistische 
Projekt wieder auf. Sie konnte bei den 
Munizipalwahlen 2008 ihre Positionen 
ausbauen. Der Traum vom Bruderbund 
der lateinamerikanischen und karibi-
schen Völker nimmt in der Bolivariani-
schen Alternative der Amerikas (ALBA) 
Gestalt an. Die FSLN treibt abermals die 
Umgestaltung der Gesellschaft voran. Es 
entstanden die Räte der Bürgermacht als 
Organe der direkten Demokratie. In der 
Alphabetisierung soll noch in diesem 
Jahr der Stand von 1990 erreicht werden. 
Das Gesundheitswesen wurde neu geord-
net. In Bildung und Gesundheit helfen 
kubanische Freunde. Mit Unterstützung 
Venezuelas konnte die Energie- und Treib-
stoffversorgung stabilisiert werden. Für 
die kleinen und mittleren bäuerlichen 
Familienbetriebe wurden die Programme 
„Null Hunger“ und „Null Wucher“ aufgelegt. 
Die landwirtschaftliche Produktion soll 
vor allem über sie angekurbelt werden. 
Nicaragua ist in der Lage, den eigenen 
Grundwarenkorb mit sieben Produkten zu 
garantieren sowie Reis, Mais und Bohnen 
an Honduras und El Salvador zu liefern. 
Venezuela erhält Rindfleisch.
Zu Daniel Ortega. Er mag in Nicaragua 
nicht von allen geliebt werden. Er ver-
dient jedoch Respekt, hat er doch die FSLN 
über die schwersten Jahre gebracht. Er 
bestimmte maßgeblich ihre strategische 
Linie. Er hat den Schmutz, der auf die 
FSLN abgeladen wurde, auf sich genom-
men. Er genießt Anerkennung unter sei-
nen Amtskollegen in Lateinamerika und 
der Karibik. Auf internationalen Treffen 
vertritt er konsequent antiimperialisti-
sche Positionen. Seine Gegner bedauern, 
daß man ihn nicht von der FSLN trennen 
kann und daß der neue Prozeß in Nicara-
gua ohne diese nicht denkbar ist. 
Von der Sandinistischen Revolution ist 
nicht nur etwas geblieben. Sie geht unter 
neuen Bedingungen weiter. Das war, ist 
und wird das historische Verdienst der 
FSLN sein.

Wolfgang Herrmann, Dreesch

Am 3. August begeht unser Autor, der 

angesehene Historiker und Spezialist 

für Fragen der deutschen Arbeiterbe-

wegung 

Dr. Ehrenfried Pößneck
seinen 75. Geburtstag. 

Wir übermitteln dem Jubilar herzliche 

Grüße und Wünsche im Geiste fester 

Verbundenheit.
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Hoffnungen für Palästina?
Obama verzichtet auf Cowboy-Rhetorik, läßt aber Taten vermissen

Der palästinensische Präsident Mahmoud 
Abbas erklärte nach seinem Besuch in 

Washington am 1. Juni vor Journalisten in 
Kairo, er sei überzeugt, „daß US-Präsident 
Barack Obama fest entschlossen ist, letzt-
endlich die Juden aus Judäa und Samaria 
zu vertreiben“. Das würde bedeuten, daß 
Washington die israelische Okkupation 
des Westjordanlandes beendet sehen will. 
Obama selbst erklärte dazu nach dem 
Gespräch mit Abbas lediglich, daß er von 
Israels Premier Netanjahu „eine 
zügige Antwort“ hinsichtlich 
seiner Forderung nach Wieder-
aufnahme von Friedensgesprä-
chen mit den Palästinensern 
und „als Vorleistung den Stopp 
des israelischen Siedlungsbaus“ 
erwarte. Er unterließ es aber 
auch nicht zu unterstreichen, 
daß „die Vereinigten Staaten 
und Israel unerschütterliche 
Verbündete“ seien. Bisher bedeu-
tete das, daß die USA Israel 
unterstützten, was immer es 
auch unternahm. 
Die Kairoer Rede des Präsiden-
ten der Vereinigten Staaten 
„an die muslimische Welt“ am  
4. Juni wurde von einigen Zeit-
genossen als „historisch“ und 
„epochal“ bejubelt. Sie setzte tatsächlich 
gewisse neue Akzente für das Verhältnis 
der USA zur islamischen Welt. Es fielen 
schöne Worte, die sich von der Cowboy-
Rhetorik des unseligen Obama-Vorgängers 
George W. Bush wohltuend abhoben. In der 
Kernfrage des Nahostkonflikts aber bot der 
Präsident nichts Greifbares, nichts Neues. 
Er verlangte eine Zwei-Staaten-Lösung, 
ohne klar zu erläutern, wie sich die USA 
dafür einsetzen werden und wie diese zwei 
Staaten aussehen sollen. Verbales Mitge-
fühl gegenüber den unter der Besatzung 
leidenden Palästinensern veranlaßte ihn 
aber keineswegs zu der Schlußfolgerung, 
daß mit der Okkupation der 1967 geraub-
ten palästinensischen Gebiete Schluß 
sein müsse. 
Es steht außer Zweifel, daß es sich hierbei 
um ein kompliziertes Problem handelt. 
Schließlich geht es um den Abzug aus 120 
Siedlungen im okkupierten palästinensi-
schen Westjordanland, in denen sich seit 
1967 weit über eine halbe Million Israelis 
widerrechtlich niedergelassen haben. Je 
länger diese Frage aber ohne Lösung bleibt, 
desto unerträglicher wird die Situation für 
die Palästinenser und für nicht wenige 
Israelis, und um so komplizierter wird es, 
eine Lösung und damit endlich Frieden zu 
erreichen. Der von Obama anvisierte Stopp 
des Siedlungsbaus könnte ein Schritt am 
Beginn eines Lösungsprozesses sein, aber 
auch nicht mehr.
Netanjahu und sein Außenminister Lie-
berman haben deutlich gemacht, daß es 

der israelischen Führung am politischen 
Willen fehlt, zu einem gerechten Frieden 
zu gelangen. Die Erklärung des israeli-
schen Regierungschefs vom 14. Juni ist 
ein verhängnisvoller Schritt zurück, weit 
hinter die Ergebnisse der palästinensisch-
israelischen Verständigung von 1993/1994 
(s. RF 6/03, S. 19). Für diese bescheidenen 
Anfänge einer Lösung des Jahrzehnte wäh-
renden Konflikts wurde seinerzeit der Frie-
densnobelpreis an Palästinenserpräsident 

Yassir Arafat, den damaligen israelischen 
Ministerpräsidenten Yitzhak Rabin und an 
Israels heutigen Präsidenten Simon Peres 
verliehen. Rabin wurde ein Jahr später 
wegen seines Einsatzes für eine Verstän-
digung mit den Palästinensern von zio-
nistischen Extremisten ermordet. Doch 
Netanjahu kann ganz unbesorgt sein. Die 
für jeden Ansatz eines Friedensprozes-
ses unheilvolle Rede des Likud-Premiers 
erhielt ein Lob vom Herrn im Weißen Haus 
und, wie kann es anders sein, auch von der 
deutschen Kanzlerin und den EU-Oberen. 
Die Apologeten einer einseitigen Pro-Israel-
Position wollen sogar neue Ansatzpunkte, 
ja Fortschritte „in der richtigen Richtung“ 
erkannt haben. 
Palästinenserpräsident Mahmud Abbas 
ist sichtlich erschrocken, steht er doch 
vor einem Scherbenhaufen. Sein immer 
beflisseneres Entgegenkommen haben 
Israel, die USA und der Westen überhaupt 
nicht honoriert. 
Der palästinensische Chefunterhändler 
Saeb Erekat unterstrich, daß Netanjahu 
in seiner „Grundsatzrede“ zentrale Streit-
punkte des Konflikts bereits einseitig ent-
schieden habe. Von ihm seien nicht nur 
„Lösungen zuungunsten palästinensischer 
Interessen diktiert, sondern zusätzlich 
völlig unannehmbare Vorbedingungen 
für die Aufnahme von Verhandlungen 
gestellt worden ... Netanjahu hat keinen 
Staat Palästina akzeptiert. Statt dessen 
verkündet er zahlreiche Bedingungen und 
Einschränkungen, die die Gründung eines 

lebensfähigen, unabhängigen und sou-
veränen Staates unmöglich machen. Der 
israelische Premier hat sich weder zu der 
Zwei-Staaten-Lösung noch zum Stopp des 
Siedlungsbaus und auch nicht zur Aufgabe 
der Blockade des Gaza-Streifens bekannt. 
Netanjahu spricht zwar über Verhandlun-
gen, läßt aber gar nichts übrig, worüber 
verhandelt werden könnte“. 
Noch deutlicher formuliert es der promi-
nente palästinensische Politiker Mustafa 

Barghuti: „Netanjahu sprach gar 
nicht von einem Staat, sondern 
von einem Ghetto, von einem 
Apartheid-Bantustan! Was ist 
denn ein Staat ohne Souverä-
nität, ohne eigene Armee, ohne 
das Recht auf Kontrolle der 
eigenen Grenzen und seines 
Luftraums?“
Außenminister Lieberman wie-
derum ergänzt seinen Premier 
und sattelt noch drauf: „Eine 
Rückkehr zu den Grenzen von 
1967 würde heute weder Frie-
den noch Sicherheit bringen, 
sondern dazu führen, den 
Konflikt mit den Palästinen-
sern ins israelische Kernland 
zu verlegen ...“ Eine Absage 
an die Hauptforderung der 

Palästinenser und einer großen interna-
tionalen Öffentlichkeit! Eine Rückkehr der 
palästinensischen Flüchtlinge schließen 
er und sein Regierungschef aus, weil das 
„die Existenz Israels als jüdischer Staat 
gefährden“ würde ... Aber 20 % der etwas 
mehr als 7 Millionen Bürger Israels sind 
Araber. Selbst der frühere US-Präsident 
James Carter findet die israelische For-
derung absurd, die Araber sollten Israel 
als jüdischen Staat anerkennen.
Saeb Erekat ist zuzustimmen: „Der palästi-
nensische Kampf ist ein Kampf um einen 
eigenen Staat. Mit dieser Rede jedoch hat 
Netanjahu gezeigt, daß ihm das Grundver-
ständnis des israelisch-palästinensischen 
Konflikts fehlt.“ 
Wenn aber die Hoffnung für Palästina, das 
heißt in erster Linie die Perspektive eines 
gerechten Friedens für Palästinenser und 
Israelis doch wahr werden soll, wird es 
unabdingbar sein, daß die US-Regierung 
bereit ist, Druck auf Israel auszuüben. Bis-
her erweckt Obama aber diesbezüglich eher 
Zweifel. Allerdings erfordert der Kampf 
um eine für Palästinenser wie Israelis 
zukunftsorientierte Lösung dringend die 
Überwindung der Differenzen und Feindse-
ligkeiten zwischen den palästinensischen 
Fraktionen, vor allem zwischen Fatah und 
Hamas. Und notwendig – aber bislang nicht 
absehbar – wäre eine umfassende interna-
tionale Unterstützung sowie die Nutzung 
aller Möglichkeiten, welche die Charta der 
Vereinten Nationen bietet. 

Bernd Fischer

Frieden
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Ein Besuch im Moskauer Richard-Sorge-Museum
Deutscher Kommunist und Kundschafter der Sowjetarmee

Als eine Gruppe hochrangiger Offiziere            
 – darunter die Generale Markus Wolf 

und Bruno Beater – 1975 das Richard-Sorge-
Museum in Moskau besuchte, zeichnete 
Minister Mielke auch dessen Leiterin mit 
einem Orden des MfS aus. Das konnte 
er tun, denn Violetta N. Stromskaja war 
„vom Fach“ und leitete die Einrichtung 
sachkundig von Anfang an.
Damals allerdings – und auch noch 
2006, als ich die 141. Schule, die das 
Museum begründete, einrichtete und 
förderte, zum ersten Mal besuchte 
– ähnelte es mehr dem Zeichensaal 
einer Bildungsanstalt. Es war mit viel 
gutem Willen und unter Beteiligung 
mehrerer verdienter Kundschafter 
des militärischen Geheimdienstes 
der Sowjetarmee (GRU) eingerichtet 
worden. Große dunkle Tische mit 
Stühlen standen im Raum, und an den 
Wänden gab es Ausstellungsvitrinen. 
Allerdings konnte man damals schon 
eine prächtige Büste von Richard 
Sorge sehen, und in einer eigenen Vitrine 
wurden Leben und Wirken von „Sonja“ 
gewürdigt, unserer späteren DDR-Schrift-
stellerin Ruth Werner. Es fehlten weder 
persönliche Briefe von ihr noch das von 
Oberst Botschkarjow verfaßte Buch mit 
dem originellen Titel „Die Superfrau beim 
sowjetischen Geheimdienst“. Das Lineal 
allerdings, aus dem „Sonja“ 
ihre Morsetaste fertigte, mit 
der sie aus China, Polen, der 
Schweiz und England die bri-
santesten Nachrichten nach 
Moskau gefunkt hatte, wurde 
dem Museum von Tochter Nina 
nicht ausgehändigt, was ich 
für richtig hielt. Zu provinziell 
und provisorisch erschien mir 
damals das kleine Museum 
und zu kostbar die begehrte 
„Reliquie“.
Dann jedoch unterzog man 
das Museum einer Rund-
erneuerung. Die professionel-
len Ausstellungsmacher des 
GRU leisteten ganze Arbeit. 
Die Einrichtung wurde für 
einige Monate geschlossen 
und erstand 2007 wie Phönix 
aus der Asche. Jetzt ist sie zwar noch im 
selben Raum, aber der erste Eindruck 
beim Betreten ist großartig: Hell prä-
sentiert er sich, die wichtigsten Punkte 
der Ausstellung sind farblich und durch 
Licht hervorgehoben. Die schon erwähnte 
Büste steht an der Stirnwand auf einer 
Stele, und zu Sorges Füßen gibt es jeder-
zeit frische Blumen.
Denn die Erinnerung an ihn lebt. Seit 
vielen Jahren besteht in Moskau und 
Umgebung die von der Schule ins Leben 
gerufene Bewegung „Junge Sorgeaner“. 
Schüler aller Altersklassen pflegen das 

Andenken des Kundschafters, würdigen 
seine Verdienste und besuchen mit ihren 
Klassenleitern die Einrichtung. Die Auf-
nahme der Zweitklässler in die Organi-
sation der Sorgeaner wird in der Schule 
als großes Ereignis begangen. Im Novem-
ber 2008 schrieb mir Violetta Stromskaja 

dazu: „Vom 1. bis 9. 11. haben unsere 
Schüler Ferien, aber am 7. 11., dem Tag 
der Hinrichtung Sorges, kommen sie in 
das Museum, um an Richard zu denken 
und Blumen an seiner Büste niederzulegen. 
Und am 12. 11. führen wir für die Kinder 
der 4. Klassen einen Wissenstest zum 
Thema ,Wer sind Sie, Dr. Sorge?’ durch. 

Dazu unternehmen die Schüler zwei Aus-
flüge ins Museum und lesen ein Buch über 
Richard Sorge. Es werden insgesamt 20 
Fragen gestellt, und die Besten erhalten 
ein Geschenk.“ 
Für mich war es interessant zu erfahren, 
daß zu den Festlichkeiten nicht nur die 
Veteranen kommen, sondern auch Muse-
umsführer anderer Ausstellungen sowie 
Vertreter der „Kreml-Partei“ Einheitliches 
Rußland. Und die Erwachsenen verbin-
den die Vermittlung von Kenntnissen 
über den berühmten Aufklärer mit ihren 
Erziehungszielen. Die „Jungen Sorgeaner“ 

sollen fleißig lernen, sich gut benehmen 
und aufmerksam zu Eltern, Lehrern und 
Mitschülern sein“.
2007 beging das „Museum zur Erinne-
rung an den Helden der Sowjetunion, den 
Kundschafter des Geheimdienstes der 
sowjetischen Armee, Richard Sorge“ – so 

lautet die offizielle Bezeichnung – sein 
40jähriges Jubiläum. Das war Anlaß 
für viele Veteranen, sich dort zu einer 
Stunde der Erinnerung zu treffen. Ihre 
Reihen haben sich inzwischen schon 
sehr gelichtet. Auch Generalstabsoffi-
zier Viktor Viktorowitsch Botschkar-
jow, den ich in seinem 89. Lebensjahr 
kennenlernen durfte, war nicht mehr 
dabei. Er hatte uns – einer kleinen 
Gruppe deutscher Genossen – noch 
einen Einblick in das Museum und 
sein Schaffen gegeben. Als ich später 
Botschkarjows Buch „60 Jahre bei der 
Militäraufklärung“ las, wurde mir 
bewußt, wie viele Berührungspunkte 
es in seinem Leben mit dem deutscher 

Menschen während des Krieges in der 
Sowjetunion und in der Nachkriegszeit 
auf deutschem Territorium gegeben hat. 
Er, der sechs Fremdsprachen beherrsch- 
te (und als 16jähriger schon für Max Hoelz 
gedolmetscht hatte), lebte bis zu seinem 
Tod als Freund der Menschen, Freund 
des Friedens und Kämpfer für seine 

Ideen. Gerne hätte ich sein 
Buch in deutscher Überset-
zung veröffentlicht, aber ein 
renommierter linker (?) Verlag 
lehnte ab, da das „Thema schon 
erschöpft“ und der „Markt 
gesättigt“ sei.
Meine Verbindung zum Richard-
Sorge-Museum, seiner Leite-
rin und dem Direktor der 141. 
Schule besteht weiter. Durch 
Artikel in der „jungen Welt“ 
und in der UZ konnte ich deut-
sche Interessenten auf das 
Museum aufmerksam machen. 
Inzwischen haben Genossen 
in Sachsen auf Anregung von 
Paul Bormann umfangreiches 
Material über das Gedenken an 
Sorge in der DDR zusammen-
getragen. Sie haben sich von 

persönlichen Erinnerungsstücken getrennt 
und diese über das „Haus der russischen 
Kultur“ in Berlin nach Moskau auf den Weg 
gebracht. Dort ist die Sendung im März 
angekommen und Violetta Nikolajewna hat 
bereits alles ausgestellt, es Museumsfüh-
rern erläutert und als Attraktion in ihre 
Werbung einbezogen.
Also, liebe „RotFuchs“-Leser: Beim nächsten 
Besuch Moskaus unbedingt das Richard-
Sorge-Museum einplanen! 
Eine Wegbeschreibung dazu bitte bei mir, 
Telefon und Fax 0 33 01 5 40 78, einholen. 
 Hanna Spiegel, Oranienburg

Ausweis für „Junge Sorgeaner“
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Als Wahlbeobachter in Südossetien
Nach Leid und Zerstörung gibt es Licht am Horizont

Eine Rose für Varvarin

Auf Einladung der Regierung der Repu-
blik Südossetien hielten sich mehr als 

70 Beobachter der Parlamentswahlen in 
Tschinwali auf. 
Von unseren Freunden der russischen 
„Gesellschaft für Frieden und Verständi-
gung“ empfohlen, durfte die GBM eben-
falls einen Wahlbeobachter entsenden. 
In dieser Mission konnte ich folgendes 
feststellen:
Vier Parteien bewarben sich um die 34 
Sitze im Parlament: die Einheitspartei, 
die Volkspartei, die Kommunistische Par-
tei und die neu gegründete Fedepaste, die 
sich als sozialdemokratische Partei der 
Opposition betrachtet. 
Die Wahlen waren mit großer Umsicht 
transparent und demokratisch vorberei-
tet und durchgeführt worden. So hatten 
alle Parteien im Vorfeld der Wahlen auf 
unterschiedlichste Art die Möglichkeit, 
sich und ihre Programme öffentlich darzu-
stellen. Allen standen dazu u. a. auch das 
örtliche Fernsehen, der Rundfunk sowie 
zahlreiche Diskussionsrunden zur Verfü-
gung. Rundfunk und Fernsehen übertrugen 
direkt und damit ungeschnitten. 
Die Wahlen am 31. Mai verliefen ruhig. 
Von den Beobachtern, die sowohl aus 
den GUS-Staaten als auch aus ost- und 
westeuropäischen Ländern gekommen 
waren, wurde übereinstimmend erklärt, 
daß keine Unregelmäßigkeiten bemerkt 
worden seien. Wir hatten die Gelegenheit, 
in zahlreichen Wahllokalen der Haupt-
stadt Tschinwali und ihrer Umgebung 
den Abstimmungsverlauf unmittelbar 

zu verfolgen und mit den Bürgern und 
Wahlhelfern Gespräche zu führen. Die 
Bevölkerung nahm zu über 80 % an der 
Wahl teil und bekundete damit ihr gro-
ßes Interesse an einer demokratischen 
Mitwirkung. 
Die von der „segensreichen Demokratie“ 
Georgiens und dessen NATO-Verbündeten 
geschundenen Bürger der unabhängigen 
Republik Südossetien wünschen nur 
eines: Frieden, Ruhe und keine weiteren 
barbarischen Angriffe durch den südli-
chen Nachbarn. Trotz der schrecklichen 
Zerstörungen, die durch die georgischen 
Truppen und deren „Freiheit“ offerie-
rende Helfershelfer angerichtet worden 
sind, ist die Bevölkerung der Republik 
Südossetien optimistisch und zuversicht-
lich, denn an der Seite der Russischen 
Föderation sieht sie sich befähigt, den 
Anforderungen des Wiederaufbaus des 
Landes genügen zu können. Die Menschen 
wünschen sich jetzt nur eines: keinen 
neuen Beschuß durch georgische Trup-
pen, weder mit weitreichender Artillerie 
noch mit Maschinenpistolen. 
Entgegen allen die Wirklichkeit entstel-
lenden Behauptungen hat in der Republik 
Südossetien eine völlig korrekte Parla-
mentswahl stattgefunden. Die Abgeordne-
ten des südossetischen Volkes (ca. 75 000 
Menschen) haben nun die schwere Bürde, 
die politischen Bedingungen dafür zu 
schaffen, das Land aus Schutt und Asche 
neu aufzubauen und der von schwerem 
Leid getroffenen Einwohnerschaft ein 
friedliches Leben zu sichern. 

Wie schwer das überkommene Los der 
Südosseten ist, haben wir gesehen. Die 
Zerstörung der Hauptstadt und der Ort-
schaften, durch die wir gefahren sind, 
ist kaum faßbar. In Tschinwali sind 
praktisch alle öffentlichen Gebäude – 
Parlament, Universität, Schulen, Kran-
kenhäuser, Bibliotheken, Kindergärten, 
Geschäfte – und die meisten Wohnhäuser 
durch Beschuß oder Sprengung in solchem 
Maße zerstört worden, daß meist nur ein 
vollkommener Neubau in Betracht kommt. 
Kompliziert wird die Lage noch zusätz-
lich dadurch, daß die kleine Republik 
weder über einen Flugplatz noch über 
eine Eisenbahn verfügt. 
An der einzigen Straße, die Südossetien 
mit der Russischen Föderation verbindet 
und die durch den strategisch entschei-
denden Roky-Tunnel über den Kaukasus 
führt, wurden ausnahmslos alle Gebäude 
bis hin zu Stallungen und Bus-Wartehäus-
chen zerstört. Vieles erinnerte mich an 
meinen Aufenthalt 1999 in Kosovo nach 
der NATO-Aggression, nur daß es hier 
noch schlimmer aussieht. 
Ungeachtet der enormen materiellen und 
persönlichen Verluste hat die Bevölkerung 
ihre sprichwörtliche Gastfreundschaft 
bewahrt. Wiederholt wurden wir spontan 
von Bewohnern eingeladen, gemeinsam 
mit ihnen auf den Wahltag anzustoßen 
und kräftig zuzulangen. 
Ein stolzes Volk, das viel Leid und Ent-
behrungen ertragen mußte, hat sich am 
31. Mai für den Frieden entschieden. 

Karl-Heinz Wendt

Am 30. Mai jährte sich zum zehnten 
Mal der Tag, an dem die NATO mit 

Zustimmung der BRD-Regierung Schröder/
Fischer und aktiver Komplizenschaft 
der Bundeswehr unsägliches Leid über 
das kleine serbische Städtchen Varvarin 
brachte. Was hatte sich ereignet? Der 
NATO-Führung war der Widerstand des 
jugoslawischen Sozialistenführers und 
Staatspräsidenten Radovan Milosevic 
gegen die Erniedrigung seiner Heimat ein 
Dorn im Auge. Sie suchte den sich ver-
schärfenden Konflikt auf kriegerischem 
Wege zu entscheiden. Darauf abzielende 
Pläne des Brüsseler Hauptquartiers hätte 
die BRD mit ihrem Einspruch verhindern 
können. Doch die Dinge nahmen ihren 
Lauf. Man wollte das angehäufte Kriegs-
material verpulvern, die Kampffähigkeit 
der Truppe testen und Bündnistreue 
beweisen. Der Überfall auf Jugoslawien 
erfolgte im April 1999.

Am 30. Mai – einem Sonntag – begaben 
sich viele Varvariner zum Gotteshaus 
am Marktplatz. Es war ein sonniger 
Frühsommertag. Um ans Ziel zu gelan-
gen, mußten sie die kleine Brücke über 
den Fluß Morawa benutzen. Plötzlich 
wurde diese ohne jede Vorwarnung von 
NATO-Flugzeugen mit lasergesteuerten 
Raketen angegriffen. Es gab Tote und Ver-
letzte, aber keinen militärischen Grund 
für die Attacke. 
Als man die Opfer bergen und Verwun-
dete retten wollte, kehrten die NATO-
Flugzeuge zurück und feuerten eine 
weitere Rakete auf die bereits schwer 
getroffene Metallkonstruktion ab. Am 
Ende zählte man zehn Tote und mehr als 
30 Verletzte, von denen einige in Lebens-
gefahr schwebten.
Gegen diesen Akt imperialistischer Barba-
rei erhob sich in vielen Ländern Protest. 
Auch wir wollten unseren Beitrag zur 

Solidarität leisten. So kamen wir auf den 
Gedanken, eine eigens gezüchtete Rose 
auf den Namen der Stadt zu taufen. Ich 
schlug vor, sie stellvertretend für die getö-
teten Varvariner nach Sanja Milencovic 
- dem ersten und mit 15 Jahren jüngsten 
Opfer – zu benennen. Die Ermordete war 
die Tochter des Bürgermeisters.
Mein Vorschlag wurde angenommen. 
Dr. Johann Schmatlack aus Pillnitz bei 
Dresden stellte uns eine neue Züchtung 
zur Verfügung. Am 18. Juni 2005 fand 
die Taufe statt. Der Pfarrer von Oelsnitz, 
Herr Richber, segnete den Rosenstock 
und sprach das Vaterunser auf Serbo-
kroatisch. Heute sieht man die Blüten in 
Gärten unserer Region, vor allem aber in 
Varvarin. Dort wurde die Rose unweit der 
neu errichteten Brücke und auf Sanjas 
Grab gepflanzt.

Wolfgang Zierold, Oelsnitz/Erzgebirge
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Das Lied vom großen Mann

Was macht den Mann zum großen Mann?
Was seine Eltern treiben?
Wohin man ihn zur Schule schickt,
wie ihm der Sprung nach oben glückt,
wo andre unten bleiben?

Der größte Mann kommt nackt und klein
aus seiner Mutter Schoß.
Er kann ganz arm geboren sein.
Auf dem Weg, den er geht, wird er groß.

Wie wird ein Mann ein großer Mann?
Durch Wachsen und durch Essen?
Zieht er sich hohe Stiefel an,
nimmt einen großen Hut, und dann
geht er und läßt sich messen?

Ein großer Mann kann sein ganz klein.
Einsachtundsechzig bloß!
Er muß nicht voll mit Muskeln sein.
Macht er klug, was er tut, wird er groß.

Wann ist ein Mann ein großer Mann?
Wenn alle auf ihn hören?
Wenn er die Macht hat und das Geld
und machen kann, was ihm gefällt,
und keiner kann ihn stören?

Ein Mann ist nur ein großer Mann,
wenn, was er denkt und tut,
uns alle weiterbringen kann:
Wenn uns nützt, was er tut, ist er gut.

Wie wird ein Mann ein großer Mann?
Durch seine Menschlichkeiten.
Durch Freundschaft, Klugheit, Ehrlichkeit,
durch Fleiß, Geschick, Gerechtigkeit,
für sich und andre streiten.

So wird ein Mann ein großer Mann
und geht nach vorne los.
Wenn er die Welt verbessern kann
durch das Werk, das er tut, wird er groß.

 Heinz Kahlau

Auskünfte über Wilhelm Pieck

Als ich kurz nach der Gründung der 
Republik von einer Reise zurück nach 

Berlin kam, hing ein Plakat mit dem Bild 
von Wilhelm Pieck an der Straßenecke. Vor 
dem Plakat standen ein paar Passanten. 
Einer hatte ein frohes Gesicht, einer ein 
leeres, einer ein böses, einer ein verständ-
nisloses. Vor mir stand ein Arbeiter mit 
seinem Jungen an 
der Hand.
Der Junge fragte: „Wer 
ist denn das?“
Der Vater erwiderte: 
„Das ist unser Prä-
sident.“
Der Junge fragte: „Was 
ist denn das?“
„Wir haben jetzt einen 
eigenen Staat“, sagte 
der Vater langsam, 
„und er heißt: Deut-
sche Demokratische 
Republik ...“ – alle 
sahen plötzlich den 
Mann an, lächelnd 
oder neugierig oder 
spöttisch oder ein-
fach erstaunt, weil er 
sich mit dem Kind so 
viel Mühe gab, – „... 
und ein Staat, das ist 
etwas wie ein Land 
mit vielen Menschen, mit Fabriken und 
Feldern, und mit Gesetzen, die das alles 
in Ordnung halten. Ein paar Menschen 
wachen über die Ordnung, sie machen 
die Gesetze, sie sind die Regierung. Unter 
diesen Menschen heißt der erste und wich-
tigste: Präsident.“
Dazu lächelten die Zuhörer; ein junger 
Mensch fing an, ihn zu verbessern; ein 
Alter mit Stehkragen, wie man sie noch 
oft in Potsdam sah, verzog höhnisch sein 
Gesicht. Aber der Junge fragte mit seinem 
hellen Stimmchen, das mühelos durch das 
Gerede drang: „Warum ist der Wilhelm 
Pieck Präsident?“
„Nun“, sagte der Arbeiter, „er war schon 
dabei, als sich die besten deutschen Arbei-
ter eng zusammentaten. Damals war auch 
ein Krieg, Städte brannten. Daran haben 
reiche Fabrikanten viel verdient, genau 
wie bei diesem Krieg. Wer das einsah, 
der sagte: Schluß mit dem Krieg! Und die 
besten Arbeiter sagten, weil sie keinen 
Krieg mehr haben wollten, keinen Staat, 
in dem die Fabrikanten noch einmal das 
große Wort zu reden haben: Jetzt machen  
wir  die Regierung. Aber die Dümmeren 
ließen sich von den Schwindlern verrückt 
machen, sie ließen sich aufhetzen. Damals 
kämpften die Arbeiter in den Straßen von 
Berlin ...“
Der Herr, der nicht mehr an sich halten 
konnte, rief: „Hören Sie mal, Sie! So was 
einem Kind zu erzählen!“
Darauf sagte der Vater ruhig: „Wenn es 
Ihnen nicht paßt, brauchen Sie ja nicht 
zuzuhören. Stören Sie mich nicht, sonst 

kann Ihnen was blühen. Das ist ja mein 
Staat, das ist ja mein Präsident.“
Darauf hat sich der Herr verdrückt, und 
die anderen lachten, und der Junge fragte: 
„Warum ist er deshalb dein Präsident?“
„Solche Herrchen wie das, das sich eben 
verdrückt hat“, fuhr der Arbeiter ruhig fort, 
„waren auch damals gegen uns. Ich sage 

,uns‘, obwohl ich ja 
damals so jung wie 
du war. Du kannst 
dir ja vorstellen, was 
solche Herrchen täten, 
wenn sie Gewehre 
hätten. Dich und 
mich totschießen. 
Damals hatten sie 
Gewehre. Drei Men-
schen waren ihnen 
besonders verhaßt: 
Einer von ihnen 
war eine Frau, sie 
hieß Rosa Luxem-
burg, einer hieß Karl 
Liebknecht. Und der 
dritte hieß Wilhelm 
Pieck. Alle drei hat-
ten für unsere Sache 
gekämpft, mitten im 
Krieg für den Frie-
den. Deshalb wur-
den sie jetzt alle drei 

gefangen und weggeschleppt. Sie wurden 
in ein Haus, in ein Hotel gebracht; darin 
saßen Offiziere.“
Jetzt sahen die Passanten, die vor dem Pla-
kat stehengeblieben waren, nur den Arbei-
ter an. Ihren Gesichtern war anzumerken, 
daß sie diese Vorkommnisse auch noch 
nicht oft gehört hatten. Darum horchten 
sie gespannt wie der Junge.
„Liebknecht und Luxemburg wurden 
abtransportiert. Beide sah man erst als 
Leichen wieder. Die Rosa Luxemburg haben 
sie aus dem Landwehrkanal ge fischt. Und 
den Karl Liebknecht, hat mir jemand erzählt, 
fand man im Leichen schauhaus, wo man 
die Leichen in Eis legt. Aber dem Wilhelm 
Pieck, der mit seinen zwei Freunden in das 
Hotel geschleppt worden war, gelang es 
im letzten Moment, durch einen Korridor 
zu entschlüpfen. Er versteckte sich in der 
Stadt bei Genossen. Dann ist er wieder 
kämpfen gegangen. Und so tat er‘s sein 
Lebtag. Kämpfen für die Arbeiterklasse. 
Darum ist er jetzt Präsident.“
„Wird man, wenn man das tut, was er 
getan hat, Präsident?“ fing der Junge 
wieder an.
„Nur bei uns, nur bei uns“, sagte sein Vater 
ernst, während alle anderen lächelten, 
„weil wir jetzt die richtige Republik sind. 
– Komm jetzt“, fügte er hinzu.
„Aber“, fing der Junge noch einmal an, 
weil er nicht so schnell Schluß machen 
wollte, „warst du damals auch dabei, in 
dem Haus, in dem Hotel, wo sie abgeladen 
wurden?“ „Damals war Wilhelm Pieck so 
alt, glaube ich, wie ich heute bin, und ich 

war so alt wie du, das habe ich dir ja schon 
gesagt, und du, du warst noch gar nicht 
auf der Welt.“
Es gefiel dem Jungen nicht, daß er irgend-
wann nicht auf der Welt gewesen war. Aber 
was sein Vater dazu sagte, hörte ich nicht 
mehr; denn sie gingen weiter.

Anna Seghers (1956) 
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Bekenntnisse eines Aufrechten
„Das Kreuz tut zwar weh, doch das Rückgrat ist in Ordnung“

Er wollte nie ein Buch zu schreiben. Jetzt 
aber hat es Wolfgang Klages, Mitglied 

unseres „RotFuchs“-Fördervereins, doch 
getan. Er schrieb es für seine Kinder und 
Enkelkinder.
„Angeregt durch die Geschichtsklitterung 
der letzten 20 Jahre, konnte ich mich nicht 
mehr zurückhalten, meine Biographie zu 
Papier zu bringen. Ich will es nicht den 
Herrschenden überlassen, meinen Kindern 
und Enkeln vorzuschreiben, wie sie das 
Leben ihrer Eltern und Großeltern in 
der DDR zu sehen haben.“
Es drängte Wolfgang Klages, den Nach-
folgenden einen Mosaikstein für ihre 
Meinungs- und Positionsbestimmung 
in die Hand zu geben. Ihm geht es nicht 
in erster Linie um einen chronologi-
schen Abriß seines Lebens, sondern 
um die politische Aufarbeitung dieser 
geschichtlich kurzen Zeit aus ganz per-
sönlicher Sicht. 
Den Titel des Buches „Die absonderliche 
Revolution in die Vergangenheit“ sieht 
er als Quintessenz aus dem Verlauf der 
jüngsten deutschen Geschichte. 
Die Biographie des Autors schildert 
Abläufe, wie sie sich auch in vielen 
anderen Familien zugetragen haben. 
Mit Freuden, Problemen und Wider-
sprüchen.
Geboren in einer Arbeiterfamilie, heran-
gewachsen auf grauen Hinterhöfen und 
zwischen Ruinen in Berlin-Prenzlauer 
Berg, nutzte er die ihm im sozialisti-
schen Staat gebotenen Bildungsmög-
lichkeiten. Er absolvierte die Erweiterte 
Oberschule, erwarb einen Fach- und 
einen Hochschulabschluß. In farbigen 
Bildern schildert er Erlebnisse aus seiner 
Kindheit und Jugend, erzählt von seinen 
sportlichen und musischen Aktivitäten, 
auch von mancherlei Ungereimtheiten. Er 
beschreibt Kinderferienlager, betriebliche 
Weihnachtsfeiern und Pioniernachmittage. 
Er habe mit Stolz das Pionierhalstuch und 
das FDJ-Hemd, später das Parteiabzeichen 
der SED und den Ehering getragen.
Seine gesellschaftliche Aktivität als Lei-
ter des Kuba-Jugendklubs Prenzlauer 
Berg machte ihn mit dem revolutionären 
Kampf des lateinamerikanischen Volkes 
bekannt.
Ein Schlüsselerlebnis zur politischen 
Positionsbestimmung war für ihn, daß 
ab Mitte der 50er Jahre ehemalige Nazi- 
und Kriegsverbrecher in der BRD wieder 
in Amt und Würden gelangten. Ganz im 
Gegensatz zur DDR, in der Antifaschisten – 
vorwiegend aus der Arbeiterklasse – damit 
begannen, eine sozialistische Gesellschaft 
aufzubauen. Er nennt die Namen und cha-
rakterisiert die geistigen Väter in beiden 
deutschen Staaten.
Die Entscheidung für einen Eintritt in die 
Reihen der Mitarbeiter des Ministeriums 
für Staatssicherheit traf er bewußt, nicht 

aus Freude an einer geheimnisumwitterten 
Tätigkeit oder aus Lust am Spionieren, son-
dern aufgrund der politischen Notwendig-
keit, die sich aus dem Kampf beider Systeme 
auf deutschem Boden ableitete. 
Weder die Sowjetunion noch die DDR 
haben Geheimdienste mit dem Ziel erfun-
den, andere Länder auszukundschaften 
oder gar zu schädigen. Angegriffen wur-
den die sozialistischen Staaten von der 

Stunde ihrer Geburt an, und zwar mili-
tärisch, ökonomisch, ideologisch und mit 
verdecktem Visier.
In der gleichen Offenheit, mit der er sein 
Leben politisch analysiert, erzählt Wolf-
gang Klages seinen Kindern über sehr per-
sönliche Erlebnisse, auch über Romanzen, 
bei denen er bisweilen in Schwierigkeiten 
geriet. Später lernte er seine Frau kennen, 
mit der er drei Kinder hat und der er zu 
ihrem 60. Geburtstag ihre gemeinsame 
Lebensgeschichte aufschrieb.
Die Zeit nach 1990 betrachtet der Autor als 
sein zweites Leben in einer anderen Welt. 
Er muß sich eines gegen ihn eingeleiteten 
Ermittlungsverfahrens erwehren, für das es 
weder im Strafgesetzbuch der DDR noch in 
dem der BRD eine rechtliche Grundlage gab. 
Es ging aus wie das Hornberger Schießen 
und mußte 1996 eingestellt werden. Wolf-
gang Klages hat dem Druck der antikommu-
nistischen Hexenjagd standgehalten und 
seine Weltanschauung nicht des Vorteils 
willen preisgegeben. Er verteidigte aus 
Überzeugung seine Position, als Mitarbeiter 
eines Sicherheitsorgans der DDR auch mit 

geheimdienstlichen Mitteln sein Land vor 
äußeren und inneren Angriffen auf dessen 
Souveränität geschützt zu haben. 
Trotz mancher Demütigungen schlug er sich 
energisch und bescheiden durchs Leben. Er 
schildert seine Stationen als Arbeitsloser, 
Kellner, Spielhallenaufseher, freiberuflicher 
Kunstmaler, selbständiger Handelsvertre-
ter und Mitarbeiter einer Sicherheitsfirma. 
Nirgends kam er zu Reichtum.

Genosse Klages ist sich als Kommunist 
treu geblieben. Er beurteilt die geschicht-
lichen Vorgänge und das heutige Leben 
unbeirrbar vom Klassenstandpunkt. Er 
setzt sich mit dem Mißbrauch der Worte 
Freiheit und Demokratie auseinander, mit 
dem verharmlosenden „Wende“-Begriff, 
der nur die Restauration der alten Macht- 
und Eigentumsverhältnisse verdecken 
soll. Anhand vieler Beispiele aus der täg-
lichen Praxis veranschaulicht er seinen 
Kindern den epochalen Rückschritt, der 
sich seit 1989 vollzogen hat. 
Seine Meinung bietet er nicht wie eine 
Ware auf dem Basar an. Er ist, wie er 
sagt, ein unverbesserlicher Optimist. 40 
Jahre DDR waren für ihn keine nutzlos 
verbrachte Zeit. Im „RotFuchs“-Förder-
verein fand er eine neue politische Hei-
mat. Einer seiner Leitsprüche stammt 
von Karl-Eduard von Schnitzler:„Das 
Kreuz tut zwar weh, doch das Rückgrat 
ist in Ordnung.“  
An seine Kinder gewandt, schreibt er: 
„Ihr werdet eure eigenen Antworten fin-
den und euch auf weitere gesellschaft-
liche Veränderungen einstellen müssen, 
deren Ausmaß niemand vorhersagen 
kann. Ihr habt einen großen Teil Eures 
Lebens in einem Lande zubringen dürfen, 
das Euch mit humanistischen Idealen 

vertraut gemacht hat. Das sollte eine gute 
Grundlage sein, euren Lebensweg aufrecht 
zu gehen und bei allen vor euch stehenden 
Entscheidungen die einfache, oft schwer 
zu beantwortende Frage zu stellen: Wem 
nützt es?“
Was Genosse Klages für seine Kinder getan 
hat, sollte viele von uns ermutigen, diesem 
Beispiel zu folgen. Denn Dinge, die wir 
heute nicht aufschreiben, sind morgen 
unwiederbringlich verloren.

Wolfgang Dockhorn

So hatten sich die neuen Demokraten bei ihren 
revolutionären Taten – um keinen Preis der Welt – 
die deutsche Einheit vorgestellt!

Eingesandt von Peter Pöschmann, Döbeln

Herzliche Grüße gehen an unseren 

Genossen 

Wolfgang Klages
Der ideenreiche Künstler – er ist 

Vorstandsmitglied der Berliner  

RF-Regionalgruppe – vollendet am  

15. August sein 65. Lebensjahr.
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Lehrerin mit Leib und Seele
Eine starke Frau schreibt über ihr Leben in bewegten Zeiten

In einer sehr gut besuchten Veranstal-
tung des Nachbarschaftszentrums 

Berlin-Hessenwinkel stellte Annelore 
Bigalke-Zell ihre Autobiographie vor. 
Ermutigt dazu hatte sie der Journalist 
Strehler. Das Buch fand großes Inter-
esse, und ich kann es nur empfehlen. 
„Mach was aus dir!“ Annelore Bigalke-
Zell hat ihren Lebenserinnerungen die-
sen wohlüberlegten Titel gegeben. Sie 
setzte großes Vertrauen in ihre Schüler, 
weil sie wußte: Du kannst es, wenn du 
willst und konsequent deinen Weg ver-
folgst. Dafür ist die Autorin selbst ein 
großes Vorbild. „Eine Lehrerin erzählt aus 
ihrem Leben“ schreibt sie im Untertitel. 
1924 in Angermünde geboren, wuchs sie 
wohlbehütet in einem begüterten Eltern-
haus auf. Zeitig verlor sie den Vater. Ihre 
Bindung an die Mutter war sehr eng, ihr 
verdankte sie viel. Die Ausbildungsjahre 
zur Berufsschullehrerin verbrachte sie in 
Dresden und Perleberg. Heute lebt Annelore 
Bigalke-Zell im Seniorenheim in Berlin-
Hessenwinkel. Geistig rege, nimmt sie 
aktiv am Leben teil und ist eine brillante 
Erzählerin, der man gern zuhört.
Als junges Mädchen mußte sie bei den 
Nazis das Pflichtjahr leisten. Die Arbeit 
war hart. Während des Studiums in 
Dresden besuchte sie häufig Theater, 
Opern und Konzerte. Nach 1945 war die 

Narben und Schmisse 

Ich liebe es, mit dem Rad zu fahren. Das 
ist gesund, und man kann die Landschaft 

wie die Menschen darin viel bewußter in 
sich aufnehmen. Ich sehe die Schönheit der 
Wälder und Seen, den Liebreiz der Dörfer 
und Städte und genieße die Freundlichkeit 
der Bewohner hautnah. Wie gern fahre ich 
von Berlin aus in meine Heimatstadt Gransee 
im Norden der Mark Brandenburg.
Aber ich sehe auch die Narben, welche meine 
Heimat zeichnen. Ich sehe die verfallenen 
Fabriken, in denen Menschen einst stolz 
ihre Arbeit verrichteten und die zerbrök-
kelnden Ställe der Landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften, in denen 
schon seit Jahren keine Tiere mehr sind, 
die uns ernähren. Ich schaue auf die häßli-
chen Einkaufszentren neben den örtlichen 
JobCentern.
Es sind die Narben hemmungsloser Gier 
und die Schmisse, die gewissenloser Kapi-
talismus, die all die Kohls, Schröders und 
Merkels in das Antlitz meiner Heimat gegra-
ben haben. „Scarface“ nannte man einst Al 
Capone. Die Al Capones in ihren Chefetagen 
der Paläste heutiger Machtzentren sind sel-
ber nicht mehr im Gesicht gezeichnet. Sie 

zeichnen andere. Narben dieser Art sah ich 
tatsächlich am Körper eines Menschen: an 
dem meines Vaters.
Ich war fünf oder sechs Jahre alt, als ich 
zum ersten Mal bewußt die tiefen Furchen 
an seinem Leib bemerkte. Er stand am Bek-
ken und wusch sich. Neugierig geworden, 
fragte ich ganz naiv: „Wer war das?“ Mein 
alter Herr, der nie viele Worte machte, brub-
belte nur kurz: „Hitler!“ Also, dieser Hitler 
war mir augenblicklich ziemlich unsympa-
thisch. In den kommenden Tagen und Näch-
ten grübelte ich noch oft darüber nach, wie 
ich diesem Herrn eins auswischen könnte. 
Klingelstreiche beherrschte ich schon mit 
sechs perfekt und spätestens mit sieben 
hatte ich herausgefunden, wie man ein 
Haustürschloß mit Klebstoff zuschmiert. 
Ich ahnte nicht, daß dieser Herr Hitler nicht 
in unserer Kleinstadt wohnte und schon 
lange „bis zum letzten Atemzug gegen den 
Bolschewismus kämpfend“ zum Teufel 
gegangen war. Als ich es dann erfuhr, ent-
täuschte mich das sehr. Dem hätte ich es 
nur allzugern gezeigt!
Die Narben am Körper meines Vaters sind 
Granatsplitterverletzungen, und längst weiß 

ich, daß nicht nur Hitler hinter ihnen steckte, 
sondern auch dessen Auftraggeber aus dem 
Lager der Krupps, Flicks und der IG Farben. 
Mein Vater ist heute 81, und ich hätte es ihm 
gegönnt, nie wieder in einem Land leben zu 
müssen, das Krieg führt. Doch die größten 
Feinde der Menschheit können nicht anders: 
Sie müssen zerstören und erobern, getrieben 
von der Gier nach Profit. Heute sind wie-
der deutsche Soldaten in Kriege verstrickt. 
Sie zernarben Afghanistan. Und wäre die 
Pfarrerstochter und „Christin“ Merkel schon 
früher Kanzlerin gewesen, hätte sie sicher 
ohne Zögern Bush bei dessen Amoklauf in 
Irak zur Seite gestanden. 
Ich gebe zu, daß es mich tröstet, in einem 
Land aufgewachsen zu sein, dessen Armee 
nie irgendwo Krieg geführt hat. Narben wie 
die meines Vaters, Narben wie die meiner 
Heimat werden wohl erst der Geschichte 
angehören, wenn auch die Nachfolger der 
Kriegmacher von einst Vergangenheit sind. 
Aber ich habe ein gutes Gefühl. Etwas in 
meinem Inneren sagt mir, daß denen unbe-
queme Zeiten bevorstehen. Und irgendwann 
werden dann auch die Narben verheilen, die 
sie hinterlassen haben. Ulrich Guhl

Autorin unermüdlich tätig, setzte sich 
ein, wo sie gebraucht wurde, scheute vor 
keiner Aufgabe zurück. In Belzig, Treu-
enbrietzen und Calau half sie, Schulen 
mit aufzubauen. 
Mit viel Durchsetzungsvermögen ausge-
stattet, ließ sie sich auf beschwerlichen 
Ämtergängen nicht abwimmeln. Erstaun-
lich, was Annelore Bigalke-Zell da bewe-
gen konnte. In ihrer Freizeit kümmerte 
sie sich rührend um die Mutter.
Im Sommer 1950 wechselte sie von Calau 
zum neu entstandenen Jugendwerkhof am 
Dämeritzsee. Mit ihren Mädchen gründete 
sie eine Theater- und Volkstanzgruppe. 
Ihre konsequenten Forderungen und 
deren korrekte Erfüllung brachten ihr 
die Achtung der Zöglinge ein. So wurde 
z. B. eine von ihr inszenierte Schiller-
Ehrung ein voller Erfolg.
Als einfühlsame und durchsetzungs-
starke Person wurde sie in der Jugend-
hilfe tätig. Sie bekennt: „Ich bin mein 
ganzes Berufsleben hindurch Lehrerin 
gewesen. Ich unterrichtete in verschie-
denen Berufsschulen und war Erziehe-
rin im Jugendwerkhof. Ich liebte meinen 
Beruf. Er stellte mich vor Herausforde-
rungen und bescherte mir schöne Erleb-
nisse.“ Schon im Ruhestand, war sie noch 
Mitglied einer Prüfungskommission. 
Die Zeit der „Wende“ beurteilt sie so: „Ich 

betrachtete die Vorgänge gelassen. Als 
Rentnerin durfte ich schon zuvor ,in den 
Westen’ fahren. So hatte ich eine Vorstel-
lung von dem, was uns erwartete. Ich 
hatte die Bettler am Bahnhof Zoo gesehen. 
Dieses Bild kannte ich nicht aus der DDR. 
Bei uns hieß es: Du sollst arbeiten, dann 
bekommst du auch ein gutes Essen und 
eine anständige Bleibe. Im Westen ist 
jeder sich selbst überlassen. Das ist der 
große Unterschied.“ Sie bekennt: „Vieles 
war gut in der DDR.“ Zu ihrem Erstaunen 
wird sie auch jetzt noch zur Abnahme 
theoretischer Prüfungen in der Berufs-
ausbildung gebraucht. Ihren ehemali-
gen Lehrlingen gab sie mit auf den Weg: 
„Und vergeßt nicht, daß Ihr in dem Staat 
DDR das wurdet, was Ihr heute seid.“ 
Das Bändchen beschreibt die Statio-
nen einer starken und mutigen Frau in 
schweren und in besseren Zeiten. Es ist 
lesenswert, auch durch die lebendige 
Erzählweise. Gerade jetzt, wo alles unter-
nommen wird, die DDR zu verteufeln, ist 
es wichtig, solche Lebensleistungen von 
Menschen zu würdigen. Maria Michel

Annelore Bigalke-Zell: Mach was aus dir! – 
Eine Lehrerin erzählt aus ihrem Leben, Rohn- 
stock-Biografien, Schönhauser Allee 
12, 10119 Berlin, 168 Seiten, 10,90 Euro,  
ISBN 978-3-83346168-2 
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Archie und das Provinz-Theater

Es war einmal eine Zeit, da gingen mehr 
oder weniger erfolgreiche Absolven-

ten, wenn sie von Schauspielschulen, Uni-
versitäten und Theaterinstituten kamen, 
in die Provinz, um ihre Tauglichkeit für 
die Bühne zu erproben, Praxis auf den 
Brettern, die für sie die Welt bedeuteten, 
zu erwerben. Die Provinz, das waren die 
kleineren und mittleren Städte, 
auch das flache Land im Gegen-
satz zur Hauptstadt. In Frank-
reich, so hörte Archie, sei das 
auch so, ein Erbe des französi-
schen Zentralismus, im Gegen-
satz zu Italien. 
Über Berlin, die Hauptstadt der 
DDR, hieß es oft in der unter-
versorgten, neidischen Bevölke-
rung – alles Gute ginge dorthin. 
Natürlich hatte Berlin für schon 
gestandene Theaterleute eine 
gewisse künstlerische Sogwir-
kung, aber auch die Nebenver-
dienste bei Synchron, DEFA und 
Fernsehen waren beträchtlich. 
Selbst Erwin Geschonneck, der 
große Schauspieler, hatte ein 
ernsthaftes Zerwürfnis mit 
Bertolt Brecht wegen geplanter 
Filmaufnahmen, wie überflüs-
sig! Es heißt immer im Westen, 
die DDR-Mark sei nichts wert 
gewesen, aber diese Lüge wird 
durch Wiederholung nicht wahr-
haftiger. Mit den Taschen vol-
ler DDR-Geld konnte man sich 
schon eine ganze Menge leisten, 
von Autos über Häuser bis Rei-
sen. Archie hatte stets zu wenig 
davon und mußte Haushalts-
buch führen. 
Auch stimmt nicht, daß die Thea-
ter-Provinz in der DDR unbe-
deutender gewesen sei als die Berliner 
Theater. Künstlerisch hat es da schon 
erhebliche Unterschiede gegeben, aber 
von der Wirkung her keinesfalls. 
Die DDR hat das im bürgerlichen Deutsch-
land entstandene Stadttheatersystem 
erhalten, subventioniert und ausgebaut, 
als es in der BRD aus Kostengründen 
schon wieder in Frage gestellt wurde. 
Die Ensembles wurden aufgelöst, Thea-
ter geschlossen, von sogenannten freien 
Theatergruppen wurde en suite gespielt, 
der Tod des Repertoiretheaters , das Ende 
des Stadttheaters in der BRD. 
Die Theater hingegen von Anklam bis 
Zittau, von Stralsund bis Meiningen, von 
Rostock bis Weimar boten, vom Staat sub-
ventioniert, künstlerisch Anspruchsvolles 
und handwerklich Gediegenes. Theater, 
Repertoire, Gegenwartsstücke, Musik 
und Ballett in Dreispartenhäusern. Diese 
waren bei der Bevölkerung der Städte 
und Landkreise beliebt. Archie konnte 
solches bei einer Gastregie am Volks-
theater Rostock erfahren. Es war meist 
ausverkauft. 

In Senftenberg, wo er sein erstes Enga-
gement hatte, für ziemlich wenig Geld 
in einer Dreifachfunktion – Regie- und 
Dramaturgieassistent mit gelegentlicher 
Spielverpflichtung – wurde er sofort 
gefordert, auch vom Publikum. Er spielte 
mit im Stück „Die Sorgen und die Macht“ 
von Peter Hacks, das im Braunkohlewerk 

spielte. Da war etwas los, auch bei den 
anschließenden Gesprächen und den 
vielen Abstechern im Revier. Das waren 
Sternstunden der Begegnung der Thea-
terleute mit dem Publikum, nichts da 
von Provinz! Da gingen Bühne und pul-
sierendes Leben ineinander über, kon-
trovers und gelegentlich auch lautstark, 
aber immer im Interesse der Werktätigen, 
wie man sie damals noch nannte. Das 
Stück handelte unter anderem von ehr-
licher Arbeit für alle oder einem Leben 
auf Kosten anderer.
Wenn das Theater ohne Scheuklappen ins 
Leben griff, dann strömte das Publikum 
auch bei Produktionsstücken in die Säle, 
besonders auf Abstechern. So erreichte 
man die Menschen mit ihren Sorgen und 
Nöten an Ort und Stelle. Kommt man 
nicht mehr an sie ran, dann bleiben sie 
weg. So einfach ist das. 
Natürlich war der Saal auch voll im „Opern-
ball“ von Heuberger oder im Ballett „Peter 
und der Wolf“ von Prokofjew, keine Frage. 
Auch hatten die Theater einen enormen 
Aktionsradius per Bus zu bewältigen. Es 

wurden sogar Doppelabstecher mit zwei 
Vorstellungen am Tag unternommen. Das 
war dann eine starke Leistung der Dar-
steller und aller Beteiligten, manchmal 
vom Vormittag bis Mitternacht. Und das 
Ganze, wie schon erwähnt, Ende der 50er 
Jahre, als die Bezahlung sehr mäßig war. 
Kein Arbeiter hätte dafür malocht! 

Da war viel Idealismus im Spiel. 
Es machte auch allen Spaß, und 
bei der Mehrzahl der Mitglieder 
des Ensembles war zweifellos 
ein gewisses Sendungsbewußt-
sein für die Kultur und die Idee 
des Sozialismus vorhanden. 
Von Provinziellem konnte also 
in diesem Sinne nicht die Rede 
sein, sondern eher von hohen 
ideellen Werten im Dienste der 
Kunst. 
Oft hörte man die Leute sagen: 
„Unser Theater ist gar nicht so 
schlecht, in Berlin wird auch 
nur mit Wasser gekocht“, wenn 
sie dort einmal eine Vorstellung 
besucht hatten. Es blieben auch 
große Künstler ein Leben lang mit 
ihren Familien in der „Provinz“, 
wo sie sich in kleineren und grö-
ßeren Städten ansiedelten. Die 
DDR sorgte später für die immer 
bessere soziale Absicherung der 
Theaterschaffenden, was zur 
Seßhaftigkeit beitrug. 
Oft spielte auch der Zufall eine 
Rolle. Archie durfte z. B. mit 
bedeutenden Theaterleuten wie 
Helene Weigel, Wolfgang Heinz, 
Rolf Ludwig u. a. zusammen-
arbeiten. Er wurde an Brechts 
Berliner Ensemble und an der 
Volksbühne engagiert. 
1970 bestanden in der DDR laut 

Statistischem Jahrbuch 101 Theater, Spiel-
stätten und Puppentheater, 1980 waren 
es 152 und 1987 sogar schon 213 mit einer 
Kapazität von 54 678 Sitzplätzen. Der 
Kostenaufwand für die gesamte Kultur 
soll im letztgenannten Jahr bei 3,5 Mil-
liarden DDR-Mark gelegen haben. 
Um zum Thema zurückzukommen: Im 
Durchschnitt wurde in der DDR-„Provinz“ 
eine hohe Spielkultur erreicht. Archie war 
oftmals verblüfft, daß bei Doppelabstechern 
sogar die Nachmittagsvorstellungen gut 
besucht wurden. Die Dramaturgen waren 
besonders eingespannt bei der Vorberei-
tung durch Einführungsvorträge und 
PR-Arbeit, wie Werbung heute genannt 
wird. Archie wurde damals dringend 
gebraucht. Als man ihn dem Schauspie-
ler Fred Düren als Dramaturg vorstellte, 
sagte der augenzwinkernd: „Ja, ja solche 
Leute muß es auch geben.“ Ein wenig über-
heblich zwar, aber recht hat er, dachte 
Archie. Er ahnte damals nicht, daß die-
ser bekannte DDR-Schauspieler einmal 
Rabbiner in Israel werden würde.

Manfred Hocke
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Leserbriefe an
RotFuchs

Ich danke für den Juni-Leitartikel „In der BRD ange-
kommen?“ Dieses Material ist durchdacht und analy-
tisch zutreffend – ein guter Beitrag zu 60 Jahren BRD 
und DDR. Wie überhaupt: Die Beiträge Steinigers zur 
aktuellen Politik, zur Richtigstellung von Geschichte 
und sein journalistisches aktives Engagement für 
„Links“ finde ich sehr nützlich und sympathisch. Er 
ist bis auf den heutigen Tag seiner Lebensauffassung 
und Gesinnung treu geblieben. Das macht Eindruck! 
 Herbert Mies, Mannheim

Am 18. August 1944 – vor 65 Jahren – wurde Ernst 
Thälmann ermordet. Er war einer der bedeutendsten 
Führer der deutschen und internationalen Arbeiter-
bewegung. Schon im Mai 1923 wurde er als Vertre-
ter der linken proletarischen Strömung in der KPD 
zum Mitglied der Zentrale gewählt. Am legendären 
Hamburger Aufstand war er führend beteiligt. 1925 
übernahm er die Leitung der KPD und den Vorsitz 
des Roten Frontkämpferbundes. Im selben Jahr 
wurde er erstmals in den Reichstag gewählt. 1925 
und 1932 kandidierte er zu den Reichspräsiden-
tenwahlen. Unermüdlich kämpfte Ernst Thälmann 
gegen den heraufziehenden Faschismus. 1932 
warnte er „Wer Hindenburg wählt, wählt Hitler, 
wer Hitler wählt, wählt den Krieg!“ Am 30. Januar 
1933 ging der KPD-Vorsitzende in die Illegalität. 
Nur einen Monat später fiel er seinen Häschern in 
die Hände. Nach 11 Jahren Einzelhaft wurde er auf 
direkten Befehl Hitlers und Himmlers in Buchen-
wald erschossen. Gerade in der heutigen Zeit 
gewinnt das Lebenswerk Ernst Thälmanns noch 
mehr an Bedeutung.

Heinz-Joachim Maaßberg, Magdeburg

Es gibt nur wenige Publikationen in diesem Land, 
die wie der „RotFuchs“ eine Gegenöffentlichkeit zur 
Selbstbeweihräucherung der BRD aus Anlaß ihres 
60. Jahrestages schaffen. Ich werfe die Frage auf: 
Welches war die größere gesellschaftliche Tragödie: 
der Mauerbau oder der Mauerabriß? Der Mauer-
bau traf zweifellos nicht wenige Familien sehr hart; 
menschliche Kontakte hüben wie drüben. Dabei muß 
man natürlich die damaligen politischen Gegeben-
heiten beachten. Der Mauerabriß öffnete dem Kapi-
talismus mit all seinen Gebrechen weit hinein nach 
Osteuropa Tür und Tor. Das war perspektivisch für 
die Menschheit also viel dramatischer.

Helmuth Hellge, Berlin

Wer kennt Heinz Koch? Mein Vater desertierte am 
4. Juni 1939 vom Panzerregiment Eisenach und 
fuhr nach Polen. Am 28. August sprach er in Radio 
Warschau, mit großer Wahrscheinlichkeit über den 
bevorstehenden Angriff. Am 5. September 1939 
wurde er festgenommen und im Anschluß an die 
U-Haft in Moabit nach Plötzensee verlegt. Am  
8. Mai 1940 verurteilte ihn das Reichskriegsge-
richt wegen Landesverrats, Fahnenflucht und 
Wehrkraftzersetzung zweimal zum Tode sowie zu  
15 Jahren Zuchthaus und lebenslangem Ehrver-
lust. Das Urteil wurde am 15. Juni 1940 in Plöt-
zensee vollstreckt.
Ich kämpfe jetzt um die juristische Rehabilitierung 
meines Vaters. Einige gefundene Dokumente rei-
chen zur Aufhebung des Urteils noch nicht aus. 
Deshalb bin ich für jeden Hinweis dankbar. 
Meine Adresse: Annenhof 6, 39307 Brettin,  
Tel. 0 39 33/99 03 48 Klaus Gödicke, Brettin

Viele Frauen, besonders die jungen, haben offen-
sichtlich von Politik die Nase voll oder verstehen 
sie nicht. Sie gehen nicht zur Wahl. Dabei könn-
ten sie diese entscheidend beeinflussen. Hier in 
Niedersachsen beträgt der Frauenanteil an den 
Wahlberechtigten 51 %.

Wir in der DDR geborenen Frauen sollten die-
sem Staat noch im nachhinein dankbar sein, daß 
er uns so ein hohes Bildungs- und Kulturniveau 
beschert hat.
Der RF ist immer wieder lesbar und eine Argu-
mentationshilfe. Besonders gern verfolgte ich 
die Beiträge von Prof. Dr. Horst Schneider aus 
meiner alten Heimatstadt Dresden. Ich nenne 
ihn stellvertretend für alle anderen Autoren, 
deren Artikel von mir „verschlungen“ werden. 
 Andrea Sternel, Hannover

Mit großem Interesse lese ich seit etwa zwei Jahren 
den „RotFuchs“. Diese Zeitschrift gibt mir viel Mut 
und Kraft. Auch die Leserbriefe sind sehr interessant. 
So hat mich die Zuschrift von Oberstleutnant a. D. 
Roland Potstawa aus Königs Wusterhausen (Juni-
RF) zu den folgenden Bemerkungen inspiriert. 
Der Dienst an der Staatsgrenze zur BRD erforderte 
eine hohe Kampfmoral, politisches Bewußtsein, 
Disziplin, Mut und Entschlußkraft. Als ehemali-
ger Angehöriger der Grenztruppen der DDR und 
als Kommunist bin ich auch heute noch der Auf-
fassung, daß der zuverlässige Schutz der Staats-
grenze objektiv notwendig und legitim war. Die 
Schandprozesse der Klassenjustiz haben uns nicht 
einschüchtern können und nehmen uns nicht den 
Stolz, Grenzsoldat der DDR gewesen zu sein. Sie 
war unser Vaterland, das wir ehrenvoll und ver-
antwortungsbewußt vor unseren imperialistischen 
Gegnern geschützt haben. Durch die Grenzsi-
cherungsmaßnahmen konnte 40 Jahre lang zur 
Erhaltung des Friedens beigetragen werden. Das 
sollten sich all jene durch den Kopf gehen lassen, 
die heute leichtfertig und oberflächlich mit ihrer 
eigenen Geschichte umgehen. Als Unterfeldwebel  
a. D. der Grenztruppen der DDR stehe ich zu mei-
ner Vergangenheit. Gerhard Matthei, Weida

Dank für den ausgezeichneten Leitartikel im Juni-
RF, der, wie so oft, den sprichwörtlichen Nagel auf 
den Kopf trifft.
Ein paar Worte zu Fragen, die RF-Leser im Zusam-
menhang mit der Vernichtung der DDR aufwerfen. 
Ohne weiter anhaltende Unterstützung seitens der 
Sowjetunion hatte die DDR keine Überlebenschance, 
was immer Regierung und Bevölkerung wollten. 
Abstrakte Vorstellungen von Demokratie, staatlicher 
Gleichberechtigung oder sogar Volkswillen sind gut 
für Schulbücher und politische Propaganda, haben 
aber keine praktische Bedeutung, wenn es um die 
Konfrontation zweier Systeme geht. Heute verstehen 
viele Menschen bei Euch, was sie verloren haben. 
Es ist wichtig, daß ihnen der RF die Plattform zu 
einer entsprechenden Analyse bietet.

Dr. Vera Butler, Melbourne

In diesem Jahr hätte die DDR ihr 60. Jubiläum 
begehen können. Daß sie nur 40 Jahre alt wurde, 
ist dem Sieg der Konterrevolution zu „verdanken“, 
der innere und äußere Ursachen hatte. Jedenfalls 
fiel nicht ein Schuß seitens der Staatsmacht, um 
diese zu stoppen. Man stelle sich Entsprechen-
des – unter umgekehrten Vorzeichen – einmal in 
der BRD vor.
Um von den Ursachen der kapitalistischen System-
krise abzulenken und die Alternative Sozialismus 
nicht in die Köpfe der Menschen eindringen zu las-
sen, muß die DDR nach 20 Jahren verstärkt delegi-
timiert werden. Die historischen Entwicklungsmög-
lichkeiten und Errungenschaften der DDR, die sich 
noch in einem frühen Stadium der Entfaltung des 
Sozialismus befand, werden völlig ausgeblendet. Ein 
neuer Anlauf sähe notwendigerweise anders aus. 
Aber er soll nicht stattfinden! Auch dazu erfolgte 
die plötzliche „Enttarnung“ des Mörders von Benno 
Ohnesorg als „Stasi-Agent“. 
Bei vielen Studierenden wurde damals das politi-
sche Bewußtsein durch diese Bluttat geprägt. Ohne 
Zweifel ist der Polizeieinsatz zur Zerschlagung der 
Anti-Schah-Demonstration unangemessen hart 
verlaufen. Damals wurde die Schuld an Ohnesorgs 
Tod von Politikern und Medien ihm selbst oder den 
Demonstrierenden zugeschrieben. Kurras sprach 

man nicht wegen mangels an Beweisen, sondern 
aufgrund einer eigens für seinen Fall gestrickten 
„putativen Notwehr“ frei.

Uwe Bossart, Lüdenscheid

Im ND vom 6./7. Juni wurde Joachim Gauck zitiert: 
„Wir können nicht zulassen, daß die sozialisti-
schen Globkes in ihren Ämtern verbleiben.“ Wer 
ist „wir“? Wer sind Gaucks Auftraggeber? Wo 
bleiben dessen Geschichtskenntnisse, Logik und 
christliche Ethik?
Globke, der maßgeblich die juristischen Grund-
lagen zur Vernichtung der Juden schaffen half, 
wurde Adenauers unentbehrlicher Staatssekretär. 
Der Kanzler ernannte ihn zum Spitzenbeamten, 
obwohl er dessen Vergangenheit kannte, und hielt 
die schützende Hand über ihn, als die Kritik stär-
ker wurde. War Globke etwa unterdessen Demo-
krat geworden? Woran zeigte sich das? Am Anti-
kommunismus der Politik Adenauers? Der Kanzler 
brauchte seine Globkes, Oberländers, Speidels 
und Gehlens.
Kriegs- und Naziverbrecher vom Typ Globkes wur-
den in der DDR hart bestraft, was einigen ihrer pro-
fessionellen Kritiker nicht paßte.
Gauck könnte einwenden: Vor meiner Tätigkeit als 
Leiter der nach mir benannten Behörde war ich 
Pfarrer, also Tatsachen und Logik nicht verpflich-
tet. Auch nicht der Bibel? Gehört zur christlichen 
Ethik nicht die Feindesliebe? Läßt sich Christus 
als Chefankläger vorstellen, hat er am Kreuz nicht 
sogar seinen Henkern Vergebung versprochen? 
Ob er das auch bei Globke getan hätte, wissen 
wir nicht. Er war Jude.

Prof. Dr. Horst Schneider, Dresden

Am 6. Juni war ich anläßlich der Eröffnung der Buch-
handlung „Unsere Buchempfehlung für Sie“ in Berlin-
Hellersdorf. Egon Krenz stellte seine „Gefängnisno-
tizen“ vor und signierte das Buch. Viele Genossen 
und Sympathisanten nutzten das. Auch das RBB- 
Fernsehen war mit einem Kamerateam vor Ort. Es 
berichtete über die „Ostalgie-Veranstaltung“. 
Die kompetente Sicht des letzten SED-Generalse-
kretärs und Staatsratsvorsitzenden der DDR unter-
schied sich grundlegend von den „Dokumentatio-
nen“ offizieller BRD-Medien, die uns Tag für Tag 
vorgesetzt werden. In keinem Beitrag vernimmt man 
etwas zur besonnenen Haltung der DDR und ihrer 
bewaffneten Kräfte, besonders im Hinblick auf die 
Montags-Demos in Leipzig. 
Dafür, daß er trotz mehrjähriger Haft und persönli-
cher Diskreditierung seinen kommunistischen Ide-
alen treu bleibt, gehört Egon Krenz meine persön-
liche Hochachtung. Klaus Feldhacke, Berlin

In der Woche vom 31. Mai bis 6. Juni versuchten 
gleich zwei Fernsehsender – NDR und ARD – in 
Beiträgen den letzten Vorsitzenden des Staats-
rates der DDR Egon Krenz in das ihnen passende 
Licht zu rücken. Werkzeug war dazu der Repor-
ter Christoph Lütgert, der sich dazu „auf den Weg 
gemacht hatte“. Krenz zeigte aber, als er gefunden 
worden war, keine Lust zu einem Interview, weil er 
erstens sein hochinteressantes Buch „Gefängnis-
notizen“ zu signieren hatte und zweitens Lütgert 
mehrmals zu verstehen gab, daß er mit Reportern 
seines Schlages nur schlechte Erfahrungen gemacht 
habe. Das einzige, was dem Fernsehmann gelang, 
war, sich selbst einigermaßen ins Bild zu setzen. 
Die Absicht, das Krenz-Buch mit diesem Report 
zu diffamieren, dürfte ins Gegenteil umgeschla-
gen sein. Gut so. 

Horst Zimmermann, Cottbus

Ferdinand von Bismarck wurde einmal mehr für 
die sich „intellektuell“ gebende radikale Rechte 
ins Gefecht geschickt. An eine Vielzahl von Adres-
saten versandte er einen „persönlichen“ Brief, um 
für die Rechts-Postille „Neue Freiheit“ mit einem 
vierwöchigen Freibezug zu werben. Ich antwor-
tete ihm u. a.: 
,Sie betreiben in dem Schreiben an mich Geschichts-
fälschung übelster Art – die Gleichsetzung der 
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braunen und der roten Diktatur. Das kann ich so 
nicht hinnehmen!
Solange die Deutsche Demokratische Republik als 
Staat existierte, hat sie kein Bürger, kein Politiker 
der BRD vor der UN-Menschenrechtskommission 
als ,Unrechtsstaat‘ angeklagt. Erst in den letzten 20 
Jahren wird vehement gegen sie gehetzt, damit ja 
keiner auf die Idee kommt, ein anderes, ein gerech-
teres Deutschland zu wollen.
Ich empfehle Ihnen für Ihre weitere publizistische 
Arbeit das Lesen der Zeitschrift ,RotFuchs‘ oder 
der Tageszeitung ,junge Welt‘ als bestmögliche 
Lektüre zur Erweiterung Ihres Horizonts.
Es grüßt Sie eine von der ,roten Diktatur‘ zu mehr-
maligem Gewinn von Weltmeistertiteln und eines 
Olympiasieges ,Gezwungene‘.“
 Cornelia Klier, Berlin

Die Rote Hilfe OG Mönchengladbach betreut Faruk 
Ereren, gegen den im Januar 2009 das Verfahren 
vor dem OLG Düsseldorf wegen Mitgliedschaft in 
einer ausländischen terroristischen Vereinigung nach 
§ 129b des Strafgesetzbuches eröffnet wurde. Er 
entschloß sich nach dem Militärputsch in der Tür-
kei (1980) zum aktiven Widerstand, war deshalb 
dort langjährig in Haft und wurde gefoltert. An ihm 
wurden Scheinhinrichtungen vollzogen. Als Folge 
der Mißhandlungen ist er seit Jahren psychisch 
krank (Paranoia). Seit dem 8. April 2007 befindet 
er sich unter strengen Isolationsmaßnahmen in 
Untersuchungshaft.
Die Bundesanwaltschaft verwendet kritiklos türki-
sches Beweismaterial, das unter Folter entstanden 
ist. Das Gefängnis-Massaker vom 19. Dezember 
2000, bei dem 29 Häftlinge ihr Leben verloren und 
Hunderte verletzt wurden, wird als „gewöhnliche 
polizeiliche Maßnahme“ behandelt. Vor dem Blut-
bad hatten die politischen Gefangenen landesweit 
mit dem Todesfasten begonnen.
Wir fordern die sofortige Einstellung des Verfah-
rens und die Freilassung Faruk Ererens. Ich bitte 
dringend um Unterstützung.

Katrin Wasilewski, Mönchengladbach

Das Feilschen der BRD-Führung um das Wort „Krieg“ 
im Zusammenhang mit den in Afghanistan neuer-
lich zu Tode gekommenen drei deutschen Soldaten 
ist infam. Wieder haben junge BRD-Bürger – sie 
stammen übrigens alle aus dem Osten – in Afgha-
nistan für die Interessen des deutschen Kapitals 
ihr Leben lassen müssen. Ganz offiziell werden sie 
als „Gefallene“ bezeichnet. Es ist nämlich ein bru-
taler Aggressionskrieg, der dort stattfindet, wäh-
rend der Öffentlichkeit weiterhin eingeredet wird, 
es handele sich um eine Kombination aus „Militär-
einsatz“ und „Aufbauhilfe“.
In den deutschen Chefetagen sitzen seit dem Über-
fall der BRD Gerhard Schröders auf Jugoslawien 
bis zu Angela Merkel Kriegskanzler und Kriegska-
binette am Tisch.  Hans-Georg Vogl, Zwickau

Also, liebe „RotFuchs“-Macherinnen und -Macher, 
das dürfte Ihnen nicht passieren! Im Juni-RF auf 
Seite 8 wird aus dem 13. August 1961 der 13. August 
1963! So etwas finde ich peinlich.
Auf Besserung Ihrerseits hofft 

I. Lay-Ruder, Moers 

Im Mai haben wir als Familien- und Verwandten-
kreis eine „kleine Friedensfahrt“ durchgeführt. Ziel 
war Kleinmühlingen, wo sich das der Friedens-
fahrt gewidmete Radsportmuseum Course de la 
Paix befindet. Radsportlegende Täve Schur führte 
uns persönlich durch das Haus. Wir verlebten ein-
drucksvolle Stunden und erfuhren viele Details aus 
der Chronik der Friedensfahrt und der Radsport-
geschichte überhaupt. Mit Interesse besichtigten 
wir die zahlreichen Exponate. Durch das freiwillige 
Engagement von Radsportlern, Sympathisanten und 
Sponsoren entstand dieses kleine Schmuckstück. 
Täve und viele Bürger der Gemeinde Kleinmühlingen 
wollen sich der weiteren Ausgestaltung widmen, um 
die Idee der Friedensfahrt am Leben zu erhalten und 
vielleicht ein neues Rennen unter heutigen Bedin-

gungen zu organisieren. Wer von den „RotFüchsen“ 
die Sache unterstützen will, melde sich bei: Rad-
sportmuseum Course de la Paix, 39221 Bördeland 
OT Kleinmühlingen, Tel. 03 92 91/46 55 70

Gerhard Seyring, Bitterfeld

Im Juni-RF rezensiert Rolf Berthold die Neuerschei-
nung des Wiljo-Heinen-Verlags „Stopp NATO!“ 
Aufschlußreich finde ich insbesondere die Aus-
sage, wonach die These von einem „Ende der Sys-
temauseinandersetzung“ nicht zutrifft. Es entspricht 
keineswegs der Realität, daß es „heute die unver-
söhnliche Gegnerschaft zweier unterschiedlicher 
Gesellschaftssysteme im Weltmaßstab nicht mehr 
gibt“. Sie ist mit der Auflösung der Gemeinschaft 
des Warschauer Vertrages und der Zerstörung der 
UdSSR keineswegs aufgehoben. Daraus ergibt sich 
die Notwendigkeit, bestimmte Vorgänge auch unter 
diesem Blickwinkel zu betrachten. 

Generalmajor a. D. Dr. Dieter Lehmann, 
Dresden

In der Zuschrift Peter Skrabanias (Juni-RF) wer-
den m. E. starke Vereinfachungen vorgenommen. 
Vorauszuschicken wäre allerdings, daß ich seine 
Feststellungen, die barbarische Eroberungspolitik 
sei durch nichts zu rechtfertigen und der Revan-
chismus als Bestandteil imperialistischer Politik 
zu betrachten, teile. Das Wirken des Bundes der 
Vertriebenen gehört dazu. 
Die Flüchtlingszüge des 2. Weltkrieges kamen 
nicht nur durch die Angst vieler Deutscher vor 
Rache zustande. Die SS vertrieb Teile der deut-
schen Bevölkerung Ostpreußens mit vorgehalte-
ner Waffe. Nach Frau Steinbachs Definition waren 
auch das Vertriebene.
Nicht unerwähnt bleiben sollte, daß die Sieger-
mächte durchaus eigene Interessen vertraten. So 
entsprachen die Westmächte sowjetischen Gebiets-
forderungen auf das frühere Königsberg. Die Aus-
siedlung erfolgte selten einigermaßen geordnet 
und war auch mit Repressalien und Verbrechen 
verbunden. Ähnliches trug sich in Polen und der 
Tschechoslowakei zu.
Kriege bringen unvermeidliches Unrecht hervor. 
Das kann heute nicht mehr zu einer Aufrechnung 
führen. Völkerrechtlich bindende Verträge sind ohne 
irgendwelche Ausweichmanöver einzuhalten.
Meine Großeltern mußten Schlesien im Greisenalter 
verlassen. Sie waren keine Faschisten. Die Familie 
lebte seit Jahrhunderten dort. In ihr kleines Haus 
sind Rußland-Polen eingezogen. Daran soll nichts 
geändert werden. Irene Seeger, Leuenberg

Drei Bemerkungen zum Beitrag Richard Georg 
Richters „Eine andere Sicht“ (Juni-RF):
Der Autor trägt Eulen nach Athen. Er „beweist“, daß 
„internationaler Terrorismus“ ein „ideologischer 
Kampfbegriff“ ist, wobei er selbst feststellt, daß ich 
nichts anderes zum Ausdruck gebracht habe.
Er polemisiert gegen Aussagen, die er mir unter-
stellt bzw. nicht wie ich aus der Sicht der Terror-
abwehr der DDR bewerten kann.
R. G. Richter hat recht. Meine Beiträge sollen immer 
auch zur Diskussion anregen, indes mit Streitkultur. 
Bisher war ich im „RotFuchs“ auch nichts anderes 
gewohnt.  Dr. Udo Stegemann, Potsdam

Es ist ärgerlich, daß mein Artikel „Vom Lob des 
Falschen“ aus der jüngsten Ausgabe der „Theorie 
und Praxis“ in der Zeitschrift „offen-siv“ erscheint, 
wobei auch noch der Eindruck erweckt werden 
soll, er wäre dort im Rahmen einer „offen-siv-
Debatte“ zu lesen.
Ich habe der Redaktion mein Nicht-Einverständnis 
mitgeteilt. Mathias Meyers, Mainz

Vermutlich werden bürgerliche Medien zum 1. Sep-
tember wieder Schmutzkübel über die Politik der 
UdSSR wegen des Nichtangriffsvertrages vom  
23. August 1939 ausgießen. In seriösen Abhandlun-
gen zu diesem Thema wird die Tatsache erwähnt, 
daß Hitlers Befehl zum Überfall auf Polen bereits für 
den 26. August um 4.30 Uhr erteilt worden war. Die 

Befehlsausgabe erfolgte am 25. August um 15 Uhr. 
Unmittelbar darauf wurde in London ein förmliches 
Beistandsabkommen zwischen Polen und Großbri-
tannien unterzeichnet. Gegen 18.30 Uhr stoppte 
Hitler den Angriffsbefehl mit der Bemerkung: „Ich 
muß erst sehen, ob wir die englische Einmischung 
ausschalten können.“ Die britische Geste stellte 
sich jedoch als hohl heraus, so daß Nazideutsch-
land den Angriff am 1. September begann. Der 
geschilderte Ablauf der Ereignisse beweist, daß 
eine entschlossene Haltung der Westmächte den 
Kriegsausbruch hätte verhindern können.

Dr. Ernst-Jürgen Langrock, Hoyerswerda

Und wieder flatterte uns ein „RotFuchs“ ins Haus. 
Ganz großes Dankeschön! Jedesmal taucht die 
Frage auf, wer ihn zuerst lesen darf – meine Frau 
oder ich. Aber da wir in dieser Hinsicht in „friedlicher 
Koexistenz“ leben, findet sich immer ein Mittelweg. 
Ich beginne mit den Leserzuschriften (besonders 
interessieren mich Beiträge der Genossin Vera But-
ler), es folgt der Leitartikel, dann kommt „Archie“ 
an die Reihe, und schließlich wird der „RotFuchs“ 
von hinten aufgerollt.
Über dem Giebel eines Gebäudes unserer Bran-
denburger Landesregierung steht übrigens in Stein 
gemeißelt: „Die Staatsgewalt geht vom Volke aus.“ 
Ich fände es besser, wenn es hieße: „Die Staatsge-
walt geht vom Kapital aus.“ Oder irre ich mich da? 
Im Prinzip gehören zur Demokratie auch „Volksbe-
fragungen“. Legte man nicht im Grundgesetz fest, 
daß eine Verfassung, sollte es ein vereintes Deutsch-
land geben, auf der Basis freier Entscheidung des 
Volkes zu erarbeiten und anzunehmen sei?

Volker Kretzschmar, Potsdam

„Mittelstand statt VEB“. Unter den heldenstädti-
schen Wahlkampfparolen ist mir die der FDP am 
negativsten aufgefallen. Nach der Liquidierung 
der traditionsreichen Leipziger Industrie ist es bis 
jetzt nicht ansatzweise gelungen, einen neuen 
Mittelstand zu etablieren, der die gerissene Lücke 
schließen könnte. Er ist sehr instabil, von stän-
digen Zusammenbrüchen und Neugründungen 
geprägt, vor allem aber von Massenentlassungen. 
Die sogenannten mittelständischen Betriebe, auf 
welche die Freidemokraten abheben, stellen eine 
weitgehend gewerkschaftsfreie Zone dar, bieten 
oft nur unbezahlte Teilzeitjobs an, sind nicht dazu 
imstande, genügend Lehrstellen zu offerieren, ver-
weigern mitunter monatelang jegliche Bezahlung 
und bedienen sich der Mittel des Drucks und der 
Einschüchterung. Dieser Mittelstand erzeugt eine 
neue Arbeiterarmut und ist unseren VEBs um Wel-
ten unterlegen. Die Parole deklassiert deren Erfin-
der. Joachim Spitzner, Leipzig

Zum dritten Mal steckte Ihre Zeitschrift in mei-
nem Briefkasten. Dafür danke ich ganz herzlich. 
Mit großem Interesse habe ich die Beiträge über 
die komplizierten gesellschaftlichen Verhältnisse 
gelesen und meine Auffassungen dazu bestätigt 
gefunden.
Es ist schon erfrischend feststellen zu können, mit 
welcher politischen Klarheit die Grundprobleme 
unserer Zeit, aber auch Einzelfragen, welche die 
Menschen in der demokratischsten aller Demokra-
tien fast zu ersticken drohen, dargestellt werden. 
Ich freue mich schon auf die nächste Ausgabe des 
RF. Dr. Wolfgang Pütter, Berlin

Was würden die Medien der BRD nur tun, wenn es 
die DDR und das MfS nicht gegeben hätte! Es ver-
geht kaum eine Sendung, in der nicht über sie her-
gezogen wird. Unkenntnis oder Böswilligkeit?
Dabei habe ich das Gefühl, daß diese Auswüchse 
ganz besonders stark in Sachsen zu spüren sind. Ist 
es das schlechte Gewissen, weil hier die Nazis so 
angewachsen sind? Die neueste Lüge brachte der 
MDR: In den Polikliniken habe es keinen festen Arzt 
gegeben. Jahrelang erlebte ich das ganz anders. 
War der mich sonst behandelnde Arzt nicht anwe-
send, stand ein anderer zur Verfügung, der sich 
anhand der Akte gründlich informieren konnte. 
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Heute muß und darf der Patient nur dann krank 
werden, wenn der Arzt gerade Sprechstunde hat, 
und die ist stets überfüllt. ...
Ich hoffe nur, daß unser Volk nicht ganz verblödet 
und freue mich auf den nächsten RF.

Marianne Wuschko, Hoyerswerda

Ich möchte mich ganz herzlich für die Zusendung 
des „RotFuchs“ bedanken. Er macht Mut auch in 
finstersten Zeiten. Bernd Kolkwitz, Cottbus

Kurz nach der „Wende“ gründete die PDS im Kreis 
Bautzen einen Reiseclub. Ziel der ca. 20 Stamm-
touristen war und ist es, die Landschaften Euro-
pas kennenzulernen, aber auch politischen und 
historischen Begebenheiten nachzugehen, die 
Geschichte der Völker und Länder hautnah auf-
zunehmen. Unser Schwerpunkt war bisher der 
Osten und Südosten Europas. Partisanenkämpfe 
am Duklapaß, das Ghetto in Krakau, das von den 
Faschisten ausgelöschte belorussische Dorf Cha-
tyn. In diesem Jahr ging es erstmals gen Westen – 
zum Wohn- und Ferienheim Heideruh in der Nähe 
Hamburgs. Es wurde nach dem Krieg für ehema-
lige KZ-Häftlinge errichtet und wird ehrenamtlich 
verwaltet. Durch die Bindung zu den Hamburger 
Linken hatten wir gute Reiseführer. Sie zeigten 
uns die Gedenkstätte „Schule am Bullenhuser 
Damm“. 24 jüdische Kinder im Alter von vier bis 
zwölf Jahren wurden hier im Keller ermordet, 
nachdem sie zu Versuchszwecken mißbraucht 
worden waren. Dort brachten die Faschisten nach 
dem 20. April 1945 noch 24 sowjetische Kriegs-
gefangene um. 
Wir führten mit den „Linken“ in Hamburg-Altona 
einen regen Erfahrungsaustausch und besuchten 
auch Helgoland. Dank gebührt dem Organisator 
unserer Reisen, Genossen Christian Schneider, 
einem sorbischen Schriftsteller.

Wolfgang Ritter, Bautzen

Zum Tod des Schauspielers Fred Delmare möchte 
ich unsere Betroffenheit ausdrücken. Er war ein 
großer Künstler der DDR. Wir sahen ihn in „Nackt 
unter Wölfen“ an der Seite von Erwin Geschonneck. 
Nach dem Anschluß seines Staates an die BRD 
ging es Fred Delmare wie Millionen anderer DDR-
Bürger. Er wurde zunächst abgewickelt, bis es ihm 
schließlich gelang, an für ihn geeignete Filmrol-
len heranzukommen. DDR-Regisseure erinnerten 
sich seiner und drehten mit ihm. Soweit ich weiß, 
stand Delmare auch weiterhin zur DDR.
Das Leben hat Schweres für ihn bereitgehalten: 
Seine Tochter hat sich das Leben genommen, 
während sein Sohn wegen Mordes im Gefängnis 
sitzt. Das Ertragenmüssen solcher Situationen 
ist für Eltern wohl das Schlimmste, was man sich 
vorstellen kann. Fred Delmares Schicksal hat uns 
sehr berührt. Liesel Bauer, Dormagen

Beate Klarsfeld ist für mich eine Frau, der ich 
Respekt und Anerkennung zolle. Sie hat den 
Kampf für die Bestrafung von Nazimördern zu 
ihrer Lebensaufgabe gemacht. Diese großartige 
Frau scheute sich nicht, den damaligen CDU-Bun-
deskanzler Kurt Georg Kiesinger wegen dessen 
Nazivergangenheit öffentlich zu ohrfeigen. Damit 
hat sie ihre Mißachtung für Diener der Faschisten, 
die sich anschließend ein „Demokratiemäntel-
chen“ umhängten und den Biedermann spielten, 
zum Ausdruck gebracht.
Beate Klarsfeld wäre – wie von der Linksfraktion 
im Bundestag vorgeschlagen – eine geeignete 
Kandidatin für das Bundesverdienstkreuz.

Thea Kleine, Berlin

Ich bin achtzig und unterlasse es seit 1989 keinen 
Tag, mein kleines Herz zu überzeugen, doch bitte 
weiterzuschlagen, habe ich doch noch Pflichten in 
dieser kaputten Welt. Seit etwa neun Jahren ver-
sorge ich meine an Alzheimer erkrankte Frau, die 
den Kapitalismus genauso „schätzte“ wie ich. Lei-
der muß ich gestehen: Wir haben ihn unterschätzt. 
Seit langem führe ich mit den Regierenden einen 

erbitterten Kampf um sozialgerechte Einstufung. 
Ich gehe da so vor, daß ich mich mit einer Behörde 
auseinandersetze und verantwortlichen Politikern 
oder Institutionen meinen Klassenstandpunkt in 
Form von Anträgen oder „Informationen“ zukom-
men lasse. Die Erfolge sind bescheiden: Wenn es 
hochkommt, erhalte ich höfliche Bestätigungen 
und Hinweise auf andere Zuständigkeiten. 
Mir ist bewußt, daß eher ein Kamel durch ein Nadelöhr 
geht, als daß ein Knecht des Kapitals sozial denkt 
oder handelt! Dennoch: Steter Tropfen höhlt den Stein. 
Ich hoffe, daß es immer mehr solche Tropfen gibt.  
 Franz Kilian, Dessau-Roßlau

Ich würde die Überschrift des Beitrags von Dr. 
Ehrenfried Pößneck „Wer zog die Strippen?“ um 
die Worte erweitern: Wer wußte davon, und wel-
che Schlußfolgerungen hätten gezogen werden 
müssen?
Der Artikel hat mich bald umgehauen. Ich kann 
mich nicht erinnern, daß solche Dinge damals in 
Parteiversammlungen zur Sprache gekommen 
wären. Mit dem „Manifest demokratischer Kom-
munisten“ hätte sich die SED-Führung auseinan-
dersetzen und derartigen Denkweisen den Kampf 
ansagen müssen. Ich habe nichts davon bemerkt 
und bin darüber sehr enttäuscht. 
Schon in jener Zeit machte die Konterrevolution 
mobil. Wir merkten es in unserer Kurzsichtigkeit 
leider nicht. Wolfgang Hilbert, Kahla

Mit dem Schreiben von Briefen an Medien und 
Politiker begann ich schon während der Konter-
revolution. Ich sah darin eine Möglichkeit, poli-
tisch weiter aktiv zu sein. Damit verbunden war 
die Suche nach Mitstreitern zur Solidarisierung 
mit den Opfern der Siegerjustiz des Klassenfein-
des sowie aller, die wegen ihres Eintretens für 
die DDR öffentlicher Diskreditierung ausgesetzt 
waren. Da der Gegner hauptsächlich das MfS zur 
Zielscheibe seiner wütenden Attacken auf den 
Sozialismus gemacht hatte und dessen inoffizi-
elle wie offizielle Mitarbeiter seit fast 20 Jahren 
ununterbrochen verleumdet, habe ich als ehema-
liger MfS-Offizier gerade gegen diesen Aspekt 
des reaktionären Gesinnungsterrors gekämpft. 
Allerdings stieß ich nicht selten auf politisches 
Desinteresse, Bequemlichkeit, Angst, Egoismus, 
Ideenlosigkeit und vielleicht auch „Stehproleta-
rierdenken“. Nicht wenige derjenigen, die ich zu 
mobilisieren versuchte, gehen mir sogar aus dem 
Wege. Ein ehemals ranghoher Vorgesetzter nannte 
mich einen „Schreiberling“. Dennoch gebe ich 
nicht auf. Hans Schneider, Erfurt

Über alles mögliche werden Studien in Auftrag 
gegeben und Gutachten angefertigt. Zum Beispiel 
darüber, wie der deutsche Michel und „Lieschen 
Müller“ ihre Freizeit verbringen, um auch darauf 
Einfluß zu nehmen. Das breite Publikum darf keine 
Atempause zum Nachdenken bekommen. So gibt 
es in der BRD eine Vielzahl finanziell gestützter 
Vereine in erheblichen Größenordnungen, die 
von wirklich Wichtigem ablenken sollen. Auch die 
Monopolen zuzuordnenden Medien spielen ihren 
Part, indem sie für Großveranstaltungen mit den 
Superstars des Schlagergesangs und der Volks-
musik Eintrittskarten verschenken oder Werbung 
betreiben. Der Karneval beschäftigt die Vereine 
das ganze Jahr. Der Osten ist dabei voll integriert. 
Bei der Propagierung der Profi-Fußballstars wird 
der Eindruck vermittelt, daß hier kein Spiel statt-
finde, sondern Sein oder Nichtsein zur Debatte 
stünden. Eine Show jagt die andere. Auch makabre 
Umzüge gehören zur Szene. Bei ihnen erwacht 
das Mittelalter zu neuer Blüte. Ritter mit Schwert 
und Lanze zeigen, wie schön das Morden damals 
war. Und kein Schild in Sicht, auf dem geschrie-
ben steht: Zu jener Zeit waren die Menschen 
Leibeigene, den Gesetzen ihres Herrn unterwor-
fen, der bei einer Hochzeit auch vom „Recht der 
ersten Nacht“ Gebrauch machte und den armen 
Bauern den Zehnten abpreßte. 

Werner Juhlemann, Geithain

Der Monatsanfang naht, und die Vorfreude steigt. 
Irgendwann kommt meine Frau und sagt: Der 
„RotFuchs“ ist da. Damit ist der Tag dann aus-
gefüllt. Von A bis Z wird das Blatt durchgelesen, 
mit sehr vielem bin ich einverstanden, lerne dar-
aus, sammle Argumente und tanke meine Bat-
terien auf.
Manchmal denke ich allerdings: Ein sehr gutes 
Essen, aber irgendein Gewürz fehlt noch am 
Menü. Welches?
Der Kampf unserer Genossen in aller Welt –  
o. k.; Erinnerungen verdienstvoller Kämpfer –  
o. k.; Beleuchtung historischer Vorgänge, Per-
sonen und Akte – o. k.; theoretische Ausblicke 
auf das, was werden könnte und müßte – o. k.; 
Argumente und Strategien gegen die Haßtiraden 
unserer Gegner – o. k.
Gibt es etwas, was meine Abwehrkräfte noch mehr 
stärken und meine Zuversicht fördern würde? Wir 
diskutieren zu wenig über den eigenen Anteil jedes 
einzelnen an unserer Niederlage. Gorbatschow, 
Mittag und Co. waren doch nicht die Alleinschul-
digen. Frage an uns alle: Wo warst Du, was hast 
Du gemacht, unternommen oder unterlassen? 
(Erinnert sei an meinen Beitrag zum Schulsystem 
der DDR, wo es darum ging.) Warum konnte es 
geschehen, daß wir wehrlos und wie vom Schreck 
gelähmt alle Machtmittel aus der Hand gaben? 
War da nicht Jahrzehnte lang schon einiges faul? 
Daraus entsteht, gerade für uns „jüngere Genos-
sen“ die Frage, wo die Knackpunkte unserer 
Geschichte lagen und ob wir die Schwachstellen 
hinreichend beleuchtet haben. Warum steuerten 
kampferprobte Genossen nicht rechtzeitig gegen? 
Wie konnte es passieren, daß 1989 eine Massen-
partei angeblicher Kämpfer sang- und klanglos in 
die Knie ging? 
Noch haben wir die Zeitzeugen, die Kapazitäten und 
Möglichkeiten, uns solchen Fragen zu stellen.
Dem „RotFuchs“ weiterhin Standhaftigkeit, Mut 
und Erfolg im Sinne unserer Sache.

Hans J. Bock, Warin

„Osten blickt milde auf DDR“ titelte die „Mittel-
deutsche Zeitung“ (MZ) am 27. Juni. Ausgangs-
punkt des Beitrags ist eine von Herrn Tiefensee 
in Auftrag gegebene Befragung. Dabei ergab sich 
für ehemalige Bürgerrechtler ein unerwartetes 
Ergebnis. Das störrische Volk aus dem Osten des 
großen Vaterlandes stimmte mehrheitlich nicht für 
die Vorgabe, die DDR sei hundsmiserabel gewe-
sen. Immerhin 58 % verbaten sich eine solche 
Unterstellung. Entsetzen ist die Folge. 
Natürlich befragte man auch die „Brüder und 
Schwestern“ aus dem Westen. Warum eigentlich? 
Sie konnten doch auf die Entwicklung des kleineren 
deutschen Staates – abgesehen von Paketen mit 
Maggisuppen und anderen Errungenschaften der 
westlichen Freiheit (die Sendungen waren steuer-
lich absetzbar) – gar keinen Einfluß nehmen. Sollte 
so der rechnerische Durchschnitt des Ergebnisses 
dieser Umfrage aufgebessert werden? 
Es gäbe weitere Fragen dieser Art zu klären. Bei-
spielsweise: Wie kann ein Staatswesen demokra-
tisch funktionieren, wenn seine Bürger lediglich 
einmal in vier Jahren ihre Wahlzettel abgeben 
dürfen? Und: Kann man eigentlich von der abso-
luten Mehrheit einer Partei sprechen, wenn sie 
zwar 51 % der Stimmen erhält, aber nur 49 % der 
Bürger zum Wahllokal streben? Wird das gesamte 
Geschäft nicht in Wahrheit von einem immer klei-
ner werdenden Klüngel gutbezahlter Berufspoli-
tiker betrieben, die das Volk wie einen Stier am 
Nasenring in der Manege ihrer Manipulationen 
herumführen? Deren Aufgabe besteht darin, den 
Massen klarzumachen, daß im Himmel Jahrmarkt 
ist und ihre Rolle darin besteht, den Göttern immer 
ausreichend Atzung herbeizuschaffen.

Dr. Günther Freudenberg, Bernburg
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Im freien Fall  Grafik von Klaus Parche

RF-Chefredakteur Dr. Klaus Steiniger 

spricht und diskutiert am 20. August 

um 16 Uhr auf einer Veranstaltung der 

RF-Regionalgruppe Güstrow, Hansabad 
(Hansenstraße 4), über das Thema

Barack Obama:  
Anspruch und Wirklichkeit

Am 8. August, 10 Uhr, spricht Dr. Werner 

Büchner vor Mitgliedern und Freunden 

der RF-Regionalgruppe Erfurt in der 

Museumsgaststätte, Juri-Gagarin-Ring 

140a, über das Thema

Rechtsstaat BRD? – Unrechtsstaat DDR?

Die RF-Regionalgruppe Berlin lädt für 

den 21. August um 16.30 Uhr zu einer 

Veranstaltung in die Begegnungsstätte 

der Volkssolidarität, Torstraße 203–205, 

herzlich ein. Der Vorsitzende des Förder-

vereins, Botschafter a. D. Rolf Berthold, 

spricht über das Thema

60 Jahre Volksrepublik China

Prof. Dr. Ekkehard Lieberam spricht auf 
Veranstaltungen der RF-Regionalgruppen 
Nördliches Vorpommern und M-V 
NordWest am 3. September um 15 Uhr 
in Stralsund, Prohnerstraße 41, und am 
4. September um 14 Uhr in der Begeg-
nungsstätte der Volkssolidarität Wismar-
Wendorf, Hanno-Günther-Straße 6b.  
Sein Thema lautet

Wirtschaftskrise als Systemkrise


